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Gemeinderat). 
Htenographilder Bericht 


über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes 
der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien vom 
10. December 1896 unter dem Vorſitze des Bürger— 
meiſters Joſef Strobach und des Vice-Bürgermeiſters 
Dr. Karl Lueger. 

Nürgermeiſter Strobach: Die Verſammlung iſt beſchluſs⸗ 
fähig, die Sitzung eröffnet. 

1. Von der heutigen Sitzung entſchuldigen ihr Fernbleiben 
die Herren Gem.⸗Räthe Schedifka, Polzhofer, Dr. v. 
Billing und Herr Gem.⸗Rath Hallmaunn wegen Unwohlſeins. 

2. Von der Kabinetskanzlei Seiner k. und k. Apoſtoliſchen 
Majeſtät iſt folgendes Schreiben eingelangt (liest): 


„Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben im Allrhöchſt 


Eigenen und im Namen Ihrer Majeſtät der Kaiſerin zur An— 
ſchaffung von Brennmateriale für die Armen und Hilfsbedürftigen 
von Wien den Betrag von 6000 fl. aus Allerhöchſtihren Privat— 
mitteln allergnädigſt zu ſpenden geruht. 

Im Allerhöchſten Auftrage beehre ich mich, Euer Hochwohl— 
geboren in der Anlage den erwähnten Betrag zur geneigten weiteren 
Verfügung mit dem Erſuchen zu überſenden, deſſen Empfang der 
Kabinetskanzlei gefälligſt beſtätigen zu wollen. 

Wien, 10. December 1896.“ 

Die Verſammlung drückt für dieſe Spende den 
von den Sitzen 


ehrfurchtsvollen Dank durch Erheben 
aus. (Die Verſammlung erhebt ſich.) 

3. Die Oſterreichiſche Gasbeleuchtungs⸗Actiengeſellſchaft in 
Gaudenzdorf hat für die Armen des XII., XIV. und XV. Bezirkes 
den Betrag von je 100 fl., zuſammen alſo den Betrag von 300 fl. 


geſpendet. 


4. Ein Ungenanntſeinwollender hat für die Armen des 
XIV. Bezirkes 100 fl., zur Weihnachtsbetheilung armer Schul— 
kinder des XIV. Bezirkes weitere 100 fl. und für den Kinder- 
garten im XIV. Bezirke 25 fl., zuſammen alſo 225 fl. geſpendet. 

5. Herr Rudolf Wittmann, Eigenthümer des Franz 
Schuber t'ſchen Geburtshauſes, hat die auf einer rothen 
Marmorplatte eingravierte alte Hausnummer, welche an dem 
urſprünglichen Geburtshauſe des Tondichters angebracht war, für 
die Sammlungen der Stadt Wien zum Geſchenke gemacht. 

Die Verſammlung ſpricht den Spendern den Dank aus. 

Ich bitte den Herrn Schriftführer, den Einlauf zur 
Verleſung zu bringen. 

6. Schriftführer Gem.-»Rath Lehofer: Es iſt eine Eingabe 
des Centralverbandes der Hausbeſitzervereine eingelangt, welche 
lautet (liest): 

„Wohllöblicher Gemeinderath der k. k. Reichshaupt- und Reſidenz⸗ 
ſtadt Wien! 

Der Centralverband der Hausbeſitzervereine von Wien und 
Umgebung hat in ſeiner am 3. December d. J. ſtattgehabten 
Ausſchuſs⸗Sitzung nachſtehende vom Vereine der Hausbeſitzer im 
X. Bezirke beantragte Reſolution gefasst: 

N Reſolution. 

Der Centralverband der Hausbeſitzervereine von Wien und 
Umgebung iſt mit dem Beſchluſſe des Gemeinderathes vom 
27. October 1896, betreffend die Erbauung neuer Gaswerke, 
vollkommen einverſtanden und erklärt die Gegenaction als eine nur 
im Intereſſe der engliſchen Gasgeſellſchaft gelegene und die Intereſſen 
der Gemeinde Wien ſchädigende und verwerfliche Unternehmung. 

Derſelbe beehrt ſich, dies einem wohllöblichen Gemeinderathe 
unter Rückſichtnahme auf die in jüngſter Zeit auftauchenden 
Zeitungsnachrichten und vorberechnenden ungehörigen Agitationen 


zur Kenntnis zu bringen. 
Centralverband 


der Hausbeſitzervereine von Wien und Umgebung.“ 
(Lebhafter Beifall links.) 
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7. Es iſt weiters eine Eingabe des Centralverbandes der 
Hausbeſitzervereine eingelangt, des Inhaltes (liest): 

„Löblicher Gemeinderath der k. k. Neichshaupt- und Reſidenz— 
ſtadt Wien! 

In der Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 10. November 
dieſes Jahres hat die Regierung zwei Geſetzesvorlagen eingebracht, 
wovon die mit a) bezeichnete die 30jährige Steuerfreiheit für jene 
Neubauten ſtatuiert, welche auf den ärariſchen Gründen der Kaiſer 
Franz Joſefskaſerne aufgeführt, und die mit b) bezeichnete die 
vollſtändige 18jährige Steuerfreiheit für alle jene Neubauten 
fordert, welche an Stelle einer großen Anzahl von Kaſernen und 
auf den zugehörigen umfangreichen Grundflächen errichtet werden 
ſollen. 

Für jene Objecte, denen eine 30jährige Hauszinsſteuerfreiheit zu— 
gedacht iſt, verlangt die Regierung peremptoriſch eine ebenſolange 
Befreiung von den Landeszuſchlägen und einen 10jährigen Dispens 
von den Gemeindezuſchlägen; während für alle Baulichkeiten, denen 
nach der Regierungsvorlage eine 18jährige Steuerfreiheit zugedacht 
iſt, ein 18jähriger Verzicht auf die Landes⸗ und Gemeindezuſchläge 
beanſprucht wird. 

Nachdem betreffs der 30jährigen Steuerbefreiung für die 
Grundarea der Kaiſer Franz Joſe fskaſerne der Commune Wien 
ſeitens der Regierung nicht jenes Aquivalent geboten wird, das 
urſprünglich in Ausſicht genommen war und welches darin be— 
ſtanden hätte, dafs auf den im Beſitze der Commune befindlichen 
Baugründen im Reſervegarten, dann gegenüber der Technik und 
am Obſtmarkte die 30jährige Steuerfreiheit geſetzlich zuerkannt 
worden wäre, ſo entfällt für den löblichen Gemeinderath der Stadt 
Wien jeder raiſonnable Grund, dem Geſetzentwurfe a) feine Zu⸗ 
ſtimmung zu gewähren, und dies umſomehr, als die Commune von 
den tiefſchädigenden Folgen, welche die Gewährung einer 30 jährigen 
Steuerfreiheit für einen ſo rieſigen, ſchon durch ſeine Lage allein 
außerordentlich bevorzugten Grundcomplex unabwendbar mit ſich 
brächte, am härteſten getroffen werden würde. 

Hinſichtlich der geforderten Maſſengewährung einer completen 
18jährigen Steuerfreiheit für alle Neubauten, welche auf den Arealen 
der übrigen zur Auflaſſung beſtimmten Wiener Kaſernen innerhalb 
der nächſten zehn Jahre entſtehen ſollten, beziehungsweiſe der In⸗ 
ſinuation, Land und Commune mögen bei dieſen zahlreichen 
Häuſern auf ihr geſetzliches Steuerzuſchlagsrecht verzichten, kann 
es nur eine energiſche Stimme der Abwehr geben, denn eine derlei 
Zumuthung iſt gleichbedeutend mit einem Attentate gegen die 
Finanzen der Stadt Wien, gegen die planmäßige, ſtetige Durch— 
führung der wichtigſten Verkehrsſtraßen⸗Regulierungen und gegen 
das legitime Intereſſe des höchſtbeſteuerten Wiener Realbeſitzes, wie 
auch des ſoliden Baugewerbes. 

Die Staatsverwaltung möchte da faſt nur auf Koſten der 
Commune allein der Militärverwaltung ein reiches Millionen— 
geſchenk zuwenden. Anſtatt dafs die Regierung gebürendermaßen 
aus Staatsmitteln jenen Zuſchufs herbeiſchaffe, welchen die Militär⸗ 
verwaltung zur Erbauung zweckdienlicher, moderner Kaſernen an 
Stelle der alten, aufzulaſſenden Militärgebäude benöthigt, will ſie 
unter dem Vorwande, als brächte ſie ſelbſt durch die Gewährung 
einer abnorm hohen Steuerfreiheit ein Opfer, Land und Commune 
moraliſch zwingen, durch Verzichtleiſtung auf die Steuerzuſchläge 
ein gleiches zu thun. Nun bringt aber das Arar im vorliegenden 
Falle auch nicht das geringſte Opfer dar, denn der 30, reſpective 
18jährige Nachlass der ſtaatlichen Hauszinsſteuer kommt nur wieder 
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dem Militärärar allein zu ſtatten, dem leiblichen Bruder des 
Staatsärars, es iſt alſo gewiſſermaßen ein Geſchenk in ſich, was 
hier die Staatsverwaltung produciert. 

Nachdem weiters die Stadt Wien an dem Entgange der Ein— 
nahmen des Landes Niederöſterreich infolge der von dieſem ge— 
forderten Preisgebung des Zuſchlagsrechtes mit circa 85 Percent 
participiert, die Commune Wien auch nach Parcellierung der großen 
Kaſernengrundflächen gezwungen wäre, koſtſpielige Straßen von 
Grund aus herzuſtellen, dieſelben zu pflaſtern, permanent zu 
reinigen und in Stand zu erhalten, zu canaliſieren und zu be⸗ 
leuchten, und den neuen ſteuerfreien Häuſern das Hochquellenwaſſer 
zuzuleiten, endlich für die fo entſtehenden, außerordentlich be— 
völkerten Viertel vielleicht auch noch Schulen zu erbauen, ſo iſt 
es evident, daſs thatſächlich faſt nur auf Koſten der Stadt Wien 
allein der Militärverwaltung an Stelle zumeiſt alter, unpraktiſch 
gebauter, verwahrloster, hygieniſch bedenklicher Ubicationen neue, 
rationell veranlagte und mit den jüngſten techniſchen und ſanitären 
Vervollkommnungen ausgeſtattete Kaſernen beſchafft werden ſollen. 

Die im beſten Zuge ſtehende Beſeitigung der Engpäſſe und 
ſonſtiger Verkehrshinderniſſe würde bedenklich ins Stocken gerathen, 
die ganze Bauthätigkeit würde in eine ungeſunde Richtung gedrängt 
werden und unvermeidlich zu verhängnisvollen Exceffen führen, 
das niedrigſte Bauſpeculantenthum würde förmliche Orgien feiern, 
die betheiligten Bauprofeſſioniſten ruinös geſchädigt werden, ein 
Häuſerkrach ſondergleichen ſtände in Ausſicht, die Preiſe für Bau⸗ 
materialien und die Arbeitslöhne würden in die Höhe getrieben 
werden und dadurch die großen, noch auf Jahre hinaus berechneten 
Wiener öffentlichen Bauten zum Schaden der Commune weſentlich 
vertheuert werden, die Wertbemeſſung der Wiener Gründe und 
Realitäten würde durch die bevorſtehende große Überproduction 
an beſtſituierten Häuſern in ein bedenkliches Schwanken gerathen 
und die größten Wiener Steuerzahler — die Wiener Haus⸗ 
beſitzer — würden in den verſchiedenſten Richtungen arg benach— 
theiligt werden. 

Aber nicht nur, dass der Staat für dieſe ganz außerordent— 
lichen Steuerbegünſtigungen faſt gar nichts leiſten würde, weil er 
eben das Geſchenk des Hauszinsſteuernachlaſſes nur gewiſſermaßen 
an ſich ſelbſt macht, wäre es trotzdem wieder nur der Staat 
allein, welcher aus der ganzen rieſenhaften Procedur noch ſehr be— 
deutenden Nutzen ſchöpfen würde. Alle Kauf- und Bauverträge, 
Anſchreibungen und Löſchungen, kurz alle Rechtshandlungen ſind 
für den Staat mit reichen Gebüren verknüpft, der Staat hebt 
ferners 5 Percent Einkommenſteuer von dem ſteuerfreien Miet— 
zinsertrage ein, und er iſt es allein, welcher von dem großen 
Reinertrage der mit der qualificierten Steuerfreiheit bedachten 
Häuſer auch die neue zuſchlagsfreie Perſonaleinkommenſteuer ein⸗ 
heben würde. 

An Stelle der jetzigen Militärkaſernen, welche gar keine 
Mietobjeete darſtellen, würden im potenzierten Maße großartige 
Zinskaſernen entſtehen, und durch das ungeheuere Ausgebot von 
neuen, mit allem Comfort ausgeſtatteten Wohnungen würden den 
Beſitzern älterer Häuſer deren Mietparteien abwendig gemacht 
werden, und alle dieſe Parteien, welche früher ſteuerbare Mietzinſe 
bezahlten, werden dann zum Schaden des Landes und der Com— 
mune ſteuer⸗ und zuſchlagsfreie Mietzinſe entrichten. Anſtatt dafs 
ſich die Anſiedlungen mehr gegen die Peripherie der Stadt zu 
entwickeln ſollten, wird das gerade Gegentheil eintreten und die 
Mietparteien von außen nach hinein abgezogen werden; die Bau⸗ 
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ſpeculanten niedrigſter Ordnung, welchen der Löwenantheil an der 
zu gewärtigenden Häuſer⸗Maſſenfabrication à la minute zufiele, 
würden es an raffinierten Lockmitteln in dieſer Richtung gewiss 
nicht fehlen laſſen. An 50.000 Perſonen würden in den an 
Stelle der jetzigen Militärkaſernen, Exercier- und Depotplätzen 
entſtehenden Zinshäuſern bequem Platz finden; und alle dieſe In— 
wohner würden ſich aus den derzeitigen Mietparteien der alten 
Häuſer recrutieren, und anſtatt des früheren ſteuerbaren, nunmehr 
einen ſteuer⸗ und zuſchlagsfreien Zins entrichten. 

Die ungemein forcierte Bauthätigkeit — alles müsste nämlich 
innerhalb 10 Jahren verbaut ſein — die noch auf Jahre hinaus 
vertheilten großen öffentlichen Bauten, wozu jetzt auch noch der 
Bau der communalen Gasanſtalt und die Bauten aus Anlass des 
Regierungs⸗Jubiläums Seiner Majeſtät des Kaiſers, wie Volks⸗ 
wohnungen, Ausſtellungsgebäude ꝛc. kämen, ſowie der zu gewärti— 
gende Umbau jener noch zahlreichen Häuſer, deren 18jährige 
Steuerfreiheit nach fruchtloſem Verſtreichen der nächſten ſechs bis 
acht Jahre hinfällig würde, hätten einen mächtigen Zuzug von 
Arbeitern und kleinen Geſchäftsleuten zur Folge, welche nach Ab— 
lauf der verhältnismäßig kurzen Periode einer förmlichen Bauwuth 
wegen eintretender Arbeitsloſigkeit in materielle Bedrängnis ge— 
rathen, das Proletariat in bedenklichem Maße vermehren und der 
Commune infolge des neuen Heimatsgeſetzes zur Laſt fallen würden. 


Aus allen dieſen noch leicht zu vermehrenden triftigen 
Gründen ſtellt der ergebenſt gefertigte Centralverband der Haus— 
beſitzervereine von Wien und Umgebung an den löblichen Ge— 
meinderath der Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien die dringliche 
Bitte: gegen die beiden hier erörterten Geſetzentwürfe unver— 
weilt in der entſchiedenſten Weiſe Stellung zu nehmen und das 
Zuſchlagsrecht der Commune zur Hauszinsſteuer von den auf den 
Wiener Kaſernengründen zu erbauenden Häuſern unter feinen Um— 
ſtänden preiszugeben.“ 

Bürgermeiſter: Ich bitte, die Interpellationen zur Ver: 
leſung zu bringen. 


Schriftführer Gem.-Nath Cehofer (liest): 

8. Interpellation des Gem.⸗Nathes Dr. Neiſch in 
der Angelegenheit der Trottoirherſtellung auf der Hohen Warte: 

In der Gemeinderaths⸗Sitzung vom 22. October d. J. hat der Herr 
Bürgermeiſter über meine Interpellation bekanntgegeben, dass die mit der 
Verkehrsanlagen⸗Commiſſion wegen Abtretung des zur Trottoirherſtellung auf 
der linken Seite der Hohen Warte erforderlichen Grundes eingeleiteten Ver— 
handlungen nicht mit ſolcher Beſchleunigung werden beendet werden können, 
daſs das im Intereſſe des Fußgeherverkehres zweifellos ſehr wünſchenswerte 
Trottoir noch vor Eintritt des Winters ausgepflaſtert werden könne — es 
werde jedoch vorausſichtlich für die Sicherung eines für Fußgänger auch im 
Winter prakticablen Überganges vom jetzt fertiggeſtellten Trottoire entlang der 
Realität Or.⸗Nr. 5 Hohe Warte auf die andere Straßenſeite Sorge getragen 
werden. 


Der Gefertigte erlaubt ſich nun, an den Herrn Bürgermeiſter die An— 
frage zu richten: 

1. Wie weit find die Verhandlungen mit der Verkehrsanlagen— 
Commiſſion betreffs Abtretung des zur Trottoirherſtellung auf der 
Hohen Warte erforderlichen Grundes gediehen? 

2. Gedenkt der Herr Bürgermeiſter wegen Herſtellung des in 
der Interpellationsbeantwortung vom 22. October d. J. in Aus— 
ſicht genommenen, für Fußgänger auch im Winter prakticablen 
Überganges vom Trottoire bei Or.-Nr. 5 Hohe Warte auf die 
andere Straßenſeite baldigſt Veranlaſſung zu treffen? 

Würgermeiſter: Dieſe Interpellation wird in der nächſten, 
eventuell zweitnächſten Sitzung beantwortet werden. 
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Schriftführer Gem.-⸗Rath Cehofer (liest): 

9. Anfrage des Gem.-Nathes Kreiſel an den Bürger⸗ 
meiſter, bezüglich der Eröffnung des Gehweges in der Rechten 
Bahngaſſe im III. Bezirke: 

In Beziehung auf den Verkehr iſt wohl der Bezirk Laudſtraße ſehr ſtief— 
mütterlich bedacht. Durch den Umbau der Verbindungsbahn iſt der Verkehr 
durch die Ungargaſſe und die Hauptſtraße ein lebensgefährlicher geworden. Bei 
dem Durchlaſſe in der Ungargaſſe ſteht einerſeits mitten am Trottoir ein 
Piſſoir, andererſeits mitten am Gehwege der neu erbaute Schlot der Kühl— 
anlagen und zwei Drittel über die Straße hinaus lagern ſchon wochenlang 
Schutt und ſonſtige Abfälle in hohen Haufen. Eine Kunſt iſt es, bei dem 
Wagenverkehr da durchzukommen. Die Linke Bahırgaffe iſt für Jahre hindurch 
zur Gänze abgeſperrt und dermalen auch die Rechte Bahngaſſe. 


Da jedoch über den Winter hindurch der Bau in der Rechten Bahn— 
gaſſe ganz eingeſtellt iſt, könnte der Durchgaug für Perſonen wieder erlaubt 
werden, wodurch der Durchgang durch die Brücke in der Ungargaſſe entlaſtet 
werden würde. 


Ich ſtelle demnach an den Herrn Bürgermeiſter die freundliche An— 
frage: 


ob derſelbe geneigt wäre, competenten Ortes die Freigabe 
des Verkehres in der Rechten Bahngaſſe über die Wintermonate 
hindurch, wo die Erdarbeiten ruhen, zu erwirken? 


Vürgermeiſter: Wird ebenfalls in der nächſten Sitzung 
beantwortet werden. 
Ich bitte, nachſtehenden Antrag zur Verleſung zu bringen. 


Schriftführer Gem.-Nath Obrif (liest): 

10. Antrag der Gem. Näthe Bärtl, Obriſt und 
Tiſchler: 

Das in der oberen Schleifmühlgaſſe im IV. Bezirke befindliche Straßen⸗ 


pflaſter iſt in einem derartig ſchlechten Zuſtande, dafs eine Umpflaſterung 
dringend geboten erſcheint. 


Von der Wiedener Hauptſtraße hinein, gerade an der Ecke, befindet ſich 
eine ovale Vertiefung, unterhalb derſelben zwei weitere ſolche, welche wohl 
mit grobem Sand ausgefüllt wurden, was aber für den dort ſtattfindenden 
ſtarken Wagenverkehr ein bedeutendes Hindernis bildet. 


Beim Hauſe Nr. 3 in der Schleifmühlgaſſe wird gegenwärtig das Pflaſter 
ausgebeſſert, doch unterhalb bis zur Margarethenſtraße wechſeln Erhöhungen 
mit Vertiefungen ab. f 


Die Unterzeichneten erlauben fi) daher zu beantragen, 

es möge der obere Theil der Schleifmühlgaſſe im IV. Bezirke 
zwiſchen der Wiedener Hauptſtraße und der Margarethenſtraße, 
woſelbſt ein großer Wagenverkehr ſtattfindet, mit thunlichſter Be— 
ſchleunigung einer vollſtändigen Umpflaſterung unterzogen werden. 

Bürgermeifter: An den Stadtrath. 


11. In der letzten Sitzung wurden für die Wahl von ſechs Mit- 
gliedern in das Curatorium der Kaiſer Franz Joſef-Stiftung zur 
Unterſtützung des Kleingewerbes in Wien pro 1897 68 Stimm— 
zettel abgegeben. Gewählt wurden die Herren Gem.-Räthe: Joſef 
Hawranek, Joſef Leitner, Rudolf Polzhofer, Karl 
Stehlik, Dr. Joſef Porzer und Joſef Gregorig, ſämmt⸗ 
liche mit je 68 Stimmen. 

Für die Wahl von zwölf Mitgliedern in die zufolge Ge— 
meinderaths-Beſchluſſes vom 27. November 1896 eingeſetzte Com: 
miſſion zur Prüfung der auf die Erweiterung der Kaiſer Franz 
Joſef⸗Hochquellenleitung bezüglichen Rechnungen ſeit Conſtituierung 
des neuen Gemeinderathes wurden 68 Stimmzettel abgegeben. 
Gewählt wurden die Herren Gem.-Räthe: Karl Moriz Mayer, 
Dr. Heinrich v. Billing, Dr. Emerich Klotzberg, Felix 
Hraba, Joſef Leitner, Karl Lehofer, Joſef Obriſt, 


Johann Pichler, Philipp Schleidt, Franz Mareſch, Hugo 
Platter und Franz Eigner, ſämmtliche mit je 68 Stimmen. 

Wir ſchreiten zur Erledigung der Tagesordnung. Zum 
Referate bitte ich Herrn Gem.-Rath Dr. Mayreder. 
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12. Referent Gem.-Rath Dr. Mayreder: Zur Zahl 7428 
habe ich über den Umbau der Franzensbrücke zu berichten. 

Wenn ich in meinen Ausführungen etwas weitergehen werde, 
als ich es anlässlich der letzten techniſchen Referate, welche ich die 
Ehre hatte, Ihnen vorzutragen, that, ſo bitte ich, das der Wichtig— 
keit des vorliegenden Gegenſtandes zuzuſchreiben. Handelt es ſich 
doch in der heutigen Zeit, da die Gemeinde Wien mit techniſchen 
Arbeiten weit überhäuft iſt und ungeheure Geldſummen für die— 
ſelben zu verausgaben hat, darum, abermals einen Beſchluſs zu 
faſſen, welcher ungefähr eine halbe Million Gulden aus den 
ſtädtiſchen Caſſen in Anſpruch nimmt. 
Die erſten Anregungen, die Franzensbrücke umzubauen, gehen 
bereits in das Jahr 1890 zurück, nachdem in der damaligen Zeit 
gleichzeitig mit mehreren Unterſuchungen bezüglich anderer Brücken 
conſtatiert wurde, dass die Tragfähigkeit der derzeitigen Franzens⸗ 
brücke bereits jenes Maß unterſchreite, welches zur unbedingten 
Sicherheit erforderlich iſt, und andererſeits ja der Umſtand ſchon 
des Längeren ſehr ſchwer gefühlt wird, daſs die Fähigkeit der 
Brücke, den über ſie führenden Verkehr zu bewältigen, bei weitem 
nicht mehr ausreiche. Demzufolge wurde im Jahre 1891 ein 
Gemeinderaths-Beſchlußs gefasst, welcher den Umbau der Franzens— 
brücke ins Auge faſste. Im Jahre 1893 wurde dann das hölzerne 
Proviſorium, welches derzeit noch in Benützung ſteht, ausgeführt, 
und es erfreut ſich dieſes Proviſorium leider keiner allzu beſonderen 
Tüchtigkeit, fo daS der längere Beſtand dieſes Objectes auf keinen 
Fall mehr wünſchenswert erſcheint. 


Die Ausarbeitung des definierten Pro jectes hatte noch mit 
einigen ungelösten Fragen zu kämpfen, ſo vor allem bezüglich 
der Ausgeſtaltung des Donaucanales an dieſer Stelle jenen Zeit— 
punkt abzuwarten, bis der Gemeinde von Seite der Donaucanal— 
regulierung die entſprechenden Daten gegeben waren. Nachdem 
aber die Grundzüge des Projectes aufgeſtellt waren, wurde un— 
mittelbar an die waſſerrechtliche Commiſſion geſchritten und im 
Jahre 1894 am 30. November, alſo vor etwas über zwei Jahren, 
der waſſerrechtliche Conſens mittels Statthalterei-Erlaſs der 
Gemeinde gegeben. Es war damals ſchon Gegenſtand des Wunſches 
der Gemeinde geweſen, den Kämpfer-Anlauf der Brücke herab- 
zudrücken, um auf dieſe Weiſe eine entſprechend größere Con— 
ſtructionshöhe zu gewinnen. 


Es wurde dann unter dem 25. Juli 1895 die Ausſchreibung 
einer öffentlichen Concurrenz zur Erlangung eines Detailprojectes 
und von Anboten für die Ausführung der Brücke auf Grundlage 
der unter einem genehmigten Projectsbehelfe und Bedingniſſe 
veranlasst. Dieſe Offertverhandlung, welche damals ausgeſchrieben 
war, bildet gleichſam auch noch die Baſis der heutigen Beſchlußs— 
faffungen, und ich möchte bei dieſer Gelegenheit darauf hinweiſen, 
dafs die Art und Weiſe dieſer Offertausſchreibung eine ſolche war, 
welche ich mit einer Art Va banque-Spiel vergleichen möchte. 
Wenn es ſchon heute überhaupt ſehr ſchwer iſt, einen inländiſchen 
Unternehmer für unſere ſtädtiſchen Arbeiten zu finden, der ſich mit 
einem zwar hohen, aber immerhin noch bürgerlichen Gewinn begnügt, 
ſo iſt es umſo ſchwerer, Unternehmer zu finden, welche einige 
Tauſend Gulden auf die Projectsverfaſſung wagen, um Gefahr 
zu laufen, allenfalls nicht in die engere Concurrenz einbezogen zu 
werden. Das Reſultat dieſer Offertausſchreibung war denn auch 
ein ſolches, welches nichts weniger als befriedigend genannt werden 
konnte. 
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Es ſind im ganzen vier Projecte eingelaufen, von welchen 
eines ſchon deshalb nicht als vollwertig anzuſehen war, weil es. 
weſentlich zu ſpät überreicht war. Im übrigen hat ſich auch be- 
züglich dieſes Projectes herausgeſtellt, dafs es in Bezug auf die 
Koſten das theuerſte geweſen wäre, fo dafs, ſelbſt wenn es recht— 
zeitig überreicht worden wäre, eine meritoriſche Behandlung des— 
ſelben kaum hätte in Ausſicht genommen werden können. Im 
übrigen ſind noch drei weitere Projecte eingelangt, nämlich eines 
von der Witkowitzer Bergbau- und Eiſenhütten⸗Gewerkſchaft, welches 
fi) der einen Variante anſchloſs, die gegeben war, die Dreitheilung 
des Profiles zu benützen, und zwar derart, daßs beide Seiten— 
öffnungen durch gemauerte Bögen, die Mittelöffnung aber durch 
einen Bogenträger ins Auge gefasst war. Die Koſten dieſer Brücke, 
welche den Ingenieur Pfeuffer und den Architekten Krauß 
zu Verfaſſern hatte, betrugen 680.413 fl. Das zweite Project war 
von der Firma E. Gärtner in Wien, welche ſich ebenfalls des 
dreitheiligen Profiles bediente, und zwar einer Eiſenconſtruction 
über alle drei Felder, mit Gelenksträgern auf den beiden Pfeilern 
und mit einer Geſammtkoſtenſumme von 637.678 fl., alſo um 
circa 40.000 fl. weniger als das frühere Project. Endlich ein 
drittes Project von der Allgemeinen öſterreichiſchen Baugeſellſchaft, 
welches ebenfalls ein dreitheiliges Profil mit Gelenksträgern wählte, 
und das früher genannte vierte Project von derſelben Geſellſchaft, 
welches die Brücke mit einer Spannweite projectierte. Die Koſten 
des erſtgenannten Projectes der Allgemeinen öſterreichiſchen Bau⸗ 
geſellſchaft betrugen 878.797 fl., die Koſten des letzteren wurden erſt 
ſpäter mit einer Summe angegeben, die noch etwas höher war 
als dieſe. Es war alſo zwiſchen dem Projecte der letzten Firma 
und den Projecten der beiden erſten Firmen eine Differenz von 
nahezu 200.000 fl., welche ſich hauptſächlich dadurch herausſtellte, 
daſs einerſeits die Conſtructionsart eine theuerere und dajs die 
Conſtruction ſchwerer bemeſſen war, andererſeits dass Differenzen 
im Preiſe ſich vorfanden, wie z. B. im Eiſen, welches doch das 
Wichtigſte iſt, und zwar zwiſchen circa 27 bis 33 fl. per Meter— 
centner. 

Wir hatten daher nur die Möglichkeit, ernſtlich in die Be— 
urtheilung der beiden erſtgenannten Projecte der Firma Wit— 
kowitz und der Firma E. Gärtner einzugehen, indem dieſe 
in Bezug auf die Koſten einen ſo bedeutenden Abſtand von den 
beiden letztgenannten Projecten aufwieſen. Es war uns aber 
beim Studium der Ziffern ſofort klar, daſs wir es hier nicht 
eigentlich mit zwei Firmen zu thun haben, ſondern lediglich mit 
einer Firma in dem Sinne, dajs, ob nun die Brücke dem einen 
oder dem anderen der beiden Offerenten zugeſchlagen würde, in 
jedem Falle die Firma E. Gärtner die Mauerwerkconſtruction 
und die Pfeiler, die Firma Witkowitz die Eiſenconſtruction 
ausgeführt hätte. Wir hatten alſo ernſtlich in Betracht zu ziehen, 
dass das lediglich eine einzige Offerentin iſt, nämlich die Firmen 
Witkowitz und E. Gärtner, welche ſozuſagen wenigſtens 
vom geſchäftlichen Standpunkte aus als eine Offerentin zu betrachten 
war, andererſeits aber ſtand allerdings, was die techniſche und 
künſtleriſche Ausarbeitung des Projectes anbelangt, feſt, dafs ſich 
die beiden Projecte, von denen das eine, wie früher erwähnt, von 
dem Ingenieur Pfeuffer und dem Architekten Freiherrn v. Krauß, 
das andere von dem Ingenieur Swoboda und dem Architekten 


Olbricht verfasst war, in Bezug auf die techniſche Frage ziemlich 


ſcharf einander gegenüberſtanden, was ja ſchon das beweist, daßs 
die Koſten nahezu die gleichen waren. 
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Die Jury, welche von der Gemeinde eingeſetzt war und die 
aus dem Prof. Brick als Obmann, dem Prof. Melan in 
Brünn und dem Baurathe v. Wilemanns in Wien beſtand, 
hat ſich in unzweideutiger Weiſe zu Gunſten des Projectes der 
Firma Witkowitz ausgeſprochen, welches die Brücke in drei 
Conſtructionsöffnungen mit gemauerten ſeitlichen Offnungen und 
einer Überſpannung der Mittelöffnung durch eine Bogenconſtruction 
durchführt. Die Jury ging bei dieſem Urtheile ſowohl von der 
techniſchen als auch von der äſthetiſchen Frage aus und ſie iſt in 
beiden Punkten mit voller Einigkeit dahin gekommen, daſs das 
Project Witkowitz, alſo von Pfeuffer und Krauß, dem 
anderen Projecte vorzuziehen ſei. 

Der Stadtrath hat nun am 29. Juli d. J. beſchloſſen, die 
Projecte der Allgemeinen öſterreichiſchen Baugeſellſchaft 3 und 4, 
wie ich ſie früher genannt habe, zurückzuweiſen und mit der 
Firma Witkowitz und Gärtner in Unterhandlung zu treten, 
und zwar in dem Sinne, ob es nicht möglich ſei, dass die beiden 
Firmen in Bezug auf ihre Projectsverfaſſung das Mauerwerk von 
der Eiſenconſtruction trennen würden. 

In dieſer Hinſicht war ein Entgegenkommen der Firmen 
nicht zu erzielen, und zwar deshalb, weil jede der Firmen von 

der anderen abhängig war und daher ein Nachgeben der einen 
Firma, ohne gleichzeitig die andere zu decken, nicht möglich war. 

Ich möchte darauf zurückkommen, dass auch ſchon im Com— 
miſſions⸗Gutachten — und dieſem Gutachten haben ſich ſowohl der 
Stadtrath als der Magiſtrat vollkommen angeſchloſſen — bemerkt 
wurde, dafs in beiden Projecten die Mauerwerkscubatur und die 
Qualität des Mauerwerkes nicht in der weitgehenden Weiſe 
ſpecialiſiert waren, wie es bei einem ſo theueren Objecte immerhin 
nöthig iſt, fo daſs ein wirkliches Bild über die Detailkoſten nicht 
gewonnen werden konnte. Es waren der Stadtrath und auch der 
Magiſtrat vielmehr der Meinung, dafs die Koften in Bezug auf 
das Mauerwerk weſentlich überhalten waren und daher eine 
Trennung beider Arbeitskategorien eine weſentliche Verbilligung 
herbeiführen könnte. 

Die Firmen haben ſich aber bereit erklärt, die Projecte im 
Sinne des Commiſſions-Gutachtens umzuarbeiten und auch auf 
die übrigen Anregungen der Gemeinde Wien einzugehen, jo daſs 
durch eine weitere Detaillierung der Projecte und durch das Ein— 
gehen auf die geſtellten Forderungen ſchon damals mit Beſtimmt— 
heit vorauszuſehen war, dass die Koſten ſich weſentlich niedriger 
geſtalten könnten als im erſten Offerte der Firma Witkowitz 
und der Firma Gärtner. Insbeſondere war es nothwendig 
geworden, ſich eine Klarheit darüber zu verſchaffen, ob die Funda— 
mente der alten Brücke wirklich nicht mehr verwendbar ſeien, wie 
dies in den Projecten angenommen war, oder ob ſie nicht viel— 
mehr doch noch zum Theile benützt werden könnten. 

Insbeſondere bezüglich des damals noch mit dem Namen 
„Project Witkowitz“ eingereichten Projectes war anzunehmen, 
dafs in dieſer Hinſicht weſentliche Erſparungen erzielt werden 
könnten. 

Infolgedeſſen wurde vom Stadtrathe ein Credit von 1500 fl. 


für die Boden- und Fundamentunterſuchung des alten Brücken⸗ 


beſtandes votiert. Dieſe Unterſuchung hat denn auch ergeben, dass 
ſowohl der Roſt, der aus dem Jahre 1803, als auch der Roſt, 
der aus dem Jahre 1848 ſtammt, das ſind die Jahre, in welchen 
die letzte und vorletzte Brücke, welche auf dieſem Platze geſtanden 
haben, errichtet wurden, als auch das Mauerwerk dieſer beiden 
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Brückenbeſtände aus den Jahren 1803 und 1848 vollkommen gut 
find, jo das fie dort, wo fie innerhalb der Mauerwerksprofile der 
neu zu errichtenden Brücke hineinfallen, immerhin in Verwendung 
gezogen werden können. 


Dieſe Umarbeitung der Projecte und die weiteren Unter— 
handlungen des eingeſetzten Stadtraths-Comités, welchem Herr 
Dr. Kupka, Herr Seichert und meine Perſon angehörten, 
haben ein Reſultat ergeben, welches in Anbetracht der Zwangs— 
lage, in welcher ſich die Gemeinde Wien befunden hat, immerhin 
erfreulich genannt werden kann. Es ſtellte ſich heraus, dass durch 
dieſe Umarbeitung das Project der Firma Witkowitz ſich im 
allgemeinen auf 585.805 fl. und das der Firma Gärtner ſich 
auf circa 520.000 fl. ſtellen würde. 

Wenn man noch in Betracht zieht, dass durch die Verwen— 
dung des alten Widerlagsmauerwerkes eine Summe von circa 
40.000 fl. erſpart werden dürfte, und dafs durch die Vergrößerung 
der Profilhöhe des Bogens um einen halben Meter noch eine 
weitere Summe von 70.000 fl. in Erſparung gebracht werden 
kann, ſo würde ſich das Project der Firma Witkowitz, auf 


Grund einer neuerlichen Begutachtung der Jury, die wir eingeladen 


haben, die umgearbeiteten Projecte neuerlich zu beurtheilen, auf 
445.000 fl. ſtellen. | 

Ich erlaube mir, hiebei mitzutheilen, daſs, um die Firmen 
nicht wenigſtens ohne alle Concurrenz zu belaſſen, über Anregung 
des Herrn Vice-Bürgermeiſters Dr. Lueger und über meine Inter⸗ 
vention der ſtädtiſche Ingenieur Hermanek beauftragt wurde, 
eine Studie darüber zu machen, wie theuer die Reconſtruction der 
beſtehenden Franzensbrücke kommen würde, und bei dieſen Studien 
iſt er darauf verfallen, gleichzeitig eine Projeetſkizze einzureichen, 
welche die Überbrückung des Donaucanales mit einer Offnung im 
Auge hatte, und zwar mit der Conſtruction oberhalb der Fahr— 
bahn. Dieſe Projectſtudie hat ergeben, daſs er mit einer Summe 
von circa 400.000 fl. das Auslangen finden würde. Es iſt aber 
nicht zu verkennen, daS er hiebei vielleicht in etwas optimiſtiſcher 
Weiſe auf die Wiederverwendung des alten Mauerwerkes gerechnet 
hat, und daßs andererſeits in äſthetiſcher Hinſicht eine Conſtruction 
oberhalb der Fahrbahn gewiss nicht So befriedigend wäre, wie 
jede der beiden ſonſt in Concurrenz geſtandenen Projecte. 


Sie werden mir zugeben, dass immerhin das Verhandlungs— 
reſultat dadurch beeinfluſst geweſen ſein dürfte, daßs beide Unter- 
nehmungen im Auge haben mufsten, daſs, wenn fie uns nicht in 
weitgehender Weiſe entgegenkommen, wir dennoch von beiden 


Projecten abſehen würden und auf die Studien Hermanek 
greifen müſsten, einfach deshalb, weil dieſe Studie um eine Viertel— 


million ungefähr billiger zu ſtehen gekommen wäre, als die uns 
vorgelegten Projecte, und relativ ausgedrückt, um mehr als 
40 Percent billiger. Nachdem die Verhandlungen ergeben haben, 


daſs mit dem Projecte Witkowitz, welches neuerlich durch die 


Jury als das zu bevorzugende bezeichnet wurde, eine Bauſumme 


von 445.000 fl. nicht überſchritten werden müſste, hat der Stadt— 


rath ſich für dieſes Project erklärt; jedoch war uns klar, dafs es 
in dieſer Angelegenheit wohl nicht angeht, einer Eiſenconſtructions— 
firma die Ausführung des Mauerwerkes zu übertragen, nachdem 
die Firma uns den Bauunternehmer oder Ingenieur, welcher eben 
dieſe Ausführungen machen ſollte, damals noch nicht genannt 


hatte, obwohl wir längſt wufsten, dass es die Firma Gärtner fer, 
Wir haben daher mit der Firma Witkowittz unterhandelt, und 


der vorliegende Antrag ift in Übereinftimmung ſowohl mit diefer 


Firma als mit der Firma Gärtner zuſtandegekommen, und nennt 
das Project nicht mehr unter dem Namen der Firma Witkowitz, 
ſondern unter dem Namen Pfeuffer und Krauß, nachdem 
dieſe beiden Männer hier jedenfalls eine ſehr erſprießliche Arbeit 
geleiſtet haben, und es wohl nicht angeht, ein Brückenproject 
mit einer Handelsfirma in Beziehung zu bringen, ſondern es noth⸗ 
wendig iſt, die Autoren einer ſolchen Arbeit zu nennen. 

Sie ſehen aus dem ganzen Referate, welches ich mir in ein— 
gehenden Darlegungen vorzutragen erlaubt habe, dafs die Lage 
des Stadtrathes nicht fehr erfreulich war, und dass es einer ge⸗ 
wiſſen Aufopferung von Seite der Beamtenſchaft und einzelner 
Mitglieder des Stadtrathes bedurfte, um dieſe Frage einer halb— 
wegs gedeihlichen Löſung zuzuführen. Ich möchte daher die Herren 
bitten, den Antrag, den ich nun zur Verleſung bringen werde, 
ohne Abänderung anzunehmen, da derſelbe das Reſultat einer 
halbjährigen Unterhandlung iſt, denn die Verhandlungen reichen 
nahezu in jene Zeit zurück, zu welcher wir in den neuen Ge— 
meinderath eingetreten ſind. 

Der Antrag lautet (liest): 

„1. Das von dem Oberingenieur F. Pfeuffer und dem 
Architekten F. v. Krauß ausgearbeitete Project für die Erbauung 
einer neuen Brücke über den Donaucanal an Stelle der Franzens⸗ 
brücke wird mit dem Koſtenbetrage von 445.000 fl. zur Aus⸗ 
führung angenommen und der Bau dieſer Brücke in der Weiſe 
vergeben, daſs die Ausführung der Fundierungs- und Mauerwerks— 
arbeiten der Bauunternehmung E. Gärtner und die Ausführung 
der Eiſenconſtruction der Witkowitzer Bergbau- und Eifenhütten- 
Gewerkſchaft auf Grund des bezüglichen Offertes unter folgenden 
Bedingungen übertragen wird: 

a) Die Gemeinde behält ſich vor, eine Anderung des Projectes 
in dem Sinne vorzunehmen, daſs die Pfeilhöhe des Bogens 
erhöht wird, und zwar entweder durch eine Senkung der 
Bogenanläufe oder durch Hebung der Bogenſcheitel, oder 
nach beiden Richtungen zugleich, und haben die Unternehmer 
infolge der hiedurch ſich ergebenden Minderleiſtungen keinen 
Anſpruch auf den hiedurch ſich ergebenden Verdienſtentgang. 

b) Das vorhandene Mauerwerk, Steinmateriale und die ſonſtigen 
Beſtände der beſtehenden Franzensbrücke ſind wieder in Ver— 
wendung zu nehmen, inſoweit dies unter Rückſichtnahme auf 
die Sicherheit der Conſtruction der neuen Brücke als zuläſſi 
erkannt werden wird. — Für dieſe Beſtände werden die in 
dem Offerte enthaltenen Einheitspreiſe der Unternehmung in 
Abrechnung gebracht und hat dieſelbe auf den durch dieſe 
Minderleiſtung ſich ergebenden Verdienſtentgang gegenüber 
dem geſtellten Offerte keinen Anſpruch. 

c) Desgleichen ſteht den genannten Unternehmungen infolge 
conſtructiver Abänderungen zum Zwecke der Überführung von 
Hauptgasrohren keinerlei Entſchädigung zu, mit Ausnahme 
jener für die hiedurch etwa eintretende Gewichtserhöhung der 
Conſtruction. 

d) Die Bauunternehmung E. Gärtner und die Witkowitzer 
Bergbau⸗ und Eiſenhütten⸗Geſellſchaft haben in solidum die 
vertragsmäßige Haftung für die zu erbauende Brücke zu 
übernehmen. 

e) Die Gemeinde Wien behält ſich den Abſchluſs eines beſonderen 
Vertrages mit den beiden Unternehmungen über die Aus— 
führung der Brücke vor. 
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f) Mit den Arbeiten iſt, ſoweit dies nach dem gegenwärtigen 

Stande der Verhandlung möglich iſt, ſofort zu beginnen. 

2. Die k. k. ne, Statthalterei iſt neuerlich unter Hinweis 
auf das Gutachten der Experten nachdrücklichſt zu erſuchen, eine 
Herabſetzung der Conſtructionsunterkante an den Bogenanläufen 
zuzugeſtehen, und ſind weiters mit der Commiſſion für Verkehrs— 
anlagen in Wien Verhandlungen wegen Tragung der Koſten für 
die Herſtellung der Quaimauer in der Ausdehnung der Brücke 
und eventuelle Herſtellung der beiderſeitigen Stiegenanlagen auf 
Koſten der Commiſſion einzuleiten. 

3. Zur Deckung der für dieſen Brückenbau auflaufenden 
Koſten, für welche im Budget pro 1896 der Betrag von 30.000 fl. 
eingeſetzt iſt, ſei in der Weiſe vorzuſorgen, dafs in das Budget 
pro 1897 der Betrag von 300.000 fl. und pro 1898 der Betrag 
von 115.000 fl. eingeſetzt werde.“ 

Würgermeiſter: Herr Gem.⸗Rath Tagleicht! 

Gem.⸗Rath Tagleicht: Zu den wichtigſten Verkehrswegen 
zwiſchen der Landſtraße und dem II. Bezirke gehört unbedingt die 
Franzens⸗Kettenbrücke, und dafs dieſe Brücke endlich neu erbaut 
werden ſoll, iſt in der That ſehr erfreulich für beide Bezirke. Was 
die Provenienz dieſer Brücke und die Vorarbeiten für dieſelbe 
betrifft, ſo hat ſchon der Herr Referent die Mittheilung gemacht, 
dajs ſeit einer Reihe von Jahren die Nothwendigkeit der Neu— 
erbauung derſelben erkannt wurde, und dafs auch ſchon eine Noth⸗ 
brücke hergeſtellt werden mufste, weil die Tragfähigkeit der alten 
Brücke ſchon vor etwa fünf Jahren — wie ich mich erinnere — 
hier im Gemeinderathe als zweifelhaft erkannt worden iſt. Es 
muſste damals eine Nothbrücke um den Betrag von circa 40.000 fl. 
erbaut werden. 

Wenn es nun heute zur Erbauung einer neuen Brücke 
kommt, ſo iſt es in dem Weſen des Brückenbaues begründet, dass 
dieſe Brücke aus Eiſen hergeſtellt wird, und es wäre nur zu wünſchen, 
daſs es den Herren Conſtructeuren gelingen würde, eine billigere 
Brücke als eine ſolche um nahezu eine halbe Million herzuſtelleu. 

Auch der Herr Referent hat auf die Höhe der Ziffer der 
Herſtellungskoſten mit Recht hingewieſen, und ich mufs ſagen, dafs 
— für ſo zweckmäßig und nothwendig ich dieſe Brücke halte — 
mir doch die Summe von 445.000 fl. als eine außergewöhnlich 
hohe erſcheint. Betrachten wir, meine Herren, die Gegend, 
in welche dieſe Brücke kommt, ſo werden wir finden, daſs der 
größte Theil des Laſtenverkehres, ja, ich möchte ſagen, vorzugs— 
weiſe nur der Laſtenverkehr dort ſeine Wege ſucht. Es wäre daher 
bei der Ausführung dieſer Brücke von jedem Luxus abzuſehen, und 
nachdem heute der Gemeinderath dieſe Brücke beſchließen wird, 
ſollte der Herr Bürgermeiſter im eigenen Wirkungskreiſe, wenn 
ihm feine vielen Gefchäfte dazu noch etwas Zeit laſſen, ſich freund— 
lichſt an den Umſtand erinnern, dafs es zweckmäßig iſt, bei einer 
ſolchen Brücke jeden Luxus wegzulaſſen und auf dieſe Weiſe viele 
tauſend Gulden zu erſparen und billige, dafür aber viele Brücken 
zu bauen. 8 

Meine Herren! Ich möchte auch noch auf eine Außerung 
des Herrn Reſerenten zurückkommen, welche dahin gieng, dass er die 
Geſchäftsgebarung der inländiſchen Eiſenwerke und Eiſenconſtructeure 
in dem Sinne kritiſiert hat, dass fie ſich angeblich mit einem 
bürgerlichen Nutzen nicht zufrieden geben und dergleichen mehr. 

Ich beſtreite das und ſage, dajs der Herr Referent diesfalls 
vollkommen falſch informiert iſt. Die öſterreichiſche Induſtrie iſt 
gewohnt, billig zu arbeiten und wenig zu verdienen, gut zu 
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arbeiten und raſch zu arbeiten. Ich erlaube mir daher, dieſe 
Richtigſtellung vorzubringen und es dem Herrn Referenten geradezu 
ans Herz zu legen, im Intereſſe der öſterreichiſchen Induſtrie von 
dieſem Platze aus, wo er ſich heute befindet, ein ſolches Urtheil 
über die öſterreichiſche Induſtrie nicht zu fällen. 

Ich will, meine Herren, jetzt auf den Inhalt der Vorlage 
eingehen und da will ich zunächſt erwähnen, daſs in Punkt a der 
Vorlage offenbar ein Druckfehler ſich eingeſchlichen hat, denn es 
heißt dort, die Pfeilhöhe des Bogens ſoll erhöht werden durch 
eine Senkung der Bogeneinläufe. Das ſcheint ein Druckfehler, es 
ſollte heißen: durch Erhöhung reſpective vertikale Verlängerung 
der Bogeneinläufe. 

Ich möchte weiters erwähnen, dass in Punkt b beziehungs— 
weiſe e eine Beſtimmung vorgeſehen iſt, welche auf die Über- 
führung der Gasrohre Bedacht nimmt. Das iſt ſehr gut, aber es 
dürfte auch der Fall eintreten, daſs auch für die Waſſerleitungsrohre 
irgendwelche Conſtructionstheile vorgeſehen werden müſſen, und ich 
möchte den Herrn Referenten erſuchen, ſich diesfalls zu äußern, 
denn es iſt nicht unwichtig, dafs, wenn man eine Brücke accordiert hat, 
man vielleicht gezwungen iſt, an den Contrahenten Anforderungen 
zu ſtellen, die unter Umſtänden große Auslagen involvieren. Im 
Punkte d iſt die Haftungsdauer für die Herſtellung nicht 
präciſiert. Ich möchte mir auch diesfalls von dem Herrn Referenten 
eine Auskunft erbitten. Schließlich wird im Punkte k der Voll— 


endungstermin geſtreift. Es wäre aber zweckmäßig und nothwendig, 


zu erfahren, was für ein Vollendungstermin für dieſe Brücke vor: 
geſehen iſt. Sollte keiner vorgeſehen fein, jo erlaube ich mir, einen 
ſolchen vorzuſchlagen, nämlich den Termin Mai 1898. Im übrigen 
erſuche ich, die Vorlage, anzunehmen, da der Zuſtand der proviſoriſch 
hergeſtellten Holzbrücke ein derartiger iſt, daſs der Bau einer neuen 
höchſt dringend iſt. 

Bürgermeiſter: Herr Gem.⸗Rath Stiaßny! 

Gem.-⸗Nath Stiaßuy: Ich möchte mir erlauben, an den 
Herrn Referenten eine Anfrage über ein Detail, aber ein wichtiges 
Detail der Conſtruction zu richten. Ich ſchicke voraus, dafs ich 
mit den Ausführungen des Herrn Referenten einverſtanden bin 
und mich auch ſeinem Antrage auf Annahme des Projectes an— 
ſchließen werde. Die Anfrage, welche ich mir zu ſtellen erlaube, 
iſt folgende. So viel mir bekannt iſt, werden die Brückenpfeiler 
nur eine Fundierung von 46 m — ich weiß nicht, ob dieſe 
Ziffer richtig iſt — unter dem örtlichen Nullpunkt erhalten. Wenn 
das der Fall fein ſollte, jo glaube ich, daſs man vielleicht nicht 
vorſichtig genug in der Fundierung vorgegangen iſt. Ich bin in 
der Lage, den Herrn Referenten, wenn ihm dies nicht ohnedies 
bekannt iſt, darauf aufmerkſam zu machen, daſs die Fundierung 
der anſtoßenden Quaimauern bis auf die Tiefe von 4˙5 m unter 
dem Nullwaſſerſtande gemacht wurde, und daßs es einer weitaus 
größeren Vorſicht bedarf, einen Brückenpfeiler zu fundieren als 
die anſtoßenden Quaimauern. 

Was ich beſorge, iſt Folgendes. Der Donaucanal wird aller— 
dings, wie den Herren bekannt iſt, durch Schleuſen und Abſperr— 
vorrichtungen in der Weiſe abgeſperrt werden, dafs er einen fixen 
Waſſerſpiegel erhalten wird. Dies gilt jedoch nicht von dem Theile 
des Donaucanales, der ſich unterhalb der Einmündung des Wien— 
fluſſes befindet. Bei einem Wienfluſs-Hochwaſſer, welches ja be— 
kanntlich bis zu einem Quantum von 600 m? berechnet iſt, wird 
auch in dem unteren Theile des Donaucanales ein Hochwaſſer, 
und zwar bis zu einer Höhe von 2˙65 m über Null eintreten. 
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Es iſt nun zu beſorgen, dass insbeſondere auf dem linken, dem 
Leopoldſtädter Ufer, welches an dieſer Stelle concav iſt, wo alſo 
der Stromſtrich weitaus näher gegen das Ufer zu liegen kommen 
wird als auf der rechten Seite, eine Auskolkung der Fundamente 
ſtattfinden wird. Meine Anfrage an den Herrn Referenten geht 
alſo dahin: Iſt es richtig, dafs die Fundierung nur bis zu einer 
Tiefe von 46m projectiert iſt? Und ſcheint ihm, beziehungsweiſe 
dem Stadtbauamte dieſe Fundierung ausreichend? Im übrigen 
erkläre ich mich noch einmal mit den vorgebrachten Anträgen voll— 
kommen einverſtanden. 

Bürgermeiſter: Herr Gem.⸗Rath Matthies! 

Gem.-Nath Matthies: Ich möchte auch eine Anfrage au 
den Herrn Referenten ſtellen: ob nämlich bei dieſem Projecte das 
gegenwärtige Straßenniveau beibehalten wird oder ob eine 
Steigung beabſichtigt iſt. 

Referent: Es wird die Steigung auf der Brücke ſogar ver— 
mindert, und zwar iſt es vorläufig auf 15 pro Mille gedacht, 
während ſie gegenwärtig 24 pro Mille iſt. Es iſt aber in Ausſicht 
genommen, das Gefälle der Brücke im Vergleich zum Projecte 
wieder zu erhöhen, und zwar ungefähr auf die derzeitige 
Steigung. 

Gem.-Rath Matthies: Ich habe angefragt, ob das 
Straßenniveau eingehalten werden wird, weil fie auf beiden 
Seiten der Brücke für das ſchwere Laſtfuhrwerk jetzt ſchon 
genug iſt. 

Referent: Es wird eingehalten. 

Vürgermeiſter: Der Herr Referent zum Schlufßsworte. 

Referent: Was die Ausführungen des Herrn Gem. -Rathes 
Tagleicht anbelangt, dass er die Koſten zu hoch findet, möchte 
ich ihm gegenüberhalten, daſs z. B. der Bau der Stephaniebrücke 
eine Summe von 568.886 fl. 42 kr. erforderte (Gem.-Rath 
Tagleicht: Die war auch zu theuer !), das iſt alſo circa 123.000 fl. 
mehr wie dieſe Brücke, und dabei möchte ich in Betracht ziehen, 
daſs zur Zeit der Ausführung der Stephaniebrücke ſowohl die 
Eiſenpreiſe als die Arbeitslöhne weſentlich niedriger waren als 
heute, fo daſfs man wohl annehmen kann, daßs dieſe Brücke 
bedeutend billiger zu ſtehen kommt. Außerdem iſt die Breite der 
Stephaniebrücke, wenn ich nicht irre, mit 19 m angenommen, 
während die Franzensbrücke mit einer Breite von 24 m angenommen 
iſt, das iſt genau die Breite der auf der Landſtraßer Seite befind— 
lichen Pragerſtraße, ſo daſs in Bezug auf die Koſten der Vorwurf 
von Luxus nicht gemacht werden kann. Daſs aber der Brücke 
immer noch ein gefälliges Außere gegeben wird, das glaube ich, 
iſt ja doch die Pflicht bei Ausführung ſo großer Bauwerke und 
macht nicht ſo horrende Summen aus, als ſich Herr College 
Tagleicht vielleicht vorſtellt. Den Anwurf aber, als ob ich die 
öſterreichiſche Induſtrie angegriffen hätte in Bezug auf ihre 
Leiſtungsfähigkeit, muſs ich mit aller Entſchiedenheit zurückweiſen, 
nachdem ich fo gut wie Herr College Tag leicht weiß, dass unſere 
Induſtrie billig und gut arbeiten kann, dafs aber einzelne Bau— 
unternehmer in gewiſſen Momenten, wenn ſie ſich in günſtiger 
geſchäftlicher Relation befinden, nicht immer billig arbeiten wollen. 
Das haben wir, glaube ich, in allerletzter Zeit ſehr deutlich er— 
fahren. (Gem.-Rath Tagleicht: Die wollen auch leben!) 


Seine Ausführungen in Bezug auf den Antrag ſelbſt bin ich in 
der ſehr angenehmen Lage, leicht zu widerlegen, insbeſondere 
was den vermeintlichen Druckfehler im Punkte a anbelangt, dafs 
es anſtatt „Senkung“ „Hebung“ der Bogenanläufe heißen ſoll. 
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Es wundert mich, wenn Herr College Tagleicht glaubt, dafs 
durch ein weiteres Heben des Bogenlaufes die Pfeilhöhe dieſer 
Bogen etwa vermehrt werden ſollte. Es mufs ſelbſtverſtändlich 
heißen: „Senkung“, wie es im Antrage ſteht. Was ſeine Bemerkung 
anbelangt, daſs wir nicht nur für die Gasrohre, ſondern auch für 
die Waſſerleitungsrohre Sorge tragen ſollen, mufs ich ihm darauf 
erwidern, daſs es ſich in Bezug auf die Gasrohre um einen ganz 
beſtimmten Fall handelt. Dieſer Paſſus wurde über meinen 
Antrag vom Stadtrathe angenommen, weil ich in meiner gleich: 
zeitigen Eigenſchaft als Mitglied der Gascommiſſion erfahren 
habe, das die Gascommiſſion beabſichtigt, zwei Hauptrohre im 
Durchmeſſer von 1200 mm über dieſe Brücke zu führen, und 
zwar nicht von der Landſtraßer Seite auf die Leopoldſtädter Seite, 
ſondern in umgekehrter Weiſe, weil ſie vorher hinübergeführt 
werden müſſen. Es iſt nothwendig, zwei Rohre von ganz be— 
ſonderer Größe über dieſe Brücke zu führen, während die vor— 
liegende Conſtruction es erlaubt, mindere Größen, wie ſie allenfalls 
in Betracht kommen, wenn nicht ein ſolcher Ausnahmsfall vor: 
liegen würde, hinüberzuführen. 

Es entfällt mithin die Nothwendigkeit, für die currenten 
Rohre eigene Bedingungen aufzuſtellen. Es war aber in Bezug 
auf die Gasrohre nothwendig, die Bedingung aufzunehmen, dafs eine 
Conſtructionsänderung durchgeführt werden ſoll. Dieſelbe kounte 
wegen der Kürze der Zeit nicht feſtgeſtellt werden, und ſie wird 
jedenfalls den Verhandlungen vorbehalten bleiben müſſen, welche 
zwiſchen den Gastechnikern und der Brückenbau-Unternehmung 
ſtattfinden müſſen. 

Weiters hat er bemerkt, daßs hier von einer Haftungsdauer 
nicht die Rede ſei und auch der Vollendungstermin nicht gegeben 
ſei, und zwar in den Punkten d und k. Da möchte ich ihn auf 
den zwiſchen dieſen beiden Punkten befindlichen Punkt e verweiſen, 
den er offenbar bei der Lectüre der Punkte d und k überſehen hat, 
da es doch hier heißt: „Die Gemeinde Wien behält ſich den Au— 
ſchluſs eines beſonderen Vertrages mit den beiden Unternehmungen 
vor.“ Selbſtverſtändlich werden in dieſelben die uſuellen Beſtim— 
mungen aufgenommen werden. 

Was die Anfrage des Herrn Gem.⸗Rathes Stiaßny bezüglich 
der Fundierung bis auf 46 m unter Null, während die Quaimauer 
mit 45m fundiert werden ſoll, anbelangt, fo möchte ich betonen, 
daſs es ſich bei der Fundierung hauptſächlich um den rückwärtigen 
Theil handelt, welcher den großen horizontalen Schub dieſer Bogen— 
conſtruction aufzunehmen hat, der alſo ſchon ein bedeutendes Stück 
entfernt iſt von dem vorderen Theile und außerdem unter dem 
Schutze der dort zu errichtenden Quaimauer geſtellt iſt, ſo 
daſs die gleiche Fundierung wohl ziemlich gerechtfertigt erſcheint, 
insbeſondere im Hinblicke darauf, daſs die Unterſuchungen des 
Fundamentes, welche in ſehr umfangreicher Weiſe gemacht wurden, 
ergeben haben, dafs wir es hier mit ſehr gutem Baugrund, mit ſehr 
feſtem und vollſtändig reinem Schotter zu thun haben. 

Ich will mir nun erlauben, auf die Frage der Senkung 
der Pfeilhöhe zurückzukommen. Es haben in dieſer Angelegenheit 
zwiſchen dem früher genannten Stadtraths-Comité und der Statt— 
halterei Unterhandlungen ſtattgefunden, welche zunächſt zu dem 
günſtigen Reſultate geführt haben, dass ſämmtliche einge— 


ladenen Intereſſenten, die Vertreter der Strompolizei, der Schiff— 
fahrt, der Donauregulierungs-Commiſſion, des Miniſteriums ꝛc. 
ſich vollſtändig übereinſtimmend dahin geäußert haben, dafs die 
Senkung dieſes Anlaufes um einen halben Meter zuläſſig erſcheint, 
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zumal auch bei der Stephaniebrücke keine größere Höhe als 2 m 
vorhanden iſt. Trotzdem hat aber der Beſcheid der Statthalterei 
ablehnend gelautet, was uns umſomehr in Verwunderung bringen 
mujste, als gerade ein Factor hier ſeine Bedenken nachträglich 
geäußert hat, nämlich die Schiffahrt, welche zur Zeit der Com— 
miſſion es nicht für nothwendig erachtet hat, Einſpruch zu erheben. 
Dieſer Umſtand veranlasst uns, uns neuerlich an die Statthalterei 
um Bewilligung der Senkung dieſes Anlaufes zu wenden. 

Nachdem meritoriſche Einwendungen gegen den vorliegenden 
Antrag nicht vorgebracht wurden, bitte ich Sie nochmals um 
Genehmigung desſelben. 

Bürgermeifter: Wir ſchreiten zur Abſtimmung. Eine Ein- 
wendung iſt gegen den Antrag nicht erhoben worden. Ich bitte 
diejenigen Herren, welche mit dem Antrage einverſtanden ſind, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 

Herr Gem.-Rath Tagleicht ſtellt den Antrag, bei Punkt 1 
ſei ferner Folgendes zu beſchließen: „Als Termin für die Fertig— 
ſtellung der Brücke iſt der Mai 1898 in Ausſicht zu nehmen.“ 
Ich bitte jene Herren, welche mit dem Antrage einverſtanden ſind, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt abgelehnt. 
Beſchluſs: 1. Das von dem Ober-Ingenieur F. Pfeuffer 

und dem Architekten F. v. Krauß ausgearbeitete 
Projeet für die Erbauung einer neuen Brücke über 
den Donaucanal an Stelle der Franzensbrücke wird 
mit dem Koſtenbetrage von 445.000 fl. zur Ausführung 
angenommen und der Bau dieſer Brücke in der 
Weiſe vergeben, daſs die Ausführung der Fundierungs⸗ 
und Mauerwerksarbeiten der Bauunternehmung E. 
Gärtner und die Ausführung der Eiſenconſtruction 
der Witkowitzer Bergbau- und Eiſenhütten-Gewerkſchaft 
auf Grund des bezüglichen Offertes unter folgenden 
Bedingungen übertragen wird: 
a) Die Gemeinde behält fi) das Recht vor, eine 
Anderung des Projectes in dem Sinne vorzu— 
nehmen, daſs die Pfeilhöhe des Bogens erhöht 
wird, und zwar entweder durch eine Senkung der 
Bogenanläufe oder durch Hebung der Bogenſcheitel, 
oder nach beiden Richtungen zugleich, und haben die 
Unternehmer infolge der hiedurch ſich ergebenden 
Minderleiſtungen keinen Anſpruch auf den hiedurch 
ſich ergebenden Verdienſtentgang. 
Das vorhandene Mauerwerk, Steinmateriale und 
die ſouſtigen Beſtände der beſtehenden Franzens— 
brücke ſind wieder in Verwendung zu nehmen, 
inſoweit dies unter Rückſichtnahme auf die Sicher- 
heit der Conſtruction der neuen Brücke als zu- 
läſſig erkannt werden wird. — Für dieſe Beſtände 
werden die in dem Offerte enthaltenen Einheit3- 
preiſe der Unternehmung in Abrechnung gebracht 
und hat dieſelbe auf den durch dieſe Minderleiſtung 
ſich ergebenden Verdienſtentgang gegenüber dem 
geſtellten Offerte keinen Anſpruch. 
6c) Desgleichen ſteht den genannten Unternehmungen 
in Folge conſtructiver Abänderungen zum Zwecke 
der Überführung von Hauptgasrohren keinerlei 
Entſchädigung zu, mit Ausnahme jener für die 
hiedurch etwa eintretende Gewichtserhöhung der 
Conſtruction. 
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d) Die Bauunternehmung E. Gärtner und die 
Witkowitzer Bergbau- und Eiſenhütten⸗Gewerk⸗ 
ſchaft haben in solidum die vertragsmäßige Haftung 
für die zu erbauende Brücke zu übernehmen. 

e) Die Gemeinde Wien behält ſich den Abjchlufs 
eines beſonderen Vertrages mit den beiden Unter- 
nehmungen über die Ausführung der Brücke vor. 

f) Mit den Arbeiten iſt, ſoweit dies nach dem gegen— 
gegenwärtigen Stande der Verhandlung möglich 
iſt, ſofort zu beginnen. 

2. Die k. k. n.⸗ö. Statthalterei iſt neuerlich unter 
Hinweis auf das Gutachten der Experten nachdrücklichſt 
zu erſuchen, eine Herabſetzung der Conſtructionsunter— 
kante an den Bogenanläufen zuzugeſtehen und ſind 
weiters mit der Commiſſion für Verkehranlagen in 
Wien Verhandlungen wegen Tragung der Koſten für 
die Herſtellung der Quaimauer in der Ausdehnung der 
Brücke und eventuelle Herſtellung der beiderſeitigen 
Stiegenanlagen auf Koſten der Commiſſion einzuleiten. 

3. Zur Deckung der für dieſen Brückenbau auf— 
laufenden Koſten, für welche im Budget pro 1896 der 
Betrag von 30.000 fl. eingeſetzt iſt, in der Weiſe vor— 
zuſorgen, daſs in das Budget pro 1897 der Betrag 
von 300.000 fl. und pro 1898 der Betrag von 
115.000 fl. eingeſetzt wird. 


13. Referent Gem.-Nath Dr. Mayreder: Zur Zahl 10321 
liegt das Project für die Herſtellung eines Theiles der linksſeitigen 
Widerlagsmauer der Wienfluſsregulierung entlang dem Gumpen— 
dorfer Schlachthauſe vor. 

Dieſer Act iſt erſt mit dem heutigen Tage an den Stadtrath 
gelangt, und die Verhältniſſe in denen ſich das Gumpendorfer 
Schlachthaus derzeit befindet, rechtfertigen wohl, dafs dieſer Act, 
ohne dass der Antrag vorher den Herren Gemeinderäthen intimiert 
wurde, heute ſchon zur Verhandlung kommt. 

Der vorliegende Antrag des Bauamtes befindet ſich ſchon 
ungefähr ſeit 14 Tagen in den Bureaux und hat ſeine Urſache 
darin, daßs das Bauamt bereits damals zur Überzeugung gekommen 
ift, dafs ſich die urſprünglich geplante, proviſoriſche Böſchung unter 
dem Gumpendorfer Schlachthauſe wohl auf die Dauer nicht er— 
halten wird; allerdings hat der thatſächliche Erfolg bewieſen, dais 
die Bedenken des Bauamtes und insbeſondere auch die Vorſtellungen, 
welche der Bauamts-⸗Ingenieur bei der Bauunternehmung zu wieder— 
holtenmalen erhoben hat, vollſtändig gerechtfertigt waren. 

Das Bauamt hat zwei Tage, bevor der Einſturz eines Theiles 
des Gumpendorfer Schlachthauſes erfolgt iſt, den Antrag auf 
Delogierung geſtellt — welcher Antrag auch angenommen worden 
iſt — ſowie die Einſetzung einer gerichtlichen Commiſſion zur 
Aufnahme des Thatbeſtandes, damit feſtgeſtellt werde, ob wirklich 
in Bezug auf die bauliche Durchführung ſeitens der Unternehmung 
keine Fahrläſſigkeit vorliege. 

Es wurde ſchon früher von dem Stadtbauamte an die Unter 
nehmung die Aufforderung gerichtet, für die Sicherung der 
Böſchung die nöthigen Maßnahmen zu treffen, und die Bau— 
unternehmung hat den Vorſchlag gemacht, durch Eintreiben von 
ſieben Schlitzen die Böſchung zu entwäſſern und dadurch etwaigen 
Rutſchungen zu begegnen. Es wurde daher, wie die Herren wiſſen, 
der Thatbeſtand vor einigen Tagen aufgenommen, und die definitive 
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Austragung dieſer Angelegenheit bleibt alſo weiteren Verhandlungen 
vorbehalten. 

Nachdem aber, wie immer die Frage gelöst werden mag, 
zur definitiven Sicherung dieſer Böſchung und des oberhalb 
derſelben befindlichen Terrains nothwendig iſt, dieſe Mauer herzu- 
ſtellen, ſo beantrage ich Ihnen die Genehmigung dieſes Projectes 
und mache Sie nur darauf aufmerkſam, dass der ausgeſetzte 
Betrag von 115.000 fl. nicht fo aufzufaſſen iſt, dafs er gleichſam 
für dieſe Arbeiten ausgegeben werden muss, während er früher 
nicht geplant geweſen wäre, ſondern daſs es ſich hier nur um 
eine Arbeit handelt, die ohnehin ſchon ins Auge gefaſst war, 
nur daßs fie ſpäter auszuführen geplant war. Die ſpätere Aus- 
führung der ganzen linksſeitigen Mauer iſt nur deshalb geplant, 
weil eine ſo bedeutende Erdmaſſenbewegung, eine ſo bedeutende 
Kubatur von Mauerwerks-Herſtellungen von der Unternehmung 
innerhalb der Zeit nicht durchführbar ſchien, innerhalb welcher 
es nothwendig war, endlich für die Herſtellung der Wienthal— 
linie der Wiener Stadtbahn die entſprechenden Vorbedingungen zu 
ſchaffen. Ich empfehle Ihnen daher die Annahme des Antrages, 
welcher lautet: 

Es wäre das vorliegende Project für die Herſtellung eines 
Theiles der linksſeitigen Widerlagsmauer der Wienflujsregulierung 
entlang dem Gumpendorfer Schlachthauſe im veranſchlagten und 
noch zu adjuſtierenden Koſtenbetrage von ungefähr 115.000 fl. 
und für die hiemit verbundene Herſtellung von Sprengmauern im 
veranſchlagten, gleichfalls noch zu adjuſtierenden Koſtenbetrage von 
4500 fl. zu genehmigen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Bei der Verhandlung 
dieſes Gegenſtandes im Stadtrathe war ich nicht anweſend. Ich 
bin aber der Meinung, dafs es zweckmäßig iſt, über dieſen Gegen— 
ſtand heute nicht abzuſtimmen, bevor nicht gewiſſe Fragen, welche 
zwiſchen der Gemeinde Wien einerſeits und zwiſchen den Unter— 
nehmern, der Firma Doderer & Göhl, andererſeits obſchweben, ge— 
löst ſind. Ich beantrage daher die Vertagung des Gegenſtandes. 

Dürgermeifter: Wünſchen Herr Referent das Wort? 

Meferent: Ich ſchließe mich den Motiven an, indem fie 
geſchäftlicher Natur ſind. 

Vürgermeiſter: Es iſt die Vertagung dieſes Gegenſtandes 
beantragt. Bitte jene Herren, welche dafür ſtimmen, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht)j. Angenommen. 


14. Referent Gem.-Nath Dr. Mayreder: Zur Zahl 9921. 
Es liegt ein Project der Wiener Localbahn-Actiengeſellſchaft vor, 
welches beabſichtigt, durch eine elektriſche Bahn die beiden Schlacht— 
häuſer in Gumpendorf und St. Marx miteinander zu verbinden 
und andererſeits einen Flügel dieſer elektriſchen Bahnanlage bis 
in die Stadt auszu ühren, und zwar durch die Heugaſſe und den 
Schwarzeubergplatz zur Schwarzenberggaſſe und Wallfiſchgaſſe bis 
zur Oper. Nachdem dieſes Project einerſeits im unmittelbaren Zu— 
ſammenhange ſteht mit einer größeren von der Gemeinde Wien 
geplanten Action bezüglich der elektriſchen Bahnen und andererſeits 
die Frage nicht feſtgeſtellt iſt, wie weit dieſe Linie, wenn ſie von 
der Geſellſchaft gebaut würde, dem ſpäteren Heimfallsrechte des 
Staates unterliegen würde, ſo beantragt der Stadtrath Ihnen, 
vorläufig dieſem Projecte gegenüber ſich ablehnend zu verhalten, 
und er hat die Abſicht, dasſelbe einem Comité zuzuweiſen, bezüglich 
deſſen Ihnen in allernächſter Zeit ein Antrag des Stadtrathes zu— 
gehen wird 
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Ich empfehle Ihnen daher die Annahme dieſes negativen 
Votums, welches lautet: 

Die Vertreter der Gemeinde Wien werden ermächtigt, bei 
der in Ausſicht ſtehenden commiſſionellen Verhandlung folgende 
Erklärung abzugeben: 

„Im Hinblicke darauf, dafs der Ausbau eines einheitlichen, 
die ganze Stadt umfaſſenden elektriſchen Straßen bahnnetzes ge— 
plant iſt, kann vor Löſung der generellen Vorfragen die Gemeinde 
Wien auf eine Verhandlung über dieſes Project nicht eingehen.“ 

Nürgermeiſter: Wünſcht jemand das Wort? Herr Gem. 
Rath Rißaweg! 

Gem.-Rath Rißaweg: Durch die Abbrechung aller weiteren 
Verhandlungen mit der Wiener Localbahn-Actiengeſellſchaft, gegen 
welche leider nichts eingewendet werden kann, wie nun einmal die 
Verhältniſſe liegen, werden die Wünſche von Tauſenden Bewohnern 
unſerer Stadt in weite Ferne gerückt, weil, wenn dieſe Bahnlinie 
ausgebaut worden wäre, es endlich möglich geworden wäre, den 
Viehtrieb, der bekanntlich von Simmering nach Favoriten und 
Gumpendorf u. ſ. w. führt, endgiltig zu beſeitigen. Wie geſagt, 
es läſst ſich heute nichts dagegen thun; denn rückſichtlich der 
Localbahn Wien — Neudorf hat der Staat das Heimſallsrecht, und 
wenn man eine Conceſſion für die Linie, von der Matzleinsdorfer— 
linie abweichend bis zum Schlachthauſe St. Marx, ertheilen 
würde, würde die Gemeinde dadurch das Recht aus der Hand 
geben, welches ihr heute zuſteht. Andererſeits muſs es aber ſehr 
bedauert werden, dafs die Verhältniſſe ſo find, und wir können 
leider nur dann die Erfüllung dieſes dringenden Wunſches erhoffen, 
wenn bei der Projectierung des elektriſchen Bahnnetzes endlich 
darauf Rückſicht genommen wird, dajs nicht nur für die Ver— 
frachtung der Schlachtthiere, ſondern auch für den Perſonentrans— 
port in weſtöſtlicher Richtung geſorgt wird, nachdem in der 
Richtung Meidling — Simmering keine weitere Verbindung beſteht. 

Gem.-Nath Herold: Ich betrachte dieſes Localbahnproject 
aus dem Geſichtspunkte des elektriſchen Bahnnetzes, das um die 
Stadt gezogen werden ſoll. Wie Sie wiſſen, bin ich einer der— 
jenigen, die ſich im Gemeinderathe ſeit jeher für die elektriſchen 
Bahnen intereſſiert haben, und ich habe es hier vor einigen Jahren 
durch eine Interpellation veranlajst, daſs dieſe Frage überhaupt 
in ein Fahrwaſſer gekommen tft. Leider mußs aber conſtatiert werden, 
daſs die Frage der elektriſchen Bahnen immer in einem lauen 
Fahrwaſſer ſteht. Es will nicht vorwärts gehen; ſelbſt die techniſchen 
und finanziellen Projecte, die diesbezüglich dem Gemeinderathe 
vorgelegt worden ſind, haben zu nichts geführt. Der Gemeinderath 
thut nichts, und ſelbſt wenn ſich ein Unternehmer findet, der 
etwas thun will, ſo wird er in jeder Weiſe gehemmt. Ich würde 
mir bei dieſem Anlaſſe die Anfrage an den Herrn Referenten 
erlauben, ob die Gemeinde überhaupt ein Project für den Ausban 
der elektriſchen Bahnen hat und ob fie überhaupt um eine Con— 
ceſſion für den Ausbau einer ſolchen Bahn einſchreiten wird. Es 
mufs doch dem Gemeinderathe Klarheit in dieſer hochwichtigen 
Angelegenheit verſchafft werden, denn es iſt wirklich beſchämend 
für die Stadt Wien, dafs fie mit den elektriſchen Bahnen fo im 
Rückſtande iſt und von jeder anderen Stadt überflügelt wird. Ich 
würde alſo den Herrn Referenten diesbezüglich um Auskunft bitten. 

Gem.⸗RNath Mayer: Auch ich bin etwas neugierig, wie es 
ſchon eine Gewohnheit von mir iſt. Vor allem wundert es mich, 
daſs kein Vertreter des Bezirkes Wieden für ein Project eintritt, 
das für dieſen Bezirk dringend nothwendig iſt. Der Referent ſtellt 
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in allernächſter Zeit die Vorlage eines umfaſſenden Projectes über 
die Erbauung des elektriſchen Bahnnetzes in Ausſicht. Aber ich bin 
nicht fo ſanguiniſch und glaube, daſßs dieſes Project noch einige 
Zeit auf ſich warten laſſen wird. Es iſt kein Zweifel, das für 
Verkehrsmittel in den Hauptſtraßenzügen, welche durch die Wieden 
gehen, alſo die Verbindung zwiſchen dem Schwarzenbergplatze und der 
Südbahn, z. B. in einem ſo eleganten Stadttheile, wie es die Heugaſſe 
iſt, nicht genügend vorgeſorgt iſt. Es exiſtieren dort keine Fiakerſtand- 
plätze; in einer unbedeutenden Seitengaſſe ſtehen drei Comfortables, 
und jetzt erſt iſt eine Stellwagenlinie wieder eröffnet worden, die jahre— 
lang ftillgeftanden iſt. Für dieſen Stadttheil iſt alſo ein regel— 
mäßiger, verlässlicher Verkehr dringend nothwendig. Darum bedauere 
ich, daſs man ſich dieſem Projecte ablehnend gegenüberſtellt. Ein 
Privater macht das viel raſcher; er hat die Vorarbeiten, gewiss auch 
die Berechnungen gemacht und weiß, ob er die Sache machen 
will und kann, und wir würden in verhältnismäßig kürzerer Zeit 
eine ſo nothwendige Verkehrsader haben. Ich möchte daher an 
den Herrn Referenten die Anfrage ſtellen, in welcher Zeit — er 
hat geſagt, in kurzer Zeit, das iſt aber zu unbeſtimmt — uns das 
verſprochene umfaſſende Referat vorgelegt werden kann, aus dem zu 
erſehen iſt, daſs dieſe nothwendige Linie endlich in Betrieb geſetzt 
wird. Ich bitte um dieſe Aufklärung. 

Vürgermeiſter: Der Herr Referent hat das Wort. 

Referent: Auch ich bedauere, dafs die Frage der elektriſchen 
Bahnen in Wien in einem — wie der Herr College Herold 
ſich ausdrückt — „beſchämenden“ Stadium ſich befindet. Aber die 
Veranlaſſung hiezu iſt gewiſs nicht in meinem guten Willen gelegen 
(Rufe rechts: Das wurde auch nicht geſagt!), der ich der Ausge— 
ſtaltung des elektriſchen Straßenbahnnetzes gewiſs nicht ablehnend 
gegenüberſtehe, oder in dem guten Willen der Gemeinderaths— 
mehrheit, ſondern einzig darin, dafs die allerwichtigſten Straßen 
von einer Geſellſchaft bereits in Beſchlag genommen ſind, deren 
Conceſſion vor wenigen Jahren verlängert wurde, fo dass wir 
auf 30 Jahre hinaus derartig gebundene Hände haben, daſs wir 
in der Angelegenheit beim beſten Willen nur ſehr ſchwer etwas 
thun können. 

Was die Anfrage des Herrn Collegen Herold anbelangt, 
wie die Sache ſteht und ob wir Projecte haben, ſo wundert es 
mich, daſs er bei dem großen Intereſſe, das er an den Tag legt 
— bei mir ſetzt er vielleicht ein geringes voraus — nicht weiß, dajs 
thatſächlich mehrere Projecte vorliegen, und dafs ich in einer der 
letzten Sitzungen einen Antrag geſtellt habe, dahin, dafs aus der 
Mitte des Gemeinderathes und des Stadtrathes eine Commiſſion 
zuſammengeſetzt werde, welche ſich mit dieſer Frage befaſſen ſoll. 

Dem Herrn Gem. ⸗Rathe Maher gegenüber will ich nur 
betonen, dass ich nicht verſprochen habe, das demnächſt ein um⸗ 
faſſendes Project vorgelegt werden wird, ſondern dass demnächſt 
der von mir geſtellte Antrag bezüglich der Wahl eines beſonderen 
Ausſchuſſes dem Gemeinderathe vorgelegt werden wird. 

Wie raſch die Angelegenheit gehen wird, weiß ich ja nicht, weil 
ich nicht weiß, wie raſch unſer Apparat functioniert. Meinem Empfinden 
nach ſollte es allerdings raſch gehen, obwohl ich nicht verkenne, 
daſs die Gemeinde momentan nur ſehr ſchwer in der Lage iſt, das 
Gebiet ihrer öffentlichen Arbeitsthätigkeit ſo bedeutend auszudehnen, 
wie es im Weſen dieſer Bahnanlagen gelegen iſt. Nichtsdeſto— 
weniger wird vielleicht der einzuſetzende Ausſchuſs in der Lage 
ſein, im Rahmen des Geſammtgedankens die eine oder die andere 
Linie, ſei es durch Private, ſei es durch die Gemeinde zur Aus⸗ 
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führung zu bringen, und in dieſem Sinne verſpreche ich mir für 
dieſe ſpecielle Frage von der zu wählenden Commiſſion inſofern einen 
Erfolg, als ſie ſich mit dieſer ſpeciellen, jedenfalls höchſt dringenden 
Aufgabe zunächſt befaſſen wird; es wird eben Sache des Aus- 
ſchuſſes ſein, Stellung zu dieſer Frage zu nehmen. Es konnte aber 
nicht Sache des Stadtrathes ſein, auf ein Project hier einzugehen, 
welches für die nächſten Jahre vielleicht ähnliche Verhältniſſe für 
einige wenige Linien geſchaffen hätte, welche heute für die meiſten 
Linien der Tramway beſtehen. Aus dieſen Motiven bitte ich Sie, 
den ablehnenden Antrag des Stadtrathes dennoch zu genehmigen. 

Vürgermeiſter: Herr Gem.⸗Rath Hütter zu einer per- 
ſönlichen Bemerkung. 

Hem.-Ratd Hütter: Sehr geehrte Herren! Ich bedauere 
lebhaft, daſs ein Referat in dieſer Form vorliegt, und möchte 
nur dringend wünſchen, dass Abhilfe geſchaffen wird. Denn das 
iſt von eminenter Bedeutung für die Approviſionierung Wiens; 
denn die Zuſtände, die vom Herrn Collegen Tiſch ler beleuchtet 
wurden, können auf die Dauer nicht bleiben. 

Es kommen thatſächlich Fälle vor, die der heutigen Zeit nich 
mehr entſprechen, und ich möchte daher erſuchen, dass ſobald als 
möglich in dieſer Angelegenheit etwas geſchieht. 

Vürgermeiſter: Wir ſchreiten zur Abſtimmung. Diejenigen 
Herren, welche für den Antrag des Stadtrathes ſtimmen, bitte ich, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 
Beſchluſs: Die Vertreter der Gemeinde Wien werden ermächtigt, 

bei der in Ausſicht ſtehenden commiſſionellen Ver— 
handlung folgende Erklärung abzugeben: 

Im Hinblicke darauf, daſs der Ausbau eines ein- 
heitlichen, die ganze Stadt umfaſſenden elektriſchen 
Straßenbahnnetzes geplant iſt, kann vor Löſung der 
generellen Vorfragen die Gemeinde Wien auf eine 
Verhandlung über dieſes Project nicht eingehen. 

Nürgermeiſter: Zum Referate bitte ich den Herrn Collegen 
Seichert. | 

15. Referent Gem.-Rath Seichert: Zur Zahl 10067 
habe ich die Ehre, zu berichten, über die Umgangnahme von der 
Errichtung einer Pumpſtation bei Moosbrunn. Mit Beichlufs des 
Gemeinderathes vom 15. Juni 1896 wurde die Vornahme eines 
Pumpverſuches am rechen Donauufer mit einem Betrage von 
20.000 fl. bewilligt. Infolge deſſen wurden auch mehrfache Boh- 
rungen vorgenommen und zeigte es ſich, das die hydrologiſchen 
Verhältniſſe am rechten Donauufer für die Entnahme einer be— 
deutenden Waſſermenge nicht günſtig ſind, was aus dem beiliegen— 
den Bauamtsberichte vom 23. März 1895 ganz deutlich hervorgeht. 

Der Stadtrath ſtellt ſomit folgenden Antrag (liest): 

„Es ſei von der Errichtung eines Pumpwerkes zwiſchen 
Moosbrunn und Mitterndorf zu Zwecken der Studien für eine 
Nutzwaſſerleitung Abſtand zu nehmen und der Magiſtrat zu er— 
mächtigen, das diesfalls bei der k. k. Bezirkshauptmannſchaft 
Wiener⸗Neuſtadt eingebrachte Project zurückzuziehen.“ 

Ich bitte um die Annahme. 

Würgermeifler: Wenn keine Einwendung erhoben wird, 
bringe ich den Antrag des Stadtrathes zur Abſtimmung und 
erſuche jene Herren, welche dafür ſind, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Derſelbe iſt angenommen. 

Beſchluſs: Von der Errichtung eines Pumpwerkes zwiſchen 
Moosbrunn und Mitterndorf zu Zwecken der Studien 
für eine Nutzwaſſerleitung iſt Abſtand zu nehmen und 
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der Magiſtrat zu ermächtigen, das diesfalls bei der 
k. k. Bezirkshauptmannſchaft Wiener⸗Neuſtadt ein⸗ 
gebrachte Project zurückzuziehen. 

Vürgermeiſter: Herr Gem.⸗Rath Rauer zum Referate. 

16. Referent Gem.-Rath Rauer: Zahl 9602. St. Lau⸗ 
rentius-Kirchenbauverein in Breitenſee um Subvention für den 
Kirchen⸗ und Pfarrhofbau in Breitenſee. Der Kirchenbauverein 
von Breitenſee hat an die Gemeinde das Anſuchen gerichtet, es 
möge ihm zum Zwecke des Kirchenbaues eine Subvention von 
30.000 bis 40.000 fl. bewilligt werden. Der Verein begründet 
fein Anſuchen damit, dass es außerordentlich nothwendig ſei, den 
Kirchenbau in Breitenſee baldigſt fertigzuſtellen, nachdem dieſer 
Bezirkstheil derzeit 8000 Seelen zählt, darunter 1000 ſchulpflichtige 
Kinder. Breitenſee iſt gegenwärtig nach Penzing eingepfarrt, 
welches ungefähr ½ Stun de von Breitenſee entfernt iſt. Bezüglich 
der finanziellen Verhältniſſe des Kirchenbauvereines erlaube ich 
mir, Folgendes mitzutheilen: Die Baukoſten der Kirche ſind mit 
188.846 fl., die Koſten der inneren Einrichtung approximativ mit 
80.000 fl., daher alles zuſammen mit 268.846 fl. veranſchlagt. 
Das bisherige Vermögen des Vereines, welches bereits aufge— 
wendet wurde, beziffert ſich auf 52.037 fl., und wenn man die 
von dem landesfürſtlichen Commiſſär bewilligten Hand- und Zug⸗ 
koſten per 64.000 fl. abrechnet, ſo verbleibt ein Betrag von circa 
150.000 fl. Dieſe 150.000 fl. will der Verein durch Sammlungen 
und Beiträge, aus dem niederöſterreichiſchen Religionsfond u. dgl. 
aufbringen. Er richtet deshalb an die Gemeinde das Anſuchen, es 
möge getrachtet werden, dafs die Kirche, welche bei der Grund— 
ſteinlegung von Sr. Majeſtät als Jubiläums kirche erklärt wurde, 
zum Regierungs⸗Jubiläum Sr. Majeftät im Jahre 1898 fertig- 
geſtellt werde. Der Stadtrath hat daher — derartige Sub— 
ventionen wurden an andere Kirchenbauvereine auch vom früheren 
Gemeinderathe ertheilt — Ihnen folgenden Antrag vorgelegt (liest): 

„Dem genannten Kirchenbauvereine wird eine Subvention 
von 30.000 fl., welche in drei Jahresraten vom 1. Jänner 1897 
flüſſig zu machen und in den Budgets für die Verwaltungsjahre 
1897, 1898 und 1899 ſicherzuſtellen iſt, bewilligt. 

Dieſe Subvention wird als letzte Subvention unter der Be⸗ 
dingung bewilligt, daſs die außerdem von der Gemeinde zu leiſten⸗ 
den Hand⸗ und Zugkoſten den Betrag von 64.000 fl. nicht über⸗ 
ſteigen dürfen und daſs der übrige Theil der Baukoſten durch den 
niederöſterreichiſchen Religionsfond oder andere Perſonen ſicher— 
geſtellt erſcheint.“ 

Ich erſuche um Annahme dieſes Antrages. 

Nürgermeiſter: Herr College Joſef Grün beck! 

Gem.⸗Nath Joſef Grünbeck: Ich kann dem Antrage auf 
Bewilligung einer Subvention von 30.000 fl. in drei Jahres- 
raten mit Rückſicht darauf, daſs die Gemeinde ohnedies für einen 
Betrag von 64.000 fl. aufkommen mus, nicht zuſtimmen. Ich 
wäre überhaupt der Meinung geweſen, dafßs dieſer Verein erſt 
hätte abwarten ſollen, was für Beträge an Spenden einlangen, 
um nicht von vorneherein der Mildthätigkeit Schranken zu ziehen. 
Ich hätte überhaupt erwartet, dass dieſer Verein ebenſo behandelt 
worden wäre, wie andere Kirchenbauvereine. Ich weiſe da in erſter 
Linie auf den Kirchenbauverein in Hernals hin. Dieſer hat auch 


zum Umbau feiner Kirche den Betrag von 130.000 fl. benöthigt 
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miſſionen beigewohnt haben, beſtätigen werden, nur 20.000 fl. 
bekommen. Dieſer Verein hat ſich heuer neuerdings an die Ge— 
meinde gewendet und wurde, trotzdem die Kirche ſchon zwei Jahre 
fertig iſt und der Verein ſeinem Baumeiſter noch 12.000 fl. 
ſchuldet, abermals abgewieſen. Dieſer Verein wäre froh geweſen, 
wenn ihm ein nur annähernd gebürender Betrag zugekommen 
wäre. Der Kirchenbauverein Breitenſee verlangt aber außer dieſen 
64.000 fl. bei einer Baukoſtenſumme von 180.000 fl., noch in 
Form einer Subvention einen Betrag von 30.000 fl. — Es 
ſcheint überhaupt, dass der verehrliche Stadtrath bei Berathung 
dieſes Referates eine beſondere Liebe für Breitenſee an den Tag 
gelegt hat, ohne an die traurige Finanzlage der Stadt Wien ge— 
dacht zu haben (Richtig! rechts), und ich bin heute ſchon über— 
zeugt, daſs, wenn der Herr Budget-Referent über den Haupt— 
voranſchlag für das Jahr 1897 referiert, und ein Vertreter im 
Intereſſe eines Bezirkes, aus ſanitären Gründen, für eine durch— 
greifende Canaliſation eintreten wird, er mit Rückſicht auf den 
heutigen Stand der Caſſa ſich ablehnend verhalten wird. (Bravo! 
rechts.) — Bewilligen wir, meine Herren, dieſe Subvention, dann 
müſſen wir auch den anderen Kirchenbauvereinen, die ja nur auf 
die heutige Abſtimmung warten, in ebenſo coulanter Weiſe ent— 
gegenkommen. Dajs dies bei dem heutigen Stande der Caſſa, 
ohne in fernerer Zeit auf eine Erhöhung der Umlagen zu denken, 
möglich iſt, glaube ich nicht, und darum erſuche ich Sie, meinem 
Antrage, der auf Abweiſung dieſer Subvention geht, zuſtimmen 
zu wollen. (Beifall.) 

Vürgermeiſter: Herr Gem.⸗Rath Lucian Brunner! (Ge— 
lächter links und Unruhe.) 

Gem.-Nath Brunner: Meine ſehr geehrten Herren! Es 
iſt bereits darauf hingewieſen worden, dass dieſe Subvention nicht 
vereinzelt bleiben wird, und nach den Circularen, die wir vor 
einiger Zeit zugeſchickt erhielten, beſteht ja in Wien nach dem 
Ausdrucke der Kirchenbauvereine ein Kirchenrath. Es iſt daher 
mehr als wahrſcheinlich, daſs nach dieſer Subvention andere Ge— 
ſuche um Subventionen an uns herantreten werden. Ich bin gar 
kein Kirchenfeind, durchaus nicht, ich mag es den Herren gönnen, 
wenn ſie ſich Kirchen bauen; einerſeits wird die Stadt dadurch 
verſchönert ... (Gem.⸗Rath Hawranek: Was verſteht ein 
Jud' vom Kirchenbau!) Sie verſtehen ja überhaupt von nichts 
etwas. (Heiterkeit.) Aber ich habe mich über die principielle Seite 
ausſprechen wollen. — Ich habe mich nun erkundigt, welches 
eigentlich der geſetzliche Standpunkt iſt, wem die Verpflichtung 
obliegt, wenn es ſich um Kirchenbauten handelt, und da bin ich 
auf Folgendes geſtoßen: 

Erſtens haben wir in den Staatsgrundgeſetzen eine Beſtim⸗ 
mung, welche lautet (liest): 

„Jede geſetzlich anerkannte Kirche und Religionsgenoſſenſchaft 
verwaltet ihre inneren Angelegenheiten ſelbſt.“ 

Das iſt die ſtaatsgrundgeſetzliche Beſtimmung. 


(liest): 

„Angehörige einer Religionsgenoſſenſchaft können zu Bei⸗ 
trägen in Geld oder Naturalien, zu Leiſtungen für Arbeiten zu 
Cultus⸗ oder Wohlthätigkeitszwecken einer anderen Confeſſion nur 
dann verhalten werden, wenn Pflichten des Patronats ꝛc. vor- 
handen ſind.“ 

Es Scheint alſo ziemlich ſicher, daſs Laſten für den Kirchen— 
zur Laſt fallen 


bau immer nur derjenigen Religionsgenoſſenſchaft 


Dann iſt in 
den interconfefftonellen Geſetzen eine Beſtimmung. welche lautet 
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können, welche dieſelbe errichten will. Bei uns exiſtiert auch noch 
ein ſpecielles Geſetz über die Rechtsverhältniſſe der katholiſchen 
Kirche und in demſelben iſt beſtimmt, daſs die Laſten für den 
Kirchenbau den betreffenden Pfarrgemeinden zufallen ſollen. Nun 
iſt es allerdings richtig, daſs die Pfarrgemeinden in Wien nicht 
conſtituiert find, und dafs deshalb nach einer Verordnung des 
Miniſteriums die politiſche Gemeinde die Geſchäfte derſelben be— 
ſorgt. Damit iſt nicht geſagt, daſs die politiſche Gemeinde auch 
das Recht beſitzt, Gelder, welche bei der politiſchen Gemeinde ein— 
fließen, für ſolche Zwecke zu verwenden. Es wäre alſo, wenn dieſe 
Frage principiell entſchieden werden ſollte, das einzig Nothwendige, 
daſs der Gemeinderath, wenn eine derartige Forderung an ihn 
herantritt, auf diejenigen, welche der katholiſchen Religionsgenoſſen⸗ 
ſchaft angehören, die betreffende Umlage legt. Das iſt ſozuſagen 

eine intime, eine Privatangelegenheit der Angehörigen der katho— 

liſchen Religionsgenoſſenſchaft, welche die anderen, hier lebenden 

Gemeindeangehörigen nichts angeht. Aus dieſem Grunde mußs ich 

mich principiell gegen dieſe Bewilligung und andere derartige Be— 

willigungen ausſprechen, und ſollte dieſelbe beſchloſſen werden, ſo 

müſste ich den Herrn Bürgermeiſter erſuchen, nach § 65 unferes 

Statutes einen Beſchluſs, welcher rechtlich nicht giltig iſt, zu 

ſiſtieren. (Gelächter links.) Sollte dies nicht von ihm geſchehen, 

ſo werde ich Mittel und Wege ausfindig machen, um mir zum 

Rechte zu verhelfen. (Heiterkeit links.) Alſo nach dem principiellen 

Standpunkte, den ich in dieſer Frage einnehme, iſt es begreiflich, 

daſs ich mich jeder weiteren Bemerkung über den Kirchenbau ent— 

halten will und enthalten mußs, weil mich das nach meiner Mei— 

nung eigentlich nichts angeht. (Rufe links: Da hat er recht! — 

Heiterkeit.) Nur meine ich, dafs die Geldbeſchaffung ein Internum 

der katholiſchen Mitglieder der hieſigen Gemeinde iſt und dafg dieſe 

die Laſten ſelbſt zu tragen haben. 

Bürgermeiſter: Herr College Brauneiß! 

Gem.-Nath Prauneiß: Meine ſehr geehrten Herren! Ich 
kann mich den Ausführungen des Collegen Grünbeck in keiner 
Weiſe anſchließen. Herr College Grünbeck dürfte da mehr oder 
weniger als „Bezirksmeier“ oder vom Baumeiſterſtandpunkte ge— 
ſprochen haben. Wenn man bedenkt, dafs Breitenſee in einer 
anderen Pfarrgemeinde eingepfarrt iſt, ſo erſcheint dies doch der 
Haupt- und Reſidenzſtadt Wien gewifs nicht würdig. 

Was vom Kirchenbauvereine in Breitenſee bis heute gezahlt 
worden iſt, hat er aus eigenen Mitteln aufgebracht. Man hat ſich 
entſchloſſen, dieſe Kirche zu bauen, und da auch im Gemeinderathe 
der Antrag eingebracht wurde, dass eine Jubiläumskirche gebaut 
werden ſoll, hat man vorgeſchlagen, das dieſe Kirche als Jubiläums— 
kirche eingeweiht werden ſoll, und daher hat auch der Grundſtein— 
legung Se. Majeſtät der Kaiſer beigewohnt. N 

Ich glaube, wenn wir das heute hindern, ſo kann die Kirche 
bis zum Jubiläumsjahre nicht fertig werden, was eine ſehr große 
Blamage wäre. Die Gemeinde Wien gibt gewiſs in den inneren 
Bezirken, beſonders in der Inneren Stadt für die Straßenver— 
breiterung eine halbe Million, eine Million aus (Gem.⸗Rath 
Hawranek ruft: Für die Subden!), während die Bewohner in 
Breitenſee ſo nothwendig eine Kirche brauchen. Wenn man nun 
30.000 fl. zum Bau der Kirche dazu gibt, ſo wird das kein 
Unglück fein. In Breitenſee iſt doch die chriſtlich-katholiſche Be— 
völkerung vorherrſchend, und ſo glaube ich, wie der Herr Vor— 
redner als Jude hier geſprochen und geſagt, daſs jede Confeſſion 
ſich ihre Kirchen bauen ſoll, dafs, wenn dort die Bevölkerung vor— 
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herrſchend chriſtlich-katholiſch iſt, auch diejenigen, welche die meiſten 
Steuern bezahlen, dieſe das Recht hat, dass zu einem ſolchen Baue, 
welcher ſo nothwendig iſt, eine Subvention bewilligt werde. Ich 
bitte, den Antrag des Herrn Referenten anzunehmen. 

Niürgermeiſter: Herr Gem.⸗Rath Mayer! 

Gem.-Rath Mayer: Ich werde gewijs nicht den religiöſen 
Standpunkt vertheidigen oder anklagen. Die Religion iſt die 
ſittliche Grundlage eines jeden Menſchen und gehört dazu. Hier 
handelt es ſich aber um etwas anderes. Was uns am nächſten 
liegt, das iſt die Verwaltung der Gemeinde. Ich bin dafür, und 
wir können auch gar nicht dagegen fein, dafs wir für die geſetzlich 
obliegenden Pflichten der Hand- und Zugsdienſtleiſtung aufkommen, 
das iſt gar kein Zweifel. 

Nun handelt es ſich darum: Außer dieſer Verpflichtung — ſie 
wird uns mit 64.000 fl. bezeichnet, während der ganze Bau 
nur 184.000 fl. koſten wird — wird uns zugemuthet, wir ſollen 
dem Vereine 30.000 fl. zum Baue ſchenken. 

Meine Herren! Ich muſßs da der Anſchauung des erſten 
Sprechers fein, von dem ich vorausſetze, dass er die Verhältniſſe 
mindeſtens ſo gut kennt, wie ich. Die Herren haben wahrſcheinlich 
ſchon vergeſſen, was ſie in der letzten Sitzung beſchloſſen haben. 
Sie haben zur Zahl 9490 demſelben Referenten zugeſtanden, es 
möge dieſem ſelben Kirchenbauvereine in Breitenſee eine Area, die 
er zur Arrondierung der Kirche braucht, geſchenkt werden, und 
dieſem Antrage haben wir alle zugeſtimmt. 

Wir haben alſo dieſem Vereine gegenüber documentiert, dass 
es wünſchenswert iſt, daſs an dieſer Stelle der nothwendige 


Kirchenbau aufgeführt werde. So haben Sie ſchon Ihr Entgegen- | 


kommen, Ihr Wohlwollen gezeigt; aber warum gehen Sie heute 
in ſo außerordentlicher munificenter Weiſe vor, wo es gar nicht 
nothwendig iſt? Warum denn, da es nicht nöthig iſt? Ich weiß 
nicht warum. Alſo ich kann nur annehmen, dass es eine ganz 
außerordentliche Gewogenheit dieſem Vereine gegenüber iſt, die uns 
nicht aufgeklärt wird. Ich werde daher dagegen ſtimmen, aber nur 
aus finanziellen Gründen. 

Mürgermeiſter: Herr Gem.-Nath Dr. Porzer! 

Gem.-Rath Dr. Vorzer: Ich möchte für die Bewilligung 


dieſer vom Stadtrathe beantragten Subvention aus dem Grunde 


vor allem eintreten, weil, wenn dieſe Subvention verweigert 
würde, das Zuſtandekommen des Kirchenbaues überhaupt in Frage 
geſtellt iſt. Es iſt aber unbedingt nothwendig, dafs dieſe 30.000 fl. 
irgendwo herfließen, damit der nöthige Fond geſammelt werde, 
um den Bau überhaupt ausführen zu können. Es iſt in dieſer 
Richtung der ſtaatsgrundgeſetzliche Standpunkt geltend gemacht 
und geſagt worden, jede Kirche und Religionsgenoſſenſchaft ſoll 
ihre Angelegenheiten ſelbſt beſorgen. Ja, meine Herren! Dieſe 
ſtaatsgrundgeſetzliche Beſtimmung iſt zum Schutze der Kirche und 
Religionsgenoſſenſchaften gegeben, damit ein Eingriff in die Rechte 
derſelben nicht ſtattfinden könne. Aber fie iſt gewiſs vom Geſetz— 
geber nicht fo gemeint geweſen, daſs dadurch jede Zuwendung an 
eine andere Religionsgenoſſenſchaft ausgeſchloſſen werden ſoll. Wie 
es da mit den anderen Religionsgenoſſenſchaften, abgeſehen von 
den katholiſchen, ſtehen würde, wenn das Geſetz ſo ausgelegt 
würde, das überlaſſe ich den Herren zur eigenen Erwägung. Ich 
erlaube mir, darauf aufmerkſam zu machen, dass in Breitenſee, 
welches derzeit eine Einwohnerſchaft von circa 8000 Perſonen hat, 
eine Kapelle exiſtiert, welche kaum 80 Perſonen fasst. Ob das ein 
der Gemeinde Wien würdiger Zuſtand iſt, überlaſſe ich ebenfalls 
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Ihrer Erwägung. Solche Zuſtände konnten vielleicht geduldet 
werden, ſolange Breitenſee eine eigene, kleine Gemeinde war. In 
dem Momente aber, wo es ein Theil von Wien geworden iſt, iſt 
ein ſolcher Zuſtand abſolut unhaltbar. 

Aber noch ein Moment, und zwar ein rein finanzielles 
Moment, möchte ich in die Wagſchale werfen. Rings um dieſen 
Platz herum befinden ſich Bauplätze, welche der Stadt Wien ge— 
hören. In dem Momente, wo hier die Kirche errichtet wird, ver— 
dreifacht ſich der Wert dieſer Bauplätze und wir haben dieſe 
30.000 fl. in vielfach erhöhtem Betrage wieder hereingebracht' 
Alſo, ſelbſt derjenige, der ſich auf das rein finanzielle Moment 
ſtützt, kann mit ruhigem Gewiſſen für den Antrag des Stadtrathes 
ſtimmen. 

Würgermeiſter: Herr Gem.⸗Rath Sebaſtian Grünbeck! 

Gem.-Nath Sebaſtian Grünbeck: Ich werde mich für die 
Subvention in dieſer Höhe ausſprechen. und zwar aus folgenden 
Gründen: Es iſt dies zwar von mehreren Rednern bereits aus— 
einandergeſetzt worden. Im Stadtrathe ſind wir anfänglich auch 
nicht gleich für die 30.000 fl. eingetreten. Als uns aber die Ver— 
hältniſſe fo dargeſtellt wurden, dass die Kirche als Jubiläumskirche 


bis zum Jubiläumsjahre fertig ſein ſoll, ſtimmten wir freilich 


dafür. In Wien hat der Kirchenbau durch Jahrzehnte überhaupt 
eine gewiſſe Vernachläſſigung erfahren. Genehmigen wir daher 
wenigſtens für dieſe Kirche etwas, außer der Hand- und Zugs⸗ 
robot. Es braucht ja nicht bei allen Kirchen in Zukunft zu 
geſchehen. 

Eines will ich einem Vorredner, meinem Bruder, ſagen be— 
treffs des Hernalſer Kirchenbauvereines. Da wurde etwas überſehen, 
und zwar, daj8 die Hand- und Zugsrobot nur für die Kirche und 
den Pfarrhof Geltung hat, aber nicht für den Calvarienberg. Dieſer 
war früher überhaupt Eigenthum der Gemeinde und der Kirchen— 


bauverein hat ihn übernommen. Infolgedeſſen entfällt das geſetzliche 


Drittel für den Calvarienberg. Der Stadtrath war daher ganz 
im Rechte, wenn er den verlangten 10.000 fl. nicht zugeſtimmt 
hat. Meines Wiſſens iſt auch von Seite des Domcapitels ein 
Betrag in dieſer Höhe zugeſichert. Ich glaube, es iſt unſere Pflicht, 


dass wir dort, wo ein Gotteshaus fehlt, den Bau desſelben in 


raſcher Weiſe ermöglichen. Andersgläubige ſind im gleichen Falle. 


Wir erfüllen nur eine Pflicht gegenüber der chriſtlichen Bevölke— 


rung. Deshalb werde ich ſelbſtverſtändlich für die Subvention 
ſtimmen. 
Würgermeiſter: Herr College Lucian Brunner! 
Gem.-Ralh Brunner: Es hat der Herr College Mayer 


behauptet, die Gemeinde ſei verpflichtet, die. Hand- und Zugskoſten 


mit 64.000 fl. zu leiſten. Ich beſtreite, dass eine derartige Ver— 
pflichtung der Gemeinde obliegt. Nach dem Geſetze haben in den 
Pfarrgemeinden die Verpflichtung zu Kirchenbauten nur die daſelbſt 
anweſenden Bürger katholiſcher Confeſſion (Vice-Bürgermeiſter 
Dr. Lueger: Religion!) — alſo Religion. Es iſt ſogar vor— 
gekommen, daſs die Gemeinde Wien, welche in einem anderen 
Orte eine Realität beſitzt, bei einem Kirchenbaue nicht beitragen 
wollte, weil ſie eben als juriſtiſche Perſon nicht in dem betreffenden 
Orte wohnhaft iſt. Es exiſtiert aljo keine derartige Verpflichtung, 
ſondern es wäre eigentlich in Ordnung, daſs die Gemeinde für 
die baldmöglichſte Conſtituierung der Pfarrgemeinden in der Stadt 
Wien Sorge trägt, damit die nothwendigen Koſten, welche für Kirchen— 
bauten erwachſen, im richtigen Wege, hereingebracht werden können. 
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Ich mußs weiters bemerken, dass es ſich nicht um eine Sub- 
vention von 30.000 fl. handelt, ſondern nach dem Beſchluſſe des 
Gemeinderathes vom 10. November 1893 wurde dieſem Vereine 
ein Grund von 3400 m? und neueſtens ein ſolcher im Ausmaße 
von 288 m? für den Pfarrhof bewilligt, was nach dem heutigen 
Werte der Realitäten die Summe von 45.000 fl. repräſentiert. 
Die Hand- und Zugskoſten find 64.000 fl., die Subvention, die 
Sie jetzt bewilligen wollen, 30.000 fl., das macht zuſammen 
139.000 fl. Ich glaube, das iſt keine Kleinigkeit. 

Was weiters der Herr Gem.⸗Rath Dr. Porzer bemerkt 
hat, daſs dieſer Paſſus der Staatsgrundgeſetze ſich nicht darauf 
bezieht, ſo bin ich erſtaunt, von einem Juriſten derartige Aus— 
führungen zu hören. Alle anderen Religionsgeno ſſenſchaften beſorgen 
ihre eigenen Auslagen ſelbſt, und ich glaube nicht, dafs Sie in 
unſerem Budget irgendwie finden werden, daſs dieſe oder jene 
Religionsgenoſſenſchaft einen Anſpruch an die politiſche Gemeinde 
Wien geſtellt hat. Es iſt alſo ganz unzweifelhaft der geſetzliche 


Standpunkt der, dafs die politiſche Gemeinde Wien nicht berechtigt. 


iſt, Subventionen für derartige Kirchenbauten für eine einzelne 
Confeſſion zu leiſten, weil dadurch die Angehörigen der anderen 
Confeſſionen gezwungen werden, zu Kirchenzwecken beizutragen, für 


welche beizutragen fie geſetzlich nicht verpflichtet find. Ich erfuche | 


um Ablehnung der Subvention. 

Bürgermeifler: Zur Geſchäftsordnung hat Herr Gem. 
Rath Hauke das Wort. 

Gem.-»RNath Hanke: Ich beantrage Schlufs der Debatte. 

Würgermeiſter: Die Herren, welche Schluss der Debatte 
annehmen, wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) Schluss der 
Debatte iſt angenommen. 

Es ſind noch vorgemerkt die Herren Gem.-Räthe Latſchka 
und Dr. Nechansky. 

Herr Gem.⸗Rath Latſchka hat das Wort. 

Gem.-Nath Catſchla: Ich möchte zwei kurze Bemerkungen 
machen. Die erſte geht dahin, dafs der Bau einer Kirche in 
Breitenſee auch aus dem Grunde nothwendig iſt, weil mehr als 


1000 Schulkinder draußen ſind, welche jetzt gezwungen ſind, um 


den Gottesdienſt zu hören, an Sonntagen nach Penzing hinunter— 
zugehen. Das dürfte ein Weg von beiläufig einer halben Stunde 
ſein. Wenn die Herren das bedenken, werden alle einſehen, dafs, 
um die Religion in den Herzen der Kinder zu befeftigen, eine 
Kirche dort nothwendig iſt. Nun noch eine Bemerkung in Betreff 
der Ausführungen des Herrn Collegen Mayer. Er hat ja die 
Nothwendigkeit der Religion betont, nur hat er gemeint, der Ge— 
meinderath reſpective der Stadtrath ſei gerade gegen den Kirchen— 
bauverein in Breitenſee beſonders gut geſinnt. Wie die liberalen 
Herren hier im Gemeinderathe noch die Majorität gehabt haben, 
ſo iſt der Kirchenbauverein von Breitenſee auch an die Majorität 
reſpective an den Gemeinderath herangetreten mit der Bitte um 
Subvention, und ich glaube, mich recht zu erinnern, wenn ich ſage, 
es ſei den Herren dazumal ſchon von der ehemaligen Majorität, 
alſo von den Herren Liberalen, zugeſichert worden, dafs ſie neben 
der Leiſtung der Hand- und Zugrobot auch noch eine Subvention 
in dieſer Höhe vielleicht bekommen werden (Rufe: 40.000 fl.!) 
oder noch höher. Wenn nun die Liberalen früher für den Verein 


ſo günſtig geſtimmt waren, ſo können doch wir, die wir uns immer 
als chriſtlich bezeichnen, nicht hinter den Liberalen zurückbleiben, 
und deshalb bitte ich alle Herren, die auf Religion etwas halten, 
den Antrag deß Stadtrathes anzunehmen. 
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Vürgermeiſter: Herr Gem.⸗Rath Dr. Nechansky! 

Gem.-Ralh Dr. Nehansky: Meine Herren! Sie dürfen 
nicht glauben, daS ich vielleicht gegen das Kirchenproject ſprechen 
will. Ich habe immer den Standpunkt eingenommen, daſs in 
Wien zu wenig Kirchen gebaut werden. Aber es hat mich immer 
ganz eigenthümlich berührt, dass, jo oft in Wien, eine Kirche gebaut 
werden ſoll, das betreffende Comité darauf angewieſen iſt, in der 
erbärmlichſten Weiſe betteln zu gehen, und die Urſache davon iſt, 
daſs die Erbauung der Kirchen unter der Chriſtengemeinde gar 
nicht organiſiert iſt. Es könnte die Erbauung der Kirche dort, wo 
ſie infolge der Bevölkerungszunahme nothwendig iſt, doch in 
finanzieller Beziehung geſicherter fein, daßs man nicht nur auf die 
Thätigkeit eines Vereines angewieſen iſt, der dann genöthigt iſt, 
ſich die Mittel hiezu an allen möglichen Orten zu ſammeln, und 
wenn es dem Vereine nicht gelingt, die rechten Quellen zu öffnen, 
er ſich an die Gemeinde wenden mußs, und wir dann hören, daſs, 
falls die Gemeinde dieſe Subvention nicht zahlen ſollte, die Er— 
bauung der Kirche gefährdet ſei. 

Meine Herren! Das wären ſehr traurige Verhältniſſe, und 
ich glaube nicht, daſs nicht auch in anderer Weiſe in unſerer 
chriſtlichen Gemeinde 30.000 fl. aufzutreiben wären, und zwar von 
denjenigen, die am nächſten dabei intereſſiert ſind. Wir wehren uns 
nur dagegen, daſs ein ſpecieller Kirchenbauverein in einer ganz 
beſonderen Weiſe begünſtigt werden ſoll und daßs in einem be- 
ſonderen Falle eine übermäßige Subvention gegeben werde. 

Wenn eine angemeſſene Subvention beantragt wird, ſo 
werden wir auch nichts dagegen haben; aber dieſer Kirchenbau iſt 
nach den Ziffern, wie ſie berechnet wurden, beinahe wirklich nur 
allein von der Gemeinde Wien auf Gemeindekoſten aufgeführt 
worden. Und wir hören doch immer von den Herren, dafs für 
dieſe oder jene Zwecke kein Geld da iſt. Es iſt dem Volksbildungs⸗ 
verein die Subvention verweigert oder verkürzt worden, der 
Rettungs⸗Geſellſchaft iſt eine Subvention nur unter Bedingungen 
gegeben worden (Rufe links: Die ſie recht gut hätte annehmen 
können, aus finanziellen Gründen. Vice-Bürgermeiſter Dr. Lueger: 
Oh, nein!) Es hat wenigſtens immer ſo geheißen, wir haben nicht 
das Geld dafür und müſſen die Subventionen kürzen. So hat es 
immer geheißen, und in dieſem einzelnen Falle zahlen wir nicht 
nur die Hand⸗ und Zugskoſten, ſondern man ſchenkt auch den 
Grund und bewilligt außerdem eine Subvention von 30.000 fl. 

Meine Herren! Das finden wir nicht gehörig bei einer 
ordentlichen Gemeindewirtſchaft und daher werde ich auch in dieſem 
einzelnen Falle dagegen ſtimmen. Ich bitte, aber zu glauben, daſs 
ich principiell durchaus nicht gegen Kirchenbauten bin, und ich 
wiederhole, ich finde, dafs in Wien zu wenig Kirchen gebaut 
werden und dafs es auf mich einen ganz wehmüthigen Eindruck 
macht, dafs, jo oft eine Kirche gebaut wird, die Aufbringung der 
Mittel unter der Million, die in Wien lebt, nicht anders möglich 
iſt, als im Wege einer Bettelei. Da ſollte doch eine ordentliche 
Umlage ausgeſchrieben und die Beſchaffung der Mittel für dieſe 
Zwecke endlich in ordentlicher Weiſe geregelt werden. 

Schließlich muß ich ſagen, daſs der eine Grund, welchen 
der Herr College Dr. Porzer ausgeſprochen hat, gerade aus 
feinem Munde — er möge mir verzeihen — etwas ſonderbar ge- 
klungen hat. Dafür wäre ich nicht und dafür kann niemand ſein, 
dafs wir die 30.000 fl. hergeben, um den Wert der umliegenden 
Gründe dadurch zu heben; ſo habe ich einen Kirchenbau niemals 
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aufgefaſst, dafs er zu Speculationszwecken dienen ſoll! (Gem. 


Rath Tiſchler: Gerſthofer Kirche! Da find die Gründe von 
5 fl. auf 50 fl. geſtiegen!) 

Mürgermeiſter: Herr Referent zum Schlußsworte. 

Referent: Der unmittelbare Herr Vorredner Dr. Nechansky 
hat erwähnt, dafs dieſem Kirchenbauverein eine übermäßige Sub— 
vention zugewieſen werden ſoll. Ich weiſe darauf hin, dafs mittels 
Gemeinderaths⸗Beſchluſfs vom 5. Juli 1892 der damalige Ge— 
meinderath der Stadt Wien den Beſchluſs gefafst hat, es ſei dem 
Kirchenbauverein in Rudolfsheim der von der ſeinerzeitigen Ge— 
meinde Rudolfsheim beſtimmte Betrag von 30.000 fl. anzuer⸗ 
kennen und es ſei weiters eine Subvention von 20.000 fl. zu 
bewilligen. Das ſind 50.000 fl. Weiters wurden für dieſen 
Kirchenbauverein bis Ende 1895 an Hand- und Zugskoſten über 
42.000 fl. ausgegeben. Damals haben Sie ſich alſo nicht dagegen 
gewehrt, damals haben Sie zugeſtimmt — aus welchem Grunde, 
weiß ich nicht. (Unruhe rechts.) Weiters hat der Herr Gem. Rath 
Brunner erwähnt (Rufe links: Ach was, der !), es ſei dem 
Kirchenbauverein eine Fläche von 3400 m? zugewieſen worden. Ich 
weiſe darauf hin, daſs das Referat vom 4. December dahin ge— 
lautet hat, daſs dem Kirchenbauverein nur 1310 m? zur Erbauung 
der Kirche zugewieſen werden. Dieſe 3400 m? waren vom früheren 
Gemeinderathe reſerviert, wirklich beanſprucht und übergeben wurden 
aber nur 1310 m?. Ich verweiſe weiter darauf, dass die Ge— 
meinde Breitenſee die Realität Conſer.⸗Nr. 32 in Breitenſee um 
den Kaufpreis von 30.000 fl. erworben hat und der zu dieſer 
Realität gehörige Grund für den Bau abgetreten wurde, das 
weiters eine Straße durchgeführt wurde und noch über 2000 m? 
verkaufbarer Grund verblieb. Von dieſem Grunde wurden im 


vorigen Jahre circa 430 m? verkauft, und zwar um den Preis. 


von 10 fl. per Quadratmeter; auf die übrigen 1600 m?, welche 
zu verkaufen wären, liegen Anbote von 14 und 15 fl. per Quadrat- 
meter vor, fo daſs es ſich zeigt, dass der Kirchenbauplatz eigentlich 
der Gemeinde gar nichts koſtet, da der verfügbare Grund den 
Kaufpreis, welchen die ſeinerzeitige Gemeinde Breitenſee geleiſtet 
hat, vollſtändig aufwiegt. Weiters wurde auch gejagt, dafs dieſes 
Anſuchen nicht vereinzelt bleiben wird. Das iſt ganz richtig. Es 
werden auch andere Kirchenbauvereine kommen. Die Urſache, :dajs 
ſich das alles jetzt zuſammendrängt, liegt darin — und daran haben 
eben die Herren in den letzten Jahrzehnten nicht gedacht — daßs 
Kirchen, welche nothwendig ſind, gebaut werden. (Widerſpruch 
rechts). Ich kann an Sie nur das Anſuchen richten, daſs Sie dem 
Antrage des Stadtrathes zuſtimmen und dem Kirchenbauverein von 
Breitenſee die Subvention gewähren. 

Vürgermeiſter: Wir ſchreiten zur Abſtimmung. Ich erſuche 
jene Herren, welche für den Antrag des Stadtrathes ſtimmen, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 
Beſchluſs: Dem genannten Kirchenbauvereine wird eine Sub— 

vention von 30.000 fl., welche in drei Jahresraten 
vom 1. Jänner 1897 flüſſig zu machen und in den 
Budgets für die Verwaltungsjahre 1897, 1898 und 
1899 ſicherzuſtellen iſt, bewilligt. 

Dieſe Subvention wird als letzte Subvention 
unter der Bedingung bewilligt, daſs die außerdem von 
der Gemeinde zu leiſtenden Hand- und Zugskoſten den 
Betrag von 64.000 fl. nicht überſteigen dürfen und 
daſs der übrige Theil der Baukoſten durch den n.⸗ö. 
Religionsfond oder andere Perſonen ſichergeſtellt erſcheint. 
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Vürgermeiſter: Zum Referate bitte ich Collegen Tomola. 

17. Referent Gem. -Rath Tomola: Ich habe die Ehre, zu 
referieren zur Z. 10057, betreffend die Erwirkung eines Zuſchuſs⸗ 
credites zu den Ausgabs⸗Rubriken II 3 und II 4. In der Zeit 
vom 1. Jänner bis 12. November d. J. ſind beim Bezirksſchulrathe 
183 Geſuche um Gewährung von Gehaltsvorſchüſſen und 275 Ge— 
ſuche um Bewilligung von Krankheitsaushilfen von Seite hier— 
ortlicher Lehrperſonen eingebracht worden, von welchen bis zum 
gedachten Zeitpunkte 163 beziehungsweiſe 266 einer Erledigung 
zugeführt worden ſind. Die bezüglichen Credite erſcheinen hiedurch, 
da den geſtellten Anſuchen bis auf eine verhältnismäßig geringe 
Anzahl von Fällen Folge gegeben und insbeſondere bei Ge— 
währung von Aushilfen zu wiederholtenmalen angeſichts einer 
außerordentlichen Nothlage zur Hintanhaltung des ſonſt drohenden 
Verderbens auf die Bewilligung entſprechender, namhafter Be— 
träge eingegangen werden muſste, bis auf die Reſtbeträge von 
1797 fl. 84 kr. beziehungsweiſe 330 fl. erſchöpft. 

Es liegt nun abermals eine ganze Reihe von Geſuchen ſowohl 
um Gehaltsvorſchüſſe als um Aushilfen vor, deren Dringlichkeit 
nicht abgewieſen werden kann, und die Petenten warten jeden Tag 
auf die Gewährung dieſer Geſuche. Es erſcheint daher nach den 
Ausweiſen des Bezirksſchulrathes nothwendig, daj für dieſe beiden 
Poſten Zufchufseredite erwirkt werden, und beantrage ich namens 
des Stadtrathes zur Rubrik betreffend „Gehaltsvorſchüſſe“ einen 
Zuſchuſscredit in der Höhe von 5000 fl. zu bewilligen. Ich bitte 
um Genehmigung dieſes Antrages. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger (welcher während vor— 
ſtehenden Referates den Vorſitz übernommen hat): Ich bitte jene 
Herren, welche mit dieſem Antrage einverſtanden ſind, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag erſcheint angenommen. 
Beſchluſs: Zur Bezirksſchulfonds⸗Rubrik II 3 „Aushilfen“ wird 

ein Zuſchuſscredit von 800 fl. und zur Rubrik II 4 
„Beſoldungsvorſchüſſe an das Lehrperſonale an den 
Volks⸗ und Bürgerſchulen“ ein ſolcher von 5000 fl. 
bewilligt. 

18. Referent Gem.-Rath Tomola: Zahl 10006. Das 
Salmannsdorfer Verſchönerungs-Comité ſucht um Subvention an. 
Dieſes Comité hat bereits in den Vorjahren eine Subvention von 
300 fl. bezogen. Ich mache darauf aufmerkſam, daßs ſeitens dieſes 
Comités Arbeiten vollführt werden, welche ſonſt der Gemeinde zur 
Laſt fallen. So werden in Salmannsdorf die Neuberg, Zierleiten⸗ 
gaſſe, Dreimarkſteinſtraße und andere vom Comité erhalten. Es 
ergibt ſich daraus, daſs die Gemeinde eigentlich ein gutes Geſchäft 
macht, wenn fie dem Verein die Subvention von 3000 fl. zuweist. 
Ich bitte, wie in den Vorjahren 300 fl. gegen ſeinerzeitige Ver⸗ 
rechnung bewilligen zu wollen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Cueger: Ich bitte vor allem, im 
Protokolle zu conſtalieren, dass Herr Gem.-Rath Obriſt den 
Saal während der Berathung und Beſchluſsfaſſung über dieſen 
Gegenſtand verlaſſen hat, und zwar deshalb, weil er Obmann des 
betreffenden Comités iſt. Diejenigen Herren, welche mit dem 
Stadtraths-Antrage einverſtanden find, bitte ich, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Der Antrag erſcheint angenommen. 

Beſchluſs: Dem Salmannsdorfer Verſchönerungs⸗Comité wird 
eine Subvention von 300 fl. pro 1896 gegen Vorlage 
des Verwendungsausweiſes bewilligt. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Cueger: Zum Referate Herr 
College Hraba. | 
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19. Referent Gem.-Nath Hraba: Meine Herren! Ich 
habe die Ehre, zu referieren über den Hauptrechnungsabſchluss 
pro 1895. Ich habe dem gedruckten Berichte, welcher ſich in 


Ihren Händen befindet, nichts beſonders wichtiges mehr anzufügen. 


Ich will mich diesbezüglich darauf beſchränken, Sie zu bitten, die 
14 Anträge des Stadtrathes gefälligſt anzunehmen. 

Vice Nürgermeiſter Dr. Cueger: Herr Gem. - Rath 
Dr. Vogler! 

Gem. Rath Dr. Vogler: Meine Herren! Ich hätte zwar 
erwartet, daſs der Herr Referent über den Hauptrechnungsabſchluſs 
die Anträge doch in einer etwas anderen Weiſe eingeleitet hätte, 


als dies thatſächlich der Fall iſt. So bagatellmäßig iſt ein münd⸗ 


liches Referat in einer ſo wichtigen Angelegenheit im Gemeinde— 
rathe bisher nicht erſtattet worden. Es handelt ſich hier um den 
Rechnungsabſchluſs für das Jahr 1895. Während des größten 


Theiles des Jahres 1895 war die autonome Gemeindeverwaltung 


ſiſtiert. Wir haben infolgedeſſen keine Urſache, über dieſen Haupt⸗ 
rechnungsabſchluſs ſehr viele Worte zu verlieren. Wenn wir aber 
trotzdem in eine General-Debatte über dieſen Hauptrechnungs— 
abſchluſs eingehen, ſo geſchieht es vornehmlich aus dem Grunde, 
weil uns hier von Seite des Stadtrathes ein Bericht mitgetheilt 
wurde, wie er wirklich ſeinesgleichen ſucht. Dieſer Bericht iſt 
etwas geradezu noch nicht Dageweſenes. In einer ſolch agreſſiven 
Weiſe, wie dies hier geſchehen, iſt noch niemals von Seite eines 
Referenten im Gemeinderathe gegen eine Partei vorgegangen 
worden. (Gelächter links.) Insbeſondere hat der Stadtrath bisher 
niemals in ſeinen gedruckten oder geſchriebenen Enunciationen ſich 
herausgenommen, in ſolcher Weiſe Vorwürfe zu erheben, wie dies 
hier der Fall iſt. (Gem.⸗Rath Hawranek: Man kann nicht 
genug Vorwürfe machen! — Gem.⸗Rath Dr. Grüb!: Keine Unter⸗ 
brechungen!) 

Vice-Würgermeiſter Dr. Cueger: Sind Sie doch nicht jo 
empfindlich, meine Herren. Sie ſind ja immer für die Freiheit! 
(Gem.⸗Rath Dr. Grübl macht einen Zwiſchenruf.) Aber ich 
bitte, Herr Dr. Grübl, Sie unterbrechen ja! (Ruf rechts: Der 
Hawranek unterbricht ſtets !) Darf ich bitten, meine Herren. 
Ich bitte Sie, ſowohl von dieſer, wie von jener Seite, mir die 
Leitung der Verhandlung zu überlaſſen. Wenn ich ſehen werde, 
daſs Herr Dr. Vogler wirklich in arger Weiſe geſtört werden 
wird, werde ich eingreifen; ſonſt werde ich die Freiheit der Herren 
nicht beengen. Sie find ja eine liberale Partei und werden wiſſen, 
was ſich ſchickt. (Beifall links.) Ich bitte Herrn Dr. Vogler, 
fortzufahren. 

Cem.-Nath Dr. Vogler (fortfahrend): Nun, meine Herren, 
der Stadtraths-Bericht erhebt zunächſt ganz vehemente Klagen 
darüber, daſs der Hauptrechnungsabſchluss günſtiger ausgefallen 
iſt als der Voranſchlag; dajs beide Ziffern nicht übereinſtimmen, 
ſich vielmehr herausſtellt, dafs um 2,000.000 fl. der Haupt⸗ 
rechnungsabſchluſs günſtiger iſt gegenüber dem Voranſchlage. Meine 
Herren! Ich weiß nicht, was meint der Herr Referent? Sollte 
das Verhältnis vielleicht umgekehrt ſein? 

Iſt es nicht gerade das Zeichen einer vorſichtigen Budgetierung, 
wenn ſich der Hauptrechnungsabſchluſs günſtig ſtellt? Abgeſehen 
davon, iſt es eine bekannte Erſcheinung in der Gemeindeverwaltung, 
dass der Hauptrechnungsabſchluſs regelmäßig ſeit einer langen 
Reihe von Jahren ein günſtigeres Verhältnis aufweist? Eine fo 
genaue Budgetierung, wie ſie dem Herrn Referenten vielleicht als 
Ideal vorſchwebt, iſt ja bei unſerer Gemeindeverwaltung nicht 
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möglich, deshalb nicht, weil man berückſichtigen muss, dass das 
Budget im Verlaufe des Sommers von der Buchhaltung zu⸗ 
ſammengeſtellt wird, im Herbſte die Berathungen des Magiſtrates 
ſtattfinden und dann erſt der Stadtrath und Gemeinderath darüber 
beſchließen, der Gemeinderath meiſt erſt nach Abſchluſs des laufenden 
Jahres. Wenn man ferner erwägt, dafs der Gemeinderath ſelbſt 
ſehr häufig ſich in die Situation verſetzt, das von ihm bewilligte Budget 
wieder umzuſtoßen oder zu durchlöchern, indem er Beſchlüſſe faſst, 
welche größere oder geringere Ausgaben involvieren, ſo darf man 
ſich wirklich nicht wundern, dafs eine genaue ziffermäßige Über— 
einftimmung zwiſchen dem Hauptvoranſchlage und dem Haupt: 
rechnungsabſchluſſe nicht ſtattfindet. 

Der Herr Referent hat aber dieſe an und für ſich eigentlich 
ſelbſtverſtändliche Thatſache dazu benützt, um der liberalen Partei 
eines am Zeuge zu flicken. 

Ich will nur noch das vorausſchicken. Es wird geklagt über 
die enorme Höhe der Differenz. Das iſt eine Behauptung die 
meines Erachtens nicht ſteht; denn von einer ſo enormen Höhe 
kann man bei dieſen vorliegenden zwei Millionen nicht ſprechen, 
denn ſehen Sie, gerade dieſer Rechnungsabſchluſs über das Jahr 
1895 iſt derjenige, welcher das geringſte Plus in den Haupt— 
rechnungsabſchlüſſen ſeit der Einverleibung aufweist. Im Jahre 
1892 war das Plus gegenüber dem Voranſchlage 2,800. 000 fl., 
im Jahre 1893 4, 100.000 fl., im Jahre 1894 5,800.000 fl. und 
im Jahre 1895 2,000.000 fl. 

Dieſe zwei Millionen betragen übrigens nur fünf Percent der 
geſammten verausgabten Summe. 

Meine Herren! Iſt das gar ſo etwas Schreckliches? Meines 
Erachtens muſs man ſich wundern, dafs die Differenz in dem 
einen oder anderen Falle auf oder nieder nicht eine größere iſt. 

Der Herr Referent hat, wie ſchon erwähnt, die Gelegenheit 
benützt, der liberalen Partei eines am Zeuge zu flicken. Der 
Bericht des Stadtrathes inſinuiert da der früheren liberalen 
Majorität, dass fie bei der Feſtſtellung des Hauptvoranſchlages für 
das Jahr 1895 im Jahre 1894 ein beſonderes aufmerkſames Ohr 
für die dringenden, berechtigten Wünſche, insbeſondere für die 
Bevölkerung der ehemaligen Vororte an den Tag legte, weil ja 
die allgemeinen Wahlen im II. Wahlkörper vor der Thüre ſtanden. 

Meine Herren! Ich mufs fagen, daſs das geradezu unerhört 
iſt. Ein ſolcher Vorwurf ſollte gerade vom Herrn Referenten nicht 
erhoben werden, der ja erſt ein ſehr junges Mitglied in der Ge— 
meindeverwaltung iſt, und es wundert mich, dass ſich im Stadt— 
rathe niemand gefunden hat, der nicht dieſem und einigen anderen 


Abſätzen im Berichte entgegengetreten iſt. Sie haben ja im Stadt— 


rathe wenigſtens einen Mann, der die Gemeindeverhältniſſe ſeit 
einer langen Reihe von Jahren genau kennt, der der spiritus 
rector der Gemeindeverwaltung und auch des Stadtrathes iſt, 
und ich möchte beinahe annehmen, daſs der Mann den Bericht 
gar nicht gelefen hat, weil derſelbe fo gedruckt und in die Offent— 
lichkeit hinausgeſchleudert worden iſt. Es iſt nichts unwahreres, 
als was in dieſer Behauptung aufgeſtellt worden iſt; ſie ſoll das 
mit begründet werden, daßs eine Reihe von Mindererforderniſſen 
bei gewiſſen öffentlichen Arbeiten ſtattgefunden hat, dafs öffentliche 
Arbeiten der Verwirklichung nicht zugeführt worden ſind, obwohl 
ſie präliminiert waren. Der Herr Referent hat diesfalls eine 


größere Zuſammenſtellung in dem gedruckten Bericht aufgenommen. 
Er beziffert das Mindererfordernis auf 2,600.000 fl., wobei er 
nur eine Kleinigkeit verſchweigt, daſs dieſem Mindererforderniſſe 
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wieder Mehrerforderniſſe auch von ungefähr zwei Millionen und 
etlichen Hunderttauſenden gegenüberſtehen. Was die Einzelheiten 
betrifft, iſt es mir nicht möglich geweſen, alle Poſten genau an 
der Hand des Rechnungsabſchluſſes zu prüfen, ich habe mir aber 
die Mühe gegeben, wenigſtens die Poſt für Schulbauten, welche 
hier mit einem Minderbetrage von 613.000 fl. angegeben worden 
iſt, einer genaueren Einſicht und Prüfung zu unterziehen, und 
ich glaube, der Herr Referent hätte dieſe Prüfung auch vornehmen 
ſollen, dann wäre er wahrſcheinlich zu einer anderen Anſicht ge— 
kommen, oder man müjste annehmen, dass geradezu in böswilliger 
Weiſe hier vorgegangen werden wollte. Seheu Sie, meine Herren, 
wenn man ſich anſchaut, warum für Schulbauten im Jahre 1895 
weniger ausgegeben wurde, als präliminiert worden war, fo findet 
man, dajs ein Betrag von 45.000 fl. einfach deshalb nicht ausgegeben 
wurde, weil er durch mindere Koſtenanſchläge, durch günſtige Offert- 
verhandlungs⸗Ergebniſſe in Erſparung gekommen iſt. Dieſe 45.000 fl. 
bedeuten geradezu ein Lob für die Gemeindeverwaltung, die wir 
übrigens für das Jahr 1895 kaum zu vertreten haben. Aber man 
darf doch das nicht der liberalen Partei zur Laſt ſchreiben, dass 
die Gemeindeverwaltung 45.000 fl. bei Schulbauten erſpart hat. 
Ein weiterer Betrag — nach meinen Berechnungen beziffert ſich 
derſelbe auf 123.000 fl. — ſetzt ſich ans ſolchen Poſten zuſammen, 
welche Bauten betreffen, die zwar bereits fertiggeſtellt find, bei 
denen aber die Reſtzahlungen nicht mehr in das Jahr 1895 
gefallen ſind, ſondern in das Jahr 1896. Es kann alſo auch 
von dieſen Bauten nicht behauptet werden, dafs fie der Verwirk— 
lichung nicht zugeführt worden ſind. 

Ein weiterer Betrag von 233.000 fl. betrifft ſolche Bauten, 
bei welchen von Seite der Gemeindeverwaltung die Genehmigung 
verſagt worden iſt. Sehen Sie, das iſt zum Beiſpiel der Fall bei 
einem Baue im IX. Bezirke, wo der Gemeinderath zwar bei der 
Budgetberathung die Einſtellung des Betrages beſchloſſen hat; 
aber ſpäter, als die Ausführung des Baues kam, hat man noch 
im Mai des vorigen Jahres beſchloſſen, auf dieſen Bau nicht 
einzugehen, da ſind zum Beiſpiel 60.000 fl. gleich erſpart worden. 
In dieſer Rubrik ſind weiters ſolche Bauten vorhanden, bezüglich 
welcher zwar die Projecte von Seite des Bauamtes verfasst und 
auch vorgelegt wurden, die Gemeindeverwaltung aber auf dieſe 
Projecte aus irgendwelchen Gründen nicht eingegangen iſt und ſie 
zurückgewieſen hat. Ich mache insbeſondere darauf aufmerkſam, 
daßs man im Beirathe in der Beziehung ſehr kritiſch vorgegangen 
iſt, und man hat manches Project, welches zu koſtſpielig, zu luxuriös 
ausgeſtattet war, einfach zurückgeſtellt. Dadurch find Bauten im 
Jahre 1895 unterblieben, aber im Jahre 1896 zum großen Theile 
bereits in Angriff genommen worden. Sehen Sie, meine Herren, 
ich könnte dieſe Vergleiche noch fortſetzen. Wenn man in die Zer⸗ 
gliederung dieſer Anſätze eingeht, fo ſieht man, dafs Urſachen, 
thatſächlich Gründe vorhanden ſind, warum die Gemeinde für die 
eine oder andere Sache weniger ausgegeben hat. 

Ich mache aber weiters darauf aufmerkſam, dass dieſem 
Mindererfordernis bei den Schulbauten von 613.000 fl. wieder 
andererſeits eine Mehrausgabe von 253.000 fl. gleichfalls bei 
Schulbauten gegenüberſteht, nur bei anderen als denjenigen, die 
präliminiert waren. 

Man hat zum Beiſpiel den einen Bau durch einen anderen 
ſubſtituiert, und dadurch reduciert ſich ſofort dieſe Summe auf 
einen kleinen Betrag, der ohneweiters gerechtfertigt werden kaun 
Es iſt alſo der Vorwurf, den ſich der Herr Referent und der 
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Stadtrath gegen die liberale Majorität conſtruiert haben, ein ganz 
und gar ungerechtfertigter. (Beifall rechts.) 

Sehen Sie, damit nicht genug, hat der Herr Referent in 
einem ſpäteren Abſatze des gedruckten Referates darauf hingewieſen, 
daſs man die Vororte eben nicht in entſprechender Weiſe berück— 
ſichtigt hat. Geradezu unglaublich iſt diesfalls der Schlufsfat des 
gedruckten Berichtes. Demgegenüber glaube ich, muſs nun genau 
conſtatiert werden, was denn für die Vororte überhaupt in letzter 
Zeit geſchehen iſt. Sehen Sie: im Jahre 1895, in dem Jahre, 
um deſſen Rechnungsabſchluſs es ſich hier handelt, wurden in den 
Vororten ganz koloſſale Beträge für Inveſtitionen verausgabt, 
ſür Schulbauten nicht weniger als 696.000 fl. (Rufe rechts: 
Hört! Hört!), für Amtsgebäude 94.000 fl. (Rufe rechts: Hört! 
Hört!), für Canalbauten 758.000 fl., für Pflaſterungen und 
Straßen 546.000 fl. (Rufe rechts: Hört! Hört!) Es iſt wirklich 
merkwürdig, wie man dazu kommen kann, zu behaupten, es ſei in 
den Vororten nichts geſchehen. (Sehr richtig! rechts.) Noch merk: 
würdiger erſcheint aber dieſer Vorwurf, wenn man die Vorjahre 
mit in Berückſichtigung zieht. Ich habe mir eine Zuſammenſtellung 
gemacht über die Inveſtitionen, welche in den Jahren 1892 bis 
1895 in den Vororten gemacht worden ſind. Da ergibt ſich unter 
anderem Folgendes: 

Für Schulbauten wurden in den Bezirken XI bis XIX in 
den genannten Jahren nicht weniger als 2,415.000 fl. ausge⸗ 
geben, und wiſſen Sie, wie viel in gleicher Zeit in den alten Be— 
zirken ausgegeben wurde? 1,900.000 fl.! 

Für Canalbauten wurden in den Vororten in der Zeit nicht 
weniger als 1,766.000 fl. ausgegeben (Hört! rechts), in den 
alten Bezirken nur 1,586.000 fl.; 

für Neupflaſterungen und Straßenherſtellungen in den neuen 
Bezirken 1,188.000 fl., in den alten Bezirken 1.170.000 fl. (Rufe 
links: Das ſteht ja hier!) Dieſe Ziffern ſtehen nicht dort, die 
mus man ſich ausrechnen. 

Es iſt auch intereſſant, wenn man die Steigerung im Ver— 
hältniſſe zu früher vergleicht. In den drei letzten Jahren vor der 
Einverleibung haben die Schulbauten im Jahresdurchſchnitt ge— 
koſtet 492.000 fl., wobei noch zu berückſichtigen iſt, das das im 
Verhältnis zu den Vorjahren ein ſehr erheblicher Durchſchnitt war. 
In den Jahren 1892 bis 1895, alſo ſeit der Einverleibung iſt 
dieſer Durchſchnitt geſtiegen auf — was glauben Sie, meine 
Herren? — auf 1, 108.000 fl. (Hört! Hört! rechts), wobei noch 
zu berückſichtigen iſt, dafs im Jahre 1892, dem erſten Jahre, ſehr 
wenig gebaut worden iſt, weil man eben bei der Neugeſtaltung 
der Verhältniſſe nicht ſofort an die Ausführung dieſer Arbeiten 
ſchreiten konnte. Die Canalbauten ſtellen ſich im dreijährigen 
Durchſchnitte vor der Einverleibung auf 214.000 fl. und nach 
der Einverleibung auf 754.000 fl. (Hört! Hört! rechts.) Die 
Pflaſterungen ſtellen ſich im dreijährigen Durchſchnitte vor der 
Einverleibung auf 553.000 fl., nach der Einverleibung auf 
1,055.000 fl. (Hört! Hört! rechts.) So geht die Sache fort, und 
es iſt infolgedeſſen, glaube ich, wohl eine große Kühnheit — zum 
mindeſten geſagt — wenn der Herr Referent am Schluſſe ſeines 
Berichtes den Satz ausſpricht: „Es wurden keine bedeutenden 
Inveſtitionen gemacht, und die Bevölkerung der Vororte harrt noch 
immer der Waſſerleitung, Canaliſierung und Pflafterung, die ſich 
in unvollſtändiger Ausführung befinden.“ (Gelächter rechts.) 

Bereits mit Ende des Jahres 1894 war in nicht weniger 
als 3300 Häuſern die Waſſerleitung eingeführt. Es iſt ja doch 
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geradezu ein Fauſtſchlag der Wahrheit ins Geſicht (Beifall rechts), 
wenn ſolches behauptet wird. Für die Vororte iſt geſchehen, was 
nur menſchenmöglich war — auf dem Gebiete der Waſſerleitung, 
der Pflaſterung und der Canaliſierung — überhaupt was nur 
techniſch ausführbar und möglich war. 

Der Vorwurf iſt daher durch und durch ungerechtfertigt und 
man kann ihn gar nicht ſcharf genug zurückweiſen. (Sehr richtig! 
rechts.) 

Nun wird man mir vielleicht ſagen, die Vororte ſind enorm 
belaſtet, und in dem Referate iſt auch eine gewiſſe Anſpielung auf 
den Bierkreuzer gemacht. Der Bierkreuzer hat in dieſem Jahre 
2,488.000 fl. betragen, und da heißt es in dem Referate, dafs 
der Bierkreuzer ja dazu dienen ſollte, alle Wunden zu heilen, 
welche aus der Vereinigung der Vororte mit Wien entſtanden 
ſind. Nun, meine Herren, ſehen wir uns einmal dieſe Wunden 
genauer an! 

Ich halte mich da auch ſtrenge an das finanzielle Gebiet 
und komme da wieder mit Daten und Ziffern. Es darf Sie aber 
das nicht langweilen, denn Sie lernen ja auch dabei, und es iſt 
das ſehr 1 Wenn Sie die Richtigkeit dieſer Daten prüfen 
wollen, fo brauchen Sie nur das ſtatiſtiſche Jahrbuch der Stadt 
Wien aufzuſchlagen, und damit Sie gleich wiſſen, wo das ſteht, 
fo ſage ich Ihnen, dafs ich jetzt citiere Seite 173 des Jahrbuches 
pro 1891. 

Damals haben die Vororte gezahlt: an landesfürſtlicher 
Grundſteuer 106.000 fl. — die Nebenbeträge laſſe ich weg — 
Gebäudeſteuer 2,49 1.000 fl., Erwerbſteuer 612.000 fl., Einkommen 
ſteuer 599.000 fl., zuſammen an landesfürſtlichen Steuern 
3,809 000 fl. Der Ertrag der Bezirksſtraßen⸗, Schul-, Bezirks⸗ 
und Gemeindezuſchläge und Umlagen zuſammengenommen betrug 
im Jahre 1891 in den Vororten 3, 478.000 fl. In Summa 
betrug alſo die damalige Belaſtung der Vororte an directen 
Steuern, ausſchließlich der Landesumlagen, die ich ganz weg— 
gelaſſen habe, 7, 288.000 fl. 

Demgegenüber betrug im Jahre 1894 die gleiche Steuer in 
den Bezirken XI bis XIX: Grundſteuer 75.000 fl., Gebäude 
ſteuer 2,47 1.000 fl., Erwerbſteuer 677.000 fl., Einkommenſteuer 
436.000 fl., zuſammen an landesfürſtlichen Steuern 3,662.000 fl. 
Dazu die Gemeindezuſchläge, Zins⸗ und Schulkreuzer mit 2, 900.000 fl., 
macht eine Summe von 6, 590.000 fl. 

Dieſe Ziffer im Gegenſatze zur früher genannten Geſammt⸗ 
ziffer von 7,300.000 fl. ergibt, daſs die Vororte gegenwärtig um 
rund 700.000 fl. weniger belaſtet ſind, als ſie im Jahre 1891 
vor der Einverleibung belaſtet waren. (Hört! rechts. — Wider: 
ſpruch links und Nufe links: Verzehrungsſteuer!) Meine 
Herren, ich bitte, es iſt auch intereſſant, wenn Sie das per Kopf 
repartieren, dann ſehen Sie, dass dieſe ganzen directen Steuern 
im Jahre 1891 per Kopf 13 fl. 40 kr., im Jahre 1894 mit 
Berückſichtigung des Percentverhältniſſes der Steigerung der Be 
völkerung 10 fl. 90 kr. betrugen; Sie ſehen alſo, daſs in den 
Vororten per Kopf um 2 fl. 50 kr. an directen Steuern erſpart 
worden ift. (Gelächter links.) Dieſe 2 fl. 50 kr. . .. (Ruf links: 
Das iſt Unſinn! — Gelächter.) . . . Lachen gibt es da nicht, 


meine Herren, das ſind Daten, die unwiderleglich ſind; die 2 fl. 
50 kr. repräſentieren nicht weniger als 2501 Bier pro Jahr, die 
jeder Vorortebewohner, jedes Kind in der Wiege trinken kann. 
(Unruhe und Gelächter links.) Ja, ich bitte, wenn Sie die Be⸗ 
rechnung per Kopf anſtellen, ſo müſſen Sie alle Bewohner dazu⸗ 
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rechnen. Wenn Sie da eine Belaſtung durch den Bierkreuzer 
durchaus herausconſtruieren wollen, fo weiſe ich Ihnen nach, dass 


dies durch Nachläſſe an den directen Steuern ohneweiters wett⸗ 


gemacht worden iſt. Dazu kommt aber, dass der Ertrag des Bier⸗ 
kreuzers in Wien in den Jahren 1892 bis 1895 zuſammen that⸗ 
ſächlich wenigſtens um das Doppelte durch die Inveſtitionen, die 
allein in den Vororten gemacht wurden, überſchritten worden iſt. 
(So iſt es! rechts.) Der Bierkreuzer, nicht nur jener in den Vor⸗ 
orten, ſondern jener von ganz Wien, macht zuſammen ungefähr 
9 Millionen aus — und die Inveſtitionen in den Vororten be— 
laufen ſich, wenn wir die Waſſerleitung dazuſchlagen, beinahe auf 
das Doppelte. 
So ſteht die Sache und da glaube ich, muss der Vorwurf, 
der uns in dieſem Referate in einer fo unbegründeten Weiſe ge- 


macht worden iſt, mit aller Entſchiedenheit zurückgewieſen werden. 45 


(Sehr richtig! rechts.) Sehen Sie ſich die Wunden an, die wirklich“? 
in den Vororten vorhanden waren, ſehen Sie ſich die Wert: 
ſteigerungen, die den Haus- und Grundbeſitzern zu Gute kommen, 
an, ſehen Sie ſich die Berichte, die wir vom Stadtphyſikate über 
die Geſundheitsverhältniſſe und über die Abnahme der Sterblich⸗ 
keitsziffer erhalten, an, und dann ſprechen Sie von den Wunden 
der Vororte! (Lebhafter Beifall rechts.) 

Der Herr Referent hat aber in ſeinem Berichte noch eine 
andere, ganz eigenartige Tendenz bekundet, indem er ſich befliſſen 
hat, die Vermögenslage der Gemeinde ſo ſchwarz als möglich zu 
malen. (Rufe links: Sie iſt ja ſchwarz!) 

Ich wundere mich darüber ganz außerordentlich, denn man 
ſollte ja eigentlich glauben, daſs der Herr Referent, der doch kein 
alter, griesgrämiger Penſioniſt, ſondern ein junger, feſcher Mann 
iſt (Heiterkeit links), und der, ſoviel mir mitgetheilt worden ft, 
der maitre de plaisir Ihrer Vergnügungsabende ift, mit einer 
größeren Lebensfreudigkeit in die Welt hinblicken ſollte, und 
man ſollte daher von ihm einen ſolchen Peſſimismus gar nicht 
erwarten. (Sehr gut! rechts.) 

Es liegt alſo, glaube ich, in dieſer Schwarzſeherei wirklich 


nur eine gewiſſe Tendenz (Sehr richtig! rechts), eine abſichtliche 


Tendenz. Wir müſſen aber von unſerem Standpunkte nicht nur 
dieſer Tendenz, ſondern auch den Behauptungen, auf Grund deren 
dieſelbe dargethan werden ſoll, auf das Entſchiedenſte entgegen- 
treten, im Intereſſe der Stadt Wien und im Intereſſe der Wahr⸗ 
heit. (Beifall rechts.) | 

Denn ſehen Sie, meine Herren, was der Herr Referent in 
dieſer Beziehung vorbringt, iſt nicht wahr. Er ſagt, die Gemeinde 
iſt mit nicht weniger als — ich glaube — 38 Millionen paſſiv. 
Das ſtimmt abſolut nicht. Ich verweiſe Sie auf den Rechnungs⸗ 
abſchluſs Seite 380. Da ſteht geſchrieben: Hauptſumme des 
Activſtandes 74,03 1.269 fl., Hauptſumme des Paſſivſtandes 
72,422.251 fl.; reines Activum 1,609.000 fl. (Gem.⸗Rath 
Schuh: Die alten Steiner! — Heiterkeit links.) Ich weiß 
wirklich nicht, ob der Herr Referent die Seite 380 des Rechnungs- 
abſchluſſes aufgeſchlagen hat. Faſt möchte man meinen, daſs das 
nicht der Fall iſt, weil er dann ſonſt doch etwas anderes über 
die Sache geſagt hätte. Das Gemeindegut mit dem Werte von 
77 Millionen iſt dabei noch gar nicht in Berückſichtigung ge⸗ 
zogen. Ich weiß nun allerdings — und das ſteht in dem Be⸗ 
richte — dass da ein Unterſchied gemacht wird zwiſchen dem ſo⸗ 
genannten zinstragenden und dem ſogenannten zehrenden Ver⸗ 
mögen. Nun, ich will mich in dieſen Uuterſchied heute nicht 
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einlaſſen, vielleicht wird das einer meiner Nachſprecher thun. (Ruf 
links: Der iſt ſchon beſtellt! — Heiterkeit links.) Ich möchte nur 
das eine hervorheben. Wenn Sie die Schulen als ein zehrendes 
Vermögen anſehen, was ſind denn dann z. B. die Pferde, welche 
die Gemeinde für die Feuerwehr hält? Das iſt ein zehrendes 
Vermögen in des Wortes natürlichſtem und wortdeutlichſtem Sinne. 
Nicht wahr? Aber trotzdem, meine Herren, müſſen Sie ja doch 
bedenken, dafs die Pferde uns etwas leiſten und deshalb ein 
Wertobject darſtellen. 

Ganz dasſelbe iſt mit den Schulgebäuden der Fall. Die 
Schulgebäude leiſten uns ja auch etwas; ſie dienen zur Unter⸗ 
bringung der Schule, und wenn wir dieſe Schulgebäude nicht 
ſelbſt errichtet hätten, fo müssten wir die Schulen einfach irgend— 
wo einmieten und müfsten dafür Zins zahlen, und dann müjsten 
wir wahrſcheinlich noch mehr dafür zahlen. Es geht alſo doch 
nicht an, daſs man die Schulgebäude als ein zehrendes Vermögen 
anſehen kann, das nicht in Rechnung zu ziehen iſt. 

Es kommt dann noch dazu das Gemeindegut. Das Gemeinde— 
gut wird einfach unter den Tiſch geworfen, die 77 Millionen, die 
haben wir gar nicht mehr, und da wird uns behauptet, die tragen 
auch nichts. Sehen Sie, das iſt auch wieder ſo eine Geſchichte. 
Der Herr Referent hat wahrſcheinlich noch nicht genügend Zeit 
gefunden, ſich in der Sache umzuſehen, ſonſt hätte er finden 
müſſen, dass dieſe Behauptung nicht wahr iſt, denn das Gemeindegut 
trägt uns, und trägt uns ſehr Erhebliches. Zu dem Gemeindegut 
gehören die Straßen und Plätze. Der Herr Referent kann finden 
in der Rubrik XXII, daßs wir von den Straßen und Plätzen 
Platzgelder einheben im Betrage von 115.000 fl. (Ruf links: 
Was koſten fie denn?) Er kann dort ferner finden, dass wir eine 
Abgabe von der Tramwah⸗-Geſellſchaft beziehen von 172.000 fl., 
eine Abgabe von den Elektricitäts-Geſellſchaſten von 61.000 fl. 
Dieſe Abgaben werden ja gezahlt für die beſondere Benützung des 
Gemeindegutes. Das iſt der Rechtstitel dieſer Abgaben, ich mufg 
alſo, wenn wir von Gemeindegut ſprechen und behaupten, dasſelbe 
trägt nichts, darauf Rückſicht nehmen. Das Gemeindegut trägt 
mir ja etwas. Dann kommt die Waſſerleitung dazu. Die ſteht 
auch im Gemeindegut, ſie ſteht im Gemeindegut mit einer Ziffer 
von 35 Millionen Gulden, und da behaupten Sie, die trägt 
nichts! Die Waſſerleitung trägt nach Abzug aller Betriebsauslagen 
nicht weniger als 1,700.000 fl., und wenn Sie ſelbſt die durch— 
geführten Bezugswerte abziehen, obwohl das ganz ungerechtfertigt 
iſt, denn man mufs fie doch dazu rechnen, trägt fie noch immer 
1,400.000 fl. So können Sie noch verſchiedene andere Poſten 
finden. Es wird eine Canaleinmündungsgebür von der Gemeinde 
Wien eingehoben; die hat im abgelaufenen Jahre 243.000 fl. 
betragen. Das iſt auch ein Ergebnis des Gemeindegutes, weil die 
Canäle zum Gemeindegute gehören. Wenn Sie dieſe Poſten 
ſummieren, ſo ergibt ſich für 1895 nach meiner ganz oberflächlichen 
curſoriſchen Berechnung, daſs das Gemeindegut in dieſem Jahre 
der Gemeinde Wien 2, 320.000 fl. abgeworfen hat. Wiſſen Sie, 
was das beträgt, wenn das auf den Zinswert für das aufgewendete 
Capital berechnet wird? Das bedeutet, dafs das Gemeindegut uns 
noch immer 3 Percent, ſage drei Percent trägt, obwohl das Ge— 
meindegut gar nicht dazu da iſt, etwas zu tragen. Es iſt zunächſt 
dazu da, dals die Bürger der Stadt ſich hier wohl befinden, die 
Waſſerleitung iſt zunächſt dazu da, dafs die ſanitären Verhältniſſe 
der Stadt verbeſſert werden, daſs die Bevölkerung ein geſundes 
Trinkwaſſer bekomme. Die Straßen und Plätze find dazu da, das 
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man darauf geht und fährt. Die Gartenanlagen find dazu da, 
daſs unſere Jugend ſich dort erholt und auch die andere Menſch⸗ 
heit der Stadt. Alle dieſe Momente beweiſen, daßs dasjenige, was 
uns hier in dieſem Referate geſagt wird, nach keiner Richtung hin 
Anſpruch auf Wahrheit machen kann. (Beifall rechts.) 

Ich will Sie, meine Herren, mit weiteren Ausführungen vor- 
läufig nicht ermüden, ich will nur noch conſtatieren, dass wieder 
ein Druckfehler in dieſem Referate unterlaufen iſt, indem ſtatt 
„unbewegliches Vermögen“ einfach „bewegliches Vermögen“ gedruckt 
wurde u. ſ. w. 

Ich will darauf hinweiſen, daßs die Berechnung des ganzen 
Activums u. ſ. w. nicht vollkommen übereinſtimmt, weil der Herr 
Referent einfach diejenigen Ziffern genommen hat, die ihm gerade 
gepasst haben, diejenigen aber, die ihm nicht gepasst haben, ganz 
einfach auf die Seite gegeben hat. 

Ich möchte ſchließen mit einem Ausſpruche, den ein ungariſcher 
Patriot und Dichter, Moriz Joka i, einmal gemacht hat. Er hat 
geſagt: Man kann gegen alles opponieren, nur gegen die Statiſtik 
nicht! Damit ſchließe ich. (Beifall und Händeklatſchen rechts.) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Lueger: Herr College Dr. Stern 
hat das Wort! (Der Beifall hält noch an.) Aber ich bitte, meine 
Herren! Herrn Dr. Stern habe ich aufgerufen! (Rufe rechts: 
Iſt das ein Ton?) 

Gem.-⸗Rath Dr. Stern: Mein unmittelbarer Herr Vor⸗ 
redner hat bereits den Grund angegeben, weshalb wir den Rechnungs— 
abſchluſs, obwohl derſelbe in eine Zeit fällt, wo die autonome 
Gemeindeverwaltung aufgehoben war, zum Gegenſtand unjerer 
Beſprechung machen. Der Grund iſt der Bericht, der uns von 
Seite des Stadtrathes vorgelegt wurde, und der im Widerſpruch 
ſteht mit alldem, was wir bisher au Berichten, ſei es eines 
Hauptrechnungsabſchluſſes, ſei es eines Budgets je erhalten haben. 
Man könnte eine Prämie darauf ſetzen, ob irgend jemand in der 
Lage wäre, wenn er nicht ſonſt über die Verhältniſſe der Gemeinde 
unterrichtet iſt, und er dieſe großen Zifferncolonnen vor ſich hat, 
nicht weniger als 78 Ziffern, die zu 10.000, 100.000 fl., 
Millionen und Milliarden hinaufgehen, ſich ein Bild über das— 
jenige zu machen, was eigentlich der Gegenſtand eines Rechnungs⸗ 
abſchluſſes ſein ſoll, nämlich dasjenige, was im letzten Jahre ge— 
leiſtet worden iſt, was die Gemeinde geleiſtet hat, worin ſie mehr, 
worin ſie weniger geleiſtet hat, und welchen Fortſchritt oder eventuell 
welchen Rückſchritt der Wohlſtand der Bürgerſchaft gemacht hat. 

Sehen Sie, meine Herren! Ich habe vor mir die Rech- 
nungsabſchlüſſe vergangener Jahre, und zwar aus den Jahren. 
1892, 1893 — im Jahre 1894 wurde keiner erſtattet — und 
was erſehen Sie aus einem ſolchen Rechnungsabſchluſſe? Da wird 
in einem ſolchen Rechnungsabſchluſſe — der vorliegende enthält 
nicht mehr als einen halben Druckbogen — (Rufe links: Das iſt 
genug!) genau zuſammengeſtellt, was die Gemeinde in dem letzten 
Jahre an großen Inveſtitionen geleiftet, was ſie an außerordent⸗ 
lichen Einnahmen erhalten hat, und wofür, und die Rechtfertigung 
deſſen, warum in dem einen oder anderen Punkte rückſichtlich der 
größeren Auslagen die Gemeinde zurückgeblieben iſt oder Über: 
ſchreitung gemacht hat. Da finden Sie ferner eine Überficht über 
die Steuerverhältniſſe vergleichsweiſe, woraus Sie entnehmen 


können, wie ſich die Verhältniſſe der Bevölkerung in ihren Ver⸗ 

mögensbeziehungen im Laufe der Jahre entwickelt haben. Von 

alledem iſt in dem vorliegenden Rechnungsabſchluſſe nichts ent- 

halten, wohl aber enthält er — und das iſt von Seite des 
3* 
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unmittelbaren Herrn Vorredners ſchon ausgeſprochen worden — 
eine Reihe tendenziöſer, unvollſtändiger und zum ſehr großen 
Theile auch ſehr unrichtiger ziffermäßiger Angaben. Sehen Sie, 
meine Herren, fangen wir gleich an, ſo ſehen wir auf der 
zweiten Seite des Rechnungsabſchluſſes, dafs es dort heißt: „Aus⸗ 
fall in den Einnahmen 1,858.000 fl.“ Nun frage ich, wenn 
jemand von einem Ausfalle in den Einnahmen in einem Jahre 
per 1,858.000 fl. hört, ſo wird er ſagen, da iſt es ja offenbar, 
daſs die Bewohner der Gemeinde in ihren Verhältniſſen zurück 
gegangen ſind. Ein Ausfall in den Einnahmen mit nahezu 
2,000.000 fl. in einem Jahre wäre keine Kleinigkeit. Was iſt 
Wahrheit? Das iſt ganz einfach. Der Ausfall datiert weſentlich daher, 
daſs um mehr als eine Million von der Ausgabe der Obligationen 
des Waſſeranlehens Umgang genommen worden iſt. 1,09 1.000 fl. 
Anlehens⸗Obligationen, welche zur Ausgabe präliminiert waren, 
wurden eben nicht ausgegeben, und da haben Sie dieſen Ausfall. 
Es hat bereits der unmittelbare Vorredner hingewieſen auf einen 
anderen Paſſus, worin geſagt wird, daſs man im Jahre 1894, 
als man das Budget pro 1895 aufſtellte, eigentlich Wahlpolitik 
getrieben habe. 

Bei der Aufſtellung des Budgets pro 1895 hatte ich die Ehre, 
als Berichterſtatter der Budget-Commiſſion zu fungieren, und als 
es ſich um die Feſtſtellung und Einſtellung der einzelnen Poſten 
bei der Special⸗Debatte für Pflaſterungen, für Schulen, für 
Canaliſierungen handelte, da ſind nicht von unſerer Seite, ſondern 
von Ihrer Seite fortwährende Erhöhungs-Anträge geſtellt worden 
(Heiterkeit rechts), und ich erinnere mich da beiſpielsweiſe, dass 
der damalige Gem.⸗Rath und derzeitige Vice-Bürgermeiſter 
Dr. Lueger mit ſolchen Erhöhungs-⸗Anträgen vorangieng, und 
ſelbſt ſolche Erhöhungen, zum Beiſpiel beim Straßenbudget gleich 
um 31.000 fl., beantragte, und fo iſt es nicht bei zehntausenden 
Gulden geblieben, ſondern iſt in die hunderttauſende fortgegangen, 
und als damals ſeitens des Stadtraths Referenten und auch von 
mir als Referenten der Budget⸗Commiſſion darauf hingewieſen 
wurde: meine Herren, das geht nicht, wir können nicht in ſolcher 
Weiſe fortbudgetieren, der Stadtrath iſt bis zur Grenze der Mög— 
lichkeit gegangen, es hat die Budget⸗Commiſſion das Budget um 
60.000 fl. erhöht; beantragen Sie keine weiteren Erhöhungen 
in Straßenbauten, Canalherſtellungen, Schulbauten u. ſ. w.; da 
haben ſich Ihre Geſinnungsgenoſſen, Ihre Partei durch zwei 
Sitzungen hintereinander — Sie können es in den gedruckten 
Berichten des Amtsblattes nachleſen — ſich einfach damit beſchäftigt 
— nicht mich zu widerlegen, ſondern, ſagen wir, zur Tagesordnung 
über mich überzugehen und endlich zu erklären, „das iſt alles 
unbegründet, wir find ſchon mit dem fertig“; wir erhöhen die 
weiteren Poſten, wir gehen weiter hinaus, wir wollen dieſe 
Inveſtitionen noch weiter haben und auf dieſe Weiſe iſt das Budget 
um einige 100.000 fl. erhöht worden und wenn Sie wiſſen wollen, 
was die Folge davon iſt, hier haben Sie das Budget des 
Jahres 1895. 

In dieſem werden Sie auf der letzten Seite eine Bemerkung 
finden, daßs der Reſervefond von 400.000 fl., welcher als all— 
gemeine Reſerve, wie in jedem Budget eingeſtellt war, durch die 
von Ihnen beantragten Erhöhungen des Budgets, nicht von unſerer 
Seite wettgemacht wurde, daſss er verſchwunden iſt. Wer hat denn 
da Wahlpolitik, budgetere Wahlpolitik getrieben? Wo iſt ſie? Auf 
unſerer oder auf Ihrer Seite? Dieſe Frage können Sie ſich jetzt 
nach dieſen Aufklärungen beantworten. 
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An einer anderen Stelle wird in dem Berichte darauf 
verwieſen, daſs eine Reihe von Erſparungen oder Minderausgaben, 
welche präliminiert waren, daher rührt, dass projectierte Her— 
ſlellungen nicht der Verwirklichung zugeführt worden ſind, und 
nur daraus komme die Erſparung in einem Belaufe von 
2,686.000 fl., und nur dadurch ſei der Haushalt, ich möchte 
jagen, das Activum des Rechnungsabſchluſſes aufrecht erhalten 
worden. Aber, meine Herren, zwei Zeilen vorher ſteht Folgendes: 
Mindererfordernis 4,776.000 fl., Mehrerfordernis 5, 165.000 fl., 
alſo Mehrerforderns um 400.000 fl. über die Mindererforderniſſe. 
Man hat um 400.000 fl. mehr ausgegeben, wie ſich aus der 
Vergleichung dieſer Ziffern ergibt, als thätſächlich präliminiert 
war — und jetzt frage ich Sie, meine Herren, wie ſoll das nach 
Ihren Anſchauungen mit den Ausführungen ſtimmen, welche in 
dieſem Berichte gemacht werden. (Gem.-Rath Tag leicht: Der 
Bericht iſt falſch!) Ja, er iſt falſch, ich werde das ſofort nach— 
weiſen. 

Der Herr Referent ſagt Ihnen in feinem Berichte, daßs dieſe 
2,686.000 fl., welche hier Erſparungen oder Mindererforderniſſe 
find, daraus entſpringen, daS eine Reihe großer Inveſtitionen — 
und hier führt er ſie in 20 Poſten an — nicht ausgeführt worden 
ſind. Iſt das wahr? Nein! Ich werde Ihnen das ſofort beweiſen! 
Sehen Sie, meine hochverehrten Herren, ich gehörte im früheren 
Gemeinderathe der Finanz-Commiſſion an und da gab es keine 
Sitzung der Finanz⸗Commiſſion, und es hat gewiss auch ſeither 
leine Sitzung des Stadtrathes gegeben, in welcher nicht über Er— 
ſparungen berichtet worden iſt, und zwar über Erſparungen, die 
ſich daraus ergaben, daſs gewiſſe Herſtellungen, Bauten, Ein- 
richtungen u. ſ. w. höher budgetiert waren, als dann infolge der 
Offertausſchreibungen und infolge anderer Umſtände ſich that⸗ 
ſächlich als Erfordernis herausſtellte. Das liegt auch in der Natur 
der Sache. Niemals wird ſich irgendeine Budgetierung für einen 
Bau, eine Herſtellung oder Einrichtung vollkommen mit dem 
ſeinerzeitigen Reſultate decken. Immer wird die Offertverhandlung 
ein Plus oder Minus, ein Mindererfordernis oder eine Über— 
ſchreitung ergeben. Es hat ja bereits mein unmittelbarer Herr 
Vorredner darauf hingewieſen, dafs dies thatſächlich der Fall war, 
dass ſich beiſpielsweiſe bei Schulbauten bei den vorgenommenen 
Herſtellungen ein ſolches Mindererfordernis als Erſparung ergeben 
hat. Aber es ſind noch andere Umſtände, aus welchen ſich Er— 
ſparungen ergeben haben. Da iſt z. B. eine Poſt angeführt: 
„Ankauf von Gründen für Zwecke der Hochquellenleitung 179.110 fl.“ 
Dieſe 179.110 fl. ſind nicht ausgegeben worden. Was folgt daraus? 
Wir haben die Gründe nicht gekauft, das ſagt der Referent, der An⸗ 
kauf iſt nicht der Verwirklichung zugeführt worden, und jetzt werde 
ich Ihnen eine Geſchichte erzählen und bitte Sie recht ſehr, zu 
meiner Controle die Seite 55 der Erläuterungen nachzuleſen. 
Zum Zwecke der Waſſerleitung wurde ein großer Grundcomplex 
vom Grafen Hoyos gekauft. Dieſer Grundcomplex war mit 
einer Million berechnet; außerdem ſtellte ſich aber die Noth— 
wendigkeit heraus, dann noch einen weiteren Complex zu kaufen. 
Man konnte die Zahlung nicht früher leiſten, bevor man nicht 
mit den Waſſerrechtsintereſſenten fertig war, d. h. bis man nicht 
entweder einen gütlichen Ausgleich mit ihnen geſchloſſen, oder 
das Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes erfloſſen war, 
und in dieſer Weiſe konnte die Zahlung erſt am 11. Jänner 1895 
geleiſtet werden. Es iſt das ein Betrag, welcher mit Hinzurechnung 
einer neuen Realität, mit Hinzurechnung der Zinſen und Gebüren, 
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mit Hinzurechnung des fundus instructus, des forſtmäßig ge: 
ſchlagenen Holzes budgetiert war mit 1, 240.000 fl. So war die 
Poſt budgetmäßig eingeſtellt, und als dann die Abmachung kam, 
ergab ſich ein Betrag von 1,060.889 fl. Der Grund war gekauft 
und vollkommen bezahlt worden, es ſind 179.110 fl. in Erſparung 
gekommen. 

Das waren die Gründe, welche wir für Waſſerleitungszwecke 
nach Anſicht des Herrn Referenten nicht gekauft haben, wo wir 


die Zwecke, wie ſie angeſetzt waren, nicht verwirklicht haben. 


(Beifall rechts.) 


Meine Herren! Ein anderes Beiſpiel! Schauen Sie, ich nehme 


nur ein paar Poſten heraus, ich könnte Ihnen aber bei allen 
20 Poſten ſolche Beiſpiele vorbringen. Sie finden eingeſtellt: Her: 
ſtellung und Reconſtruction der Rohrſtränge der Kaiſer Ferdinands⸗ 
Waſſerleitung 59.851 fl., Herſtellung neuer Rohrſtränge in den 
Vororten 94.915 fl., zuſammen alſo einen Betrag von 154.000 fl. 
Das iſt wieder nicht hergeſtellt, nicht verwirklicht worden. 

Die Rohrſtränge ſind nicht da, ſagt uns der Herr Referent! 
Aber ſie ſind auch im Jahre 1895 dageweſen, und das war ſehr 
einfach. (Hört! rechts.) 

Die Collaudierung war noch nicht erfolgt (Gelächter); die 
Rechnungen waren noch nicht liquidiert, und wenn Sie heute das 
Budget pro 1896 anſehen, jo finden Sie, daſs im Jahre 1896 dieſe 
Poſten eingeſtellt wurden, und zwar als Rückzahlung aus dem Jahre 
1895, wo die Arbeiten bereits geliefert und auch die Rohrſtränge 
bereits gelegt wurden, kurz, alles in Ordnung hergeſtellt wurde. 
(Sehr richtig! rechts.) Und bei der Gelegenheit möchte ich den 
Herrn Referenten aufmerkſam machen — vielleicht wird er ſeiner— 
zeit auch über den Rechnungsabſchluſs pro 1896 referieren — 
daſs er hier wieder eine Erſparnispoſt haben wird, aus welcher 
er aber keine Folgerungen ziehen darf, denn im Jahre 1896 ſind 
dafür — man war eben mit der Abrechnung noch nicht fertig — 
200.000 fl. eingeſtellt. Es wurden aber, wie ich Ihnen gezeigt 
habe, nur 154.000 fl. benöthigt. 

Überhaupt ſehen Sie, es liegt dieſer Aufzählung der Poſten 
eine gewiſſe Tendenz zu Grunde, und zwar eine Tendenz, welche 
dahin gerichtet iſt, daſs wir mit den Waſſerleitungsarbeiten zurück— 
geblieben ſind. Die Waſſerleitungsarbeiten belaufen ſich — es 
bezieht ſich das auf eine Reihe von Poſten — auf 1,027.000 fl., um 
welche wir zurückgeblieben find. Für 1,0 27.000 fl. Waſſerleitungs⸗ 
arbeiten haben wir nicht ausgeführt! Nun, ſehen Sie, meine 
Herren, wenn der Herr Referent hier geleſen hätte — und ich 
empfehle ihm dies und werde ihm gleich ſagen, wo er das finden 
kann, damit er es nachleſen und controlieren kann — die An— 
merkung zur Einnahmspoſt 26, 10, die Erläuterungen Seite 140, 
und dann der allgemeine Theil der Erläuterungen Seite XI — 
ſo wird er einfach Folgendes finden: Es iſt eine Million nicht 


ausgegeben worden und infolgedeſſen hat man um eine Million 


weniger von dem Waſſerleitungsanlehen hinausgegeben. Man 
hat ſtatt 4,142.000 fl., wie pro 1895 präliminiert war, nur 
3,071.000 fl. hinausgegeben. Wir haben alſo eine Million in 
Obligationen nicht hinausgegeben, und jetzt frage ich den Herrn Refe⸗ 
renten, wo iſt denn da die Einflussnahme auf den Hauptrechnungs- 
abſchluſs? Hätte man die Million ausgegeben, fo hätte man dieſe 
Million wieder eingenommen durch Hinausgabe von Obligationen, es 
wäre eine Million Einnahme gegen eine Million Ausgabe geſtanden, 
und ich ſehe daher gar nicht ein, wie dieſes Mindererfordernis von 
einer Million für die Waſſerleitung irgendwie das Reſultat des 
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Rechnungsabſchluſſes alterieren kann! Höchſtens wären für die 
Million Obligationen die halbjährigen Zinſen gezahlt worden mit 
circa 20.000 fl., aber die eine Million hat mit der Frage, ob 
vorſichtig oder minder vorſichtig budgetiert wurde, wie ſich der 
Rechnungsabſchluſs gegenüber dem Präliminare geſtaltet hat, ab— 
ſolut nicht das mindeſte zu thun. Das iſt ganz klar, glaube ich. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Kommen wir weiter. Der Bericht gibt ja ſoviel Material. 
Der Herr Referent ſagt an einer anderen Stelle (liest): 

„Bezeichnend für die übermäßige Belaſtung der Ausgaben 
pro 1895 iſt der Umſtand, dajs der landesfürſtliche Commiſſär 
genöthigt war, im September und October 1895 Wertpapiere per 
467.000 fl. zu verkaufen.“ 

Jedes Wort, dag in dem Satze ſteht, iſt unrichtig. (Sehr 
richtig! rechts.) Der landesfürſtliche Commiſſär hat das nicht im 
September und October gethan, ſondern im October und November. 
Das iſt aber Nebenſache. Der landesfürſtliche Commiſſär hat nicht 
Wertpapiere im Betrage von 467.000 fl. verkauft, denn es ſind 
ſolche um 24.400 fl. gezogen worden, dieſe ſind eingelöst worden, 
er hat alſo nur Papiere um den Reſtbetrag von 400 und einigen 
40.000 fl. verkauft. Aber, meine Herren! Die Thatſache, dafs der 
landesfürſtliche Commiſſär ſo vorgegangen iſt, beweist gar nichts, 
weil das eine budgetmäßig eingeſtellte Poſt iſt, und er alſo 
dieſe Papiere, um dem Budget entſprechend vorzugehen, verkaufen 
mufſste. 

| Es hat bereits mein unmittelbarer Herr Vorredner über die 
Bilanz geſprochen und über die eigenthümliche, ganz neue Auf⸗ 
ſtellung, welche bisher unſeren Rechnungsabſchlüſſen und unſerem 
Budget fremd war, über die Aufſtellung vom zehrenden Vermögen. 
Nun, meine Herren! Man kann ja über das, was. zehrendes Ver⸗ 
mögen iſt, verſchiedener Anſicht ſein. Wenn ich z. B. ein Reitpferd 
im Beſitze habe, ſo iſt das ein zehrendes Vermögen. Kat' exochen. 
Wenn ich eine Villa beſitze, die 3000 fl. Erhaltungskoſten 
erfordert, während ich mir für 1000 fl. eine ebenſo ſchöne, an⸗ 
genehme und bequeme Wohnung verſchaffen könnte, ſo iſt das ein 
zehrendes Vermögen. Wenn ich eine Bildergallerie habe und fort— 
während Ankäufe mache, ſo iſt das ein zehrendes Vermögen, da ich 
auch Räumlichkeiten für die Ausſtellung meiner Gemälde haben mußs. 
Das ſind zehrende Vermögen. | 

Wenn ich aber einen Aufwand, der mir nach dem Geſetze 
obliegt, den ich nach dem Geſetze leiſten muss, capitaliſiere und 
unter überaus günſtigen Bedingungen capitalifiere — ich werde 
Ihnen das ſogleich zeigen — ſo hat das noch niemand je als 
ein zehrendes Vermögen bezeichnet. Das iſt eine Erfindung, welche 
dem Herrn Referenten vorbehalten geblieben iſt. 

Wir ſind nach dem Geſetze verpflichtet, Räumlichkeiten für 
die Schulen zu ſchaffen. Wir müſſen alſo entweder die Schule 
einmieten oder ein Haus bauen. Wenn wir ſie einmieten, ſo 
müſſen wir dem Vermieter bezahlen: 4 oder 5 Percent Zinſen 
von ſeinem Capital, die Erhaltungskoſten, ferner die Steuer, die 
muss ja im Mietzins enthalten fein, die ſtaatliche Hauszinsſteuer 
von 26 Percent und den 20percentigen Landeszuſchlag — von 
den Gemeindezuſchlägen rede ich nicht, dieſe zahlen wir und be— 
kommen wir zurück, das gleicht ſich aus. Wenn wir ein Haus 
bauen und für Schulzwecke verwenden, ſo iſt es ſteuerfrei; es unter⸗ 
liegt keiner Staats- und keiner Landesſteuer, es iſt vollkommen frei. 
Wenn Sie fi) das ausrechnen, fo ergibt ſich, dass ſich eigentlich 
ein Schulgebäude, ich möchte jagen, in ſich mit 8 bis 9 Percent, 
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verzinst, weil Sie ſonſt die Miete zahlen müfsten, die ſich um 
ſo und ſo viel höher ſtellt. 


Schauen Sie, meine Herren, wir haben heute noch in unſerem 
Rechnungsabſchluſſe und in unſerem Budget „Einmietung von 
Schulen, bezahlter Zins“ einen Betrag von 49.000 fl. ſtehen. Es 
wäre das beſte Geſchäft für die Gemeinde, wenn ſie dieſe 
49.000 fl. Mietzins für die eingemieteten Schulen erſparen und 
ſich dafür ein Haus oder mehrere Realitäten bauen würde, und Sie 
wären in der Lage, ſagen wir mit einem Betrage von 500.000 fl., wenn 
Sie dieſes Capital aufwenden würden, ohneweiters die 49.000 fl. zu 


erſparen, d. h. Räumlichkeiten, wie Sie fie gemietet für 49.000 fl. be⸗ 


kommen, in einem ſolchen Gebäude unterzubringen, welches für 
500.000 fl. beiläufig herzuſtellen iſt. Es hat der Herr Referent 
zu dem zehrenden Vermögen ſogar auch das Mobiliar gerechnet. 

Ich weiß nicht, ob das auch ein zehrendes Vermögen iſt. Fünf 


Millionen Gulden Mobiliar, ich weiß nicht, in welcher Weiſe er 


ſich das gedacht hat, aber ſchauen Sie, meine Herren, wenn ſchon 
der Herr Referent (Unruhe links. — Vice— Bürgermeiſter Dr. 


Lueger gibt das Glockenzeichen) ſoweit gegangen iſt, und das 


nutzbringende Vermögen der Gemeinde ſeparat ſtellt, warum hat 
er denn dann nicht auch von einem nutzbringenden Gute der Ge— 
meinde geſprochen? Der Begriff zwi ſchen Gemeindegut und Ge— 
meindevermögen iſt ein labiler, man kann nicht eigentlich ſagen, wo 
denn das Privatvermögen aufhört und wo das Gemeindegut 
anfängt. Die Thatſache iſt einfach die, es heißt: Alles, woraus 
die Gemeinde einen Nutzen zieht, iſt ein Vermögen, dasjenige, 
was ſie zum allgemeinen Gebrauche verwendet, das iſt das Ge— 
meindegut. Ja, aber aus einer ganzen Reihe von Dingen, welche 
ja auch zum Gemeindegut gehören, ziehe ſie einen Nutzen, 
und deshalb iſt die Unterſcheidung zwiſchen den juriſtiſchen Be— 
griffen, wo iſt das Gemeindegut und wo iſt das Gemeindever— 
mögen, eine ungemein ſchwer zu machende und eine ſehr labile. 
Hat nun der Herr Referent ſich bewogen gefunden, von einem 
nutzbringenden Gemeindevermögen zu ſprechen, ſo hätte er auch 
von einem nutzbringenden Gemeindegut ſprechen müſſen und da 
hätte er unter anderem gefunden, dafS diejenige Inſtitution, von 
welcher bereits mein unmittelbarer Herr Vorredner geſprochen hat, 
nämlich die Waſſerleitung, ebenſogut als ein Gemeindevermögen 
und vielleicht noch mit weit mehr Recht als Gemeindevermögen 
angeſehen werden kann. (Sehr richtig!) 


Sie haben ſelbſt vor kurzem in einem Referate darüber ge— 
ſprochen, was Inveſtitionen in einer Gemeinde bedeuten; Sie 
haben ja das ſelbſt erwähnt, dafs die Inveſtitionen einer Ge⸗ 
meinde in keiner Weiſe, auch wenn ſie mit Schulden gemacht 
werden, den Vermögensſtand der Gemeinde ſchädigen oder an— 
greifen und dafs es nur darauf ankomme, dafs dieſe Inveſtitionen 
einen Ertrag liefern, und das iſt auch thatſächlich bei der Waſſer⸗ 
leitung der Fall, und Sie wiſſen ja recht gut, dass in einer 
ganzen Reihe anderer und großer Gemeinden, in Paris zum Bei⸗ 
ſpiel, auch in Berlin, die Waſſerwerke zum Theile wenigſtens oder 
ganz ſich in privater Verwaltung, im Privatbeſitze, im Privat⸗ 
eigenthume befinden. 


Wenn ich nun, meine Herren, nach dem Geſagten die Bilanz 
ziehe — und da will ich nur erklären, dafs das auch ein Grund 
iſt, weshalb ich glaubte, daſs wir in die Debatte über dieſen 
Hauptrechnungsabſchluſs eingehen ſollen — um auch die bilanz— 
mäßige Richtigſtellung vorzunehmen... (Unruhe links.) 
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Vice-Nürgermeiſter Dr. Tueger (das Glockenzeichen 
gebend): Ich bitte um Ruhe, meine Herren! Bitte fortzufahren, 
Herr Redner! 

Gem.-Nath Dr. Stern: Ich möchte aber bitten, mir auch 
ein biſschen Ruhe zu verſchaffen! (Gelächter und Unruhe links.) 

Pice-Bürgermeifter Dr. Tueger (das Glockenzeichen 
gebend): Ich bitte fortzufahren, Herr Redner! | 

Gem.⸗Nath Dr. Stern (fortfahrend): Ich wollte nur noch 
eines bemerken. Es wird von Seite des Herrn Referenten ein 
Paſſivum von 38 Millionen ausgerechnet. Es iſt bereits von 
Seite meines unmittelbaren Herrn Vorredners erwieſen worden, 
daſs dieſes Paſſivum verſchwindet in dem Augenblicke, an welchem 
Sie die Waſſerleitung als ein Vermögensobject dazurechnen. Wenn 
ich mir nun die Ziffern der Bilanz vorrechne, ſo ſtellen ſie ſich 
in folgender Weiſe dar. (Unruhe links. — Vice-Bürgermeifter 
Dr. Lueger gibt das Glockenzeichen). Wir haben ein Vermögen 
von 74 Millionen. Es iſt das öffentliche Gut geſchätzt auf 
77 Millionen, das currente Vermögen iſt mit 11 Millionen be— 
ziffert. Dem ſtehen Paſſiven von 72:4 Millionen und ſtehen weiter 
die Paſſiven des currenten Vermögens mit 1˙8 Millionen, in 
Summa 74 Millionen gegenüber. | 

Unter dieſe 74 Millionen Paſſiven gehörten aber auch jene 
12 Millionen Gulden Schulden der Vororte, welche wir bei der 
Einverleibung der Vororte übernehmen mussten. Selbſt nach der 
Aufſtellung des Herrn Referenten, nach der rigoroſen und von mir 
ſehr angefochtenen Aufſtellung des Herrn Referenten iſt das 
Activum 355 Millionen, und wenn Sie hiezu die Waſſerleitung 
mit 35 Millionen rechnen, fo haben Sie 70˙5 Millionen. | 

Am Anfange des Jahres 1896 iſt von den Paſſiven außer⸗ 
dem noch bereits über eine Million getilgt worden, und was 
ergibt ſich aus all dem? 

Es ergibt ſich daraus, dafs das Activum und Paſſivum nach 
den Aufſtellungen des Herrn Referenten, die ich als nicht richtig 
anerkenne, ſich vollſtändig decken und ausgeglichen find, und außer- 
dem bleibt noch der bedeutende Mehrwert der Gründe und Realitäten, 
welche nur auf ſieben Millionen geſchätzt find und einen be 
deutenden Mehrwert repräſentieren und wofür auch die Nach— 
ſchätzungen im Zuge find. (Unruhe und Schluſsrufe links. — Pauſe.) 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Tueger (das Glockenzeichen 
gebend): Ich bitte den Herrn Redner, fortzufahren. 

Gem.⸗Nath Dr. Stern (fortfahrend): Außerdem bleibt als 
Überſchufs des Activum über das Paſſivum, ein Wert von 
90,000.000 fl. . . . (Unruhe links) in Straßen, Plätzen, Gärten, 
Badeanſtalten, Brücken, allen jenen Gebäuden, welche der Herr 
Referent als zehrendes Vermögen betrachtet, alſo Amts⸗ und Schul⸗ 
gebäude, im Wertbetrage von 44 Millionen; außerdem bleibt auch 
als ganz ſchuldenfrei jenes Mobiliarvermögen, welches der Herr 


Referent als ein zehrendes bezeichnet, mit fünf Millionen Gulden, 
als überſchüſſiges, nicht zur Deckung der Paſſiven beſtimmtes 
Eigenthum der Gemeinde. Dabei find nicht gerechnet ... 


(Unruhe 
links. — Gem.⸗Rath Dr. Vogler: Das mus man ſich doch nicht 
gefallen laſſen!) 

Vice-Würgermeiſter Dr. Tueger (das Glockenzeichen 
gebend): Ich bitte, den Herrn Redner nicht zu unterbrechen. Ich bitte 
nur fortzufahren, Herr Redner! (Gelächter links. — Rufe rechts: 
Das iſt unanſtändig! — Anhaltende Unruhe.) Ich bitte, meine 
Herren, es hat jetzt Herr Dr. Stern noch das Wort; weder 
Herr Dr. Mittler noch jemand anderer hat das Wort. (Gem. 


Un 


Rath Sebaſtian Grünbeck: Ich bitte um das Wort zur Ge- 
ſchäftsordnung!) Während der Rede gibt es das nicht. 

Gem.-Rath Dr. Stern (fortfahrend): Dabei iſt aber nicht 
gerechnet als Activum, dafs wir uns in den Beſitz ... (Unruhe 
links. — Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Lueger gibt das Glockenzeichen. 
— Schluſsrufe links.) 

Dice-Bürgermeifter Dr. Cueger: Ich bitte, nur fortzu⸗ 
fahren. Es iſt ohnehin volle Ruhe. (Widerſpruch rechts.) Ich ver⸗ 
ſtehe Sie ſehr gut. Ich höre Ihnen aufmerkſam zu, höre alles, 
was Sie vorbringen. So lange ich es höre, iſt Ihre Stimme 
ſtark genug und wird nicht von den Herren hier (links) übertönt. 
Ich kann nicht verbieten, dafs die Herren unter einander ſprechen. 
(Widerſpruch rechts und Rufe: Das werden wir uns merken!) 
Ich präſidiere Ihnen ja oft viel zu ſcharf, heute bin ich eben 
etwas nachſichtig. (Heiterkeit links. — Widerſpruch rechts.) 

Gem.-Nath Dr. Stern (fortfahrend): Dabei iſt nicht ge— 
rechnet, daſs ſich die Gemeinde im Beſitze des für Armenzwecke — das 
iſt auch ein Gemeindezweck — gewidmeten Vermögens von 161/, Mil- 
lionen befindet, die verſchiedenen Armenfonde: Bürgerſpitalsfond, 
Bürgerladfond, Großarmenfond u. ſ. w. Dabei iſt nicht in Be: 
tracht gezogen — ich habe es bereits früher erwähnt — dafs 
12,000.000 fl. Schulden von den Vororten übernommen werden 
mujsten. Dabei iſt endlich nicht in Betracht gezogen, dass über: 
haupt das öffentliche Gut der Vororte gar nicht abgeſchätzt und 
gar nicht in die Bilanz eingeſtellt wurde und dafs nach dieſer 
Richtung ſogar erſt Vorſorge getroffen werden mufs. Ob ein ſolches 
Gebarungsreſultat als ein nicht günſtiges dargeſtellt werden kann, 
ob man eine ſolche Finanzlage als eine nicht erfreuliche bezeichnen 
kann, ob man da gerechtfertigt findet die Sehnſucht nach der an— 
geſehenen und beneidenswerten Lage der Gemeinde vor dem 
Jahre 1860 und während der 1850er Jahre (Gelächter rechts), 
das mögen Sie ſelbſt nach den von Ihnen gegeben Ausführungen 
beantworten. (Beifall rechts. — Ironiſcher Beifall und Hände— 
klatſchen links.) 

Es macht überhaupt dieſe Darſtellung den Eindruck, als ob 
Sie (nach links gewendet) ſelbſt allmählich zur Erkenntnis kommen 
würden, dass Sie die Verſprechungen, welche Sie ſeinerzeit gemacht 
haben, nicht zu halten in der Lage ſind (So iſt es! rechts), und 
daſs das der Grund iſt, warum Sie heute über die Finanzlage 
der Stadt ein unrichtiges und unwahres Bild gebracht haben. 
(Beifall rechts.) Sie haben ſich auf die angeſehene und beneidens⸗ 
werte Lage der Gemeinde vor den 1860er Jahren berufen. Ja, 
wiſſen Sie denn nicht, daſs überhanpt dieſe von Ihnen jo oft 
beſprochene und uns ſo oft zur Laſt gelegte Gasfrage eigentlich in 
den 1850er Jahren ihre Entſtehung genommen hat und dass das⸗ 
jenige, was gerade in den 1850er Jahren gemacht worden iſt, zu 
entwirren ſpäter die Hauptaufgabe der Gemeindevertretung war? 
Wiſſen Sie, daſs man nach dem, was in den 50er Jahren gerade 
in der Gasfrage geſchehen iſt, nicht wusste, was ein Vertrag, was 
ein Erlaßs iſt; man fragte ſich: Iſt da nicht die Gasgeſellſchaft 
etwa im Beſitze eines ſogenannten ewigen Privilegiums? Das iſt 
der Grund dafür, daſs man im Jahre 1877 dieſen Gasvertrag 


ſchließen und den Knoten entwirren muſste, den wir ſonſt nie zu 
entwirren in die Lage gekommen wären. (So iſt es! rechts.) 

Sie ſprechen von den fruchtbringenden Inſtitutionen. Ja, 
meine Herren, wo ſind denn die fruchtbringenden Inſtitutionen 
der Gemeinde in den Fünfzigerjahren? Ich bin ein alter Wiener 
kenne die Verhältniſſe (An⸗ 


(Stürmiſches Gelächter links) un 
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welche Abſichten mir der Herr Vorſitzende ſuggeriert. 
gar keine Abſichten, ich kann ihm vielmehr erwidern, dafs ich 
die Abſicht habe, ſogar ſehr bald zu ſchließen, nachdem ich mit 
Rückſicht darauf, was in dem Berichte enthalten ift, mich für ver- 
pflichtet fühle, dieſe Parallele, die in dem Berichte gezogen iſt, auf 
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haltendes Gelächter links). Ja, meine Herren, das iſt wahr, ich 
bin ein alter Wiener und kenne die Verhältniſſe aus den Fünfziger- 
jahren, ich habe ſie genau in Erinnerung. Ich habe aber weder 


ſelbſt etwas geſehen von den fruchtbringenden Inſtitutionen der 


Gemeinde in den Fünfzigerjahren, noch konnte ich aus den vielen 


Rechenſchaftsberichten, die ich aus den Fünfziger und Sechziger⸗ 


jahren geleſen habe, irgend etwas von ſolchen fruchtbringenden 


Inſtitutionen der Gemeinde erfahren. Wahr iſt allerdings, die 


Gemeinde hatte damals 86 Millionen bares Geld in der 
Caſſa liegen — im Jahre 1860, als das Interregnum der— 
Aber wiſſen Sie, wie damals die 
Verhältniſſe in Wien waren? Wiſſen Sie, daßs damals für den 
Bau von Schulen, für Pflaſterungen und Herſtellungen zuſammen 
ein Betrag von 24 Millionen ausgegeben wurde? — aber nicht 
jährlich, ſondern für alle 10 Jahre zuſammen! (Lebhaftes Gelächter 
links.) Erinnern Sie ſich der überſchwemmung aus dem 
Jahre 1862, in welcher Hab und Gut der Bürger vernichtet und 
auch die Geſundheit und ſelbſt das Leben mancher ſo arg bedroht 
wurde. Wiſſen Sie, wie die Mortalitätsſtatiſtik in den Fünfziger⸗ 
jahren war? Wiſſen Sie, daſs damals eine Mortalitätsſtatiſtik 
von 41 pro Mille. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger (unterbrechend): Darf 
ich bitten, Herr Redner. Ich habe Ihnen mit großer Geduld 
zugehört, aber ich glaube, alles mufs feine Grenzen haben. Sie 
ſprechen über alles Mögliche, nur über den Rechnungsabſchluſs 
über das Jahr 1895 ſprechen Sie nicht. (Lebhafter Widerſpruch 
und Unruhe rechts. — Lebhafter Beifall links.) Darf ich bitten, 
Herr Redner — ich rufe Sie zur Sache! 

Gem.-Rath Dr. Stern (fortfahrend): Ich werde mich an 
die Worte des Herrn Vorſitzenden halten; ich berufe mich aber 
darauf, dafs es im Berichte ausdrücklich heißt: „Wir wünſchen, 
dafs unſere Stadt wieder in jene angeſehene und beneidenswerte 
Lage verſetzt werde, in welcher ſich dieſelbe vor dem Jahre 1860 
befand.“ Wenn ich alſo eine Vergleichung der Verhältniſſe vor 
dem Jahre 1860 und der heutigen Lage darſtelle, ſo bin ich 
offenbar bei der Sache. (Zuſtimmung rechts.) 8 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Lueger: Darf ich bitten, Herr 
Redner — ich habe zu beurtheilen, was zur Sache gehört. (Wider— 


ſpruch rechts.) Ich habe zu beurtheilen, was zur Sache gehört 


— der Vorſitzende! Ich ermahne Sie nochmals, bei der Sache 


zu bleiben und endlich einmal auf den Hauptrechnungsabſchluſs 


für das Jahr 1895 zu kommen. Ich merke ja Ihre Abſicht, ge— 
ehrter Herr Redner, und ich werde derſelben mit Entſchiedenheit 
entgegenzutreten wiſſen. (Stürmiſcher andauernder Beifall und 
Händeklatſchen links und auf den Gallerien. Lebhafte Oho⸗Rufe 
rechts.) Ich ermahne die Gallerien ſich jeder Beifalls⸗ und Mifs- 
fallsbezeugungen zu enthalten. — Ich bitte, fortzufahren, Herr 


Redner. 


Ich weiß nicht, 
Ich habe 


Gem.-Rath Dr. Stern (fortfahrend): 


das richtige Maß zurückzuführen. (Gem.⸗Rath Dr. Vogler: 


Das iſt ſeine Pflicht und auch ſein Recht!) Wiſſen Sie, daj8 
damals die Klagen der Staatsbehörden nicht aufhörten über die 
große Anzahl der Analphabeten in Wien, wiſſen Sie, daßs der Schul⸗ 
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bedarf in der Mitte der Fünfzigerjahre 190.000 fl. betrug, während 
er heute laut Rechnungsabſchluſs, abgeſehen von Schulbauten 7'/, 
Millionen Gulden beträgt. (Gem.⸗Rath Stehlik: Weil mehr 
Schulen find! — Lebhaftes Gelächter rechts.) Gewiſs, deshalb 
ſind auch heute in Wien keine Analaphabeten, während ihrer da— 
mals in Wien ſehr viele waren. Dieſe Beziehung auf die Ge— 
ſchichte der Fünfzigerjahre charakteriſiert den Bericht über den 
Rechnungsabſchluſs, fie charakteriſiert aber auch die heutige Ge— 
meindeverwaltung. Rückkehr zur Geſchichte der Fünfzigerjahre, 
zu den Zuſtänden, wie ſie in den Fünfzigerjahren in Wien 
herrſchten, das iſt die Deviſe der heutigen Gemeindeverwaltung. 
(Lebhafter Beifall und Händeklatſchen rechts.) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Lueger: Es find noch zum Worte 
vorgemerkt die Herren Gem.-Räthe Dr. Nechansky und 
Schlechter. Wegen der vorgerückten Stunde unterbreche ich die 
Berathung. Dieſelbe wird morgen fortgeſetzt. Wie erwähnt, 
kommen die Herren Gem.⸗Räthe Dr. Nechansky und 
Schlechter zum Wort. Die Sitzung iſt geſchloſſen. 

(Schluss der Sitzung 8 Uhr 30 Minuten abends.) 


Stenographiſcher Bericht 
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes 
der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien vom 
11. December 1896 unter dem Vorſitze des Bürger— 
meiſters Joſef Strobach und des Vice-Bürgermeiſters 
Dr. Karl Lueger. 

Vürgermeiſter Strobach: Die Verſammlung iſt beſchluſs⸗ 
fähig, die Sitzung eröffnet. 

1. Von der heutigen Sitzung entſchuldigt Herr Gem.⸗Rath 
Hallmann krankheitshalber ſein Ausbleiben. 

2. Herr Gem.⸗Rath Kreiſel hat geſtern an mich eine 
Interpellation gerichtet und ich habe die Ehre, hierauf Folgendes 
zu erwidern: 

Aus Anlaſs des Stadtbahnbaues und des mit demſelben im 


Zuſammenhange ſtehenden Neubaues des Hauptzollamts⸗Bahnhofes 


und der anſchließenden Strecke der Wiener Verbindungsbahn wird 
der zwiſchen der Beatrixgaſſe und dem Heumarkte gelegene Theil der 
Rechten Bahngaſſe aufgelaſſen werden und als Erſatz für dieſe 
Communication ein neuer 6 m breiter Gehweg angelegt. 

Die Fertigſtellung und Eröffnung dieſes neuen Gehweges 
hat nun wegen der noch nicht abgeſchloſſenen Verhandlungen über 
die Verlegung des Wiener Neuſtädter⸗Canales eine Verzögerung 
erfahren. 


Der Magiſtrat wird ſofort Verhandlungen mit der k. k. Bau⸗ 


direction für die Wiener Stadtbahn in der Richtung pflegen, dais 
inſolange die Bauarbeiten entlang der erwähnten Strecke der Rechten 
Bahngaſſe eingeſtellt ſind, eine proviſoriſche Paſſage für Fußgeher 
über die Bauſtelle eingerichtet wird, wodurch den Intentionen der 
vorliegenden Interpellation entſprochen würde. 

3. Herr Gem.⸗Rath Dr. Reiſch hat an mich geſtern eine 
Interpellation gerichtet. Ich beehre mich, hierauf Folgendes zu 
erwidern: 

Bezüglich der Erwerbung des erforderlichen Straßengrundes 
zur Herſtellung des Trottoirs entlang der ehemals Prziwoznik⸗ 
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ſchen Realität an der Hohen Warte find die Vorerhebungen foweit 
gediehen, daſs der Magiſtrat demnächſt ausführlich an den Stadt— 
rath berichten wird. 

Um bis zum Zuſtandekommen dieſes Trottoirs, insbeſondere 
während des Winters, den Übergang der Fußgeher vom Trottoire 
vor der Realität Or.⸗Nr. 5 auf den gegenüberliegenden Gehweg 
zu ermöglichen, wird der Herr Vorſteher des XIX. Gemeinde— 
bezirkes über das Erſuchsſchreiben des Magiſtrates vom 30. No⸗ 
vember d. J., Z. 206242, dafür Sorge tragen, dafs ein ent— 
ſprechend breiter Streifen der Fahrbahn immer in beſonders gutem 
Zuſtande, möglichſt rein und trocken gehalten wird. 


Von der Auspflaſterung eines Straßenüberganges mujs abgeſehen 
werden, weil ein folder infolge der erhöhten Lage des gegenüber⸗ 
liegenden Fußweges in ſchräger Richtung zur Achſe der Fahrbahn 
angelegt werden müsste, was erfahrungsgemäß die Erhaltung der 
angrenzenden macadamiſierten Fahrbahntheile nahezu unmöglich 
machen würde. 

Ich bitte den Herrn Schriftführer, die Interpellation zur 
Verleſung zu bringen. 

Schriftführer Gem.-Nath Närtl (liest): 

4. Interpellation des Gem. - Bates Sauerborn: 

In der Gemeinderaths⸗Sitzung vom 17. Auguſt d. J. ſtellte ich folgen⸗ 
den Antrag: „Der löbliche Gemeinderath wolle beſchließen: Es ſei der geehrte 
Herr Bürgermeiſter zu ermächtigen, gegen die Wiener Tramway⸗Geſellſchaft 
alle jene Verhandlungen und Schritte einzuleiten, welche die Eröffnung der 
Erlachgaſſe ermöglichen. 

Da über dieſen Antrag bis heute weder im Stadtrathe noch im Ge— 
meinderathe berichtet wurde, die Eröffnung der Erlachgaſſe aber eine dringend 
nothwendige iſt, ſo erlaube ich mir an den geehrten Herrn Bürgermeiſter die 
ergebenſte Anfrage: | 

Iſt der Herr Bürgermeiſter geneigt, dieſen Antrag in einer 
der nächſten Sitzungen des Gemeinderathes zur Beſchluſsfaſſung 
zu bringen? 

Vürgermeiſter: Die Interpellation wird in der nächſten 
Sitzung beantwortet werden. 

Ich bitte um Verleſung der Anträge: 


Schriftführer Gem.-⸗Rath Märtl (liest): 
5. Antrag des Gem.⸗Nathes Steiner und Genoſſen: 


Der ambulante Krankentransport, ſowie der Transport der zur Des— 
infection beſtimmten Wäſche und Bettzeug, welcher im XIX. Bezirke auf Karren, 
durch Straßentaglöhner beſorgt wird, iſt in mehrfacher Beziehung ſehr 
unpraktiſch und koſtſpielig, dem Kranken gegenüber nahezu qualvoll und der 
Humanität zuwider laufend. 

Da Kranke in den meiſten Fällen mittels dieſes zweiräderigen Trag— 
karrens und unter Beihilfe von gewöhnlich vier bis fünf Straßentaglöhnern, 
welche trotz ſeparater Stundenzahlung nur mit Widerwillen dazu zu bewegen 
ſind, eine derartige Dienſtleiſtung zu verrichten, transportiert werden, ſowie 
mit Rückſicht auf die große Ausdehnung des Bezirkes und die Entfernung von 
den Krankenanſtalten, ſtellen die Gefertigten den Antrag: 


Der löbliche Gemeinderath wolle beſchließen: Der Magiſtrat 


wird aufgefordert, bezüglich der Beſpannung der Wägen mit 


Pferden im XIX. Bezirke zum Transporte der Kranken und der 
zur Desinfection beſtimmten Wäſche das Nöthige zu veranlaſſen 
und dem Gemeinderathe ſchleunigſt Bericht zu erſtatten. 


Vürgermeiſter: An den Stadtrath. 


Schriftführer Gem.-Rath Värtl (liest): 
6. Antrag des Gem.-Rathes Dr. Porzer: 


Die Zahlung der Waſſerbezugsgebüren iſt von verſchiedenen Parteien 
unter Berufung darauf zu verweigern geſucht worden, dafs zur Einhebung 
dieſer Gebüren die landesgeſetzliche Bewilligung erforderlich ſei. 

Obwohl dieſer Standpunkt kei neswegs gerechtfertigt iſt, erſcheint es doch 
im Intereſſe der Gemeinde gelegen, um allen Einwendungen und Ausflüchten 
zahlungsunluſtiger Parteien zu begeguen, die landesgeſetzliche Bewilligung 
baldmöglichſt einzuholen. 
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Da nun der Seſſionsbeginn des u.⸗ö. Landtages unmittelbar bevorſteht, 
wird der Antrag geſtellt: 


Der Stadtrath wird beauftragt, das ihm mit Magiſtrats— 
bericht vom 11. Juni 1896, Z. 66117, im Entwurfe vorgelegte 
Waſſergebürengeſetz dem n.⸗ö. Landtage rechtzeitig zur Berathung 
und Beſchluſsfaſſung in der unmittelbar bevorſtehenden Seſſion 
vorzulegen. 

Würgermeiſter: An den Stadtrath. 

Schriſtführer Gem.⸗Rath Märtl (liest): 

7. Antrag des Gem.-Nathes. Roſam: 

Von den Beſuchern der Gallerie des Gemeinderaths⸗Sitzungsſaales wird 
es unangenehm empfunden, dass es dort keine reſervierten Sitze gibt. Das 
Gedränge beim Einlaſſe auf die Gallerie iſt häufig ein derartiges, dass es oft 
zu unangenehmen Scenen kommt und dass daher jener Theil des Publicums, 
welcher ein Gedränge ſcheut, insbeſondere die Damen, ſich mit den ſchlechteſten 
Stehplätzen begnügen müſſen. 

Ein zweiter Übelſtand, welcher den Galleriebeſuchern läſtig wird, iſt der 
Mangel einer Garderobe. Dieſer Übelſtand macht ſich insbeſondere im Win ter 
unangenehm fühlbar. 

Der Gefertigte ſtellt daher folgenden Antrag: 


Es ſeien 

1. die Gallerieſitze zu numerieren und mit den correſpondie— 
renden Nummern verſehene Karten auszugeben, 

2. auf der Gallerie Garderoben einzurichten, in welchen gegen 
mäßiges Entgelt Kleidungsſtücke aufbewahrt werden.“ 

Vürgermeiſter: An den Stadtrath. 

Schriftführer Gem.-Nath Värtl (liest:) 

8. Antrag des Gem. -Nathes Manner und Genoſſen: 


In Ergänzung meines in der Gemeinderaths-Sitzung vom 22. October 
d. J. geſtellten Antrages erlaube ich mir, folgenden Antrag zu ſtellen: 


Der Wiener Gemeinderath beſchließe die Einführung des 
Unterrichtes in der Gabelsberger'ſchen Stenographie am ſtädtiſchen 
Pädagogium, und zwar wenn möglich noch im Laufe dieſes Schul— 
jahres zu Beginn des zweiten Semeſters. 

Nürgermeiſter: An den Stadtrath. 

9. Wir ſchreiten zur Erledigung der Tages ordnung. Auf 
der Tagesordnung ſteht der Hauptrechnungsabſchluſs 
der Stadt Wien für das Jahr 1895. Zum Referate bitte 
ich Herrn Collegen Hraba. (Gem.-Rath Hraba tritt an den 
Referententiſch.) 

Zum Worte gelangt der Herr Gem.-Rath Dr. Nechansky. 
(Nach einer Pauſe:) Derſelbe iſt nicht anweſend, verliert daher 
das Wort. Das Wort erhält nun Herr Gem.-Rath Schlechter. 

Gem.-Nath Schlechter: Man kann bei dem vorliegenden 
Referate über den Hauptrechnungsabſchluſfs der Commune Wien 
für das Jahr 1895 der Oppoſition keinen Vorwurf machen, wenn 
fie ſich durch Redner an der Debatte betheiligt. Nicht, daſs der 
Herr Referent perſönlich ſo viel geſprochen hätte, denn es war 
einigermaßen bezeichnend, als in der geſtrigen Sitzung der Herr 
Referent an den Referententiſch trat, einige Worte ſprach, 14 Punkte 
zur Annahme empfahl und dann ſofort die Debatte begann. Wir 
können alſo gegen den Herrn Referenten nicht bezüglich deſſen, 
was er geſprochen hat, polemiſieren, ſondern wir müſſen uns an 
den Motivenbericht halten, der in dieſem Falle die Stelle des 
Referates vertritt. 

Ich glaube, der Referent hat in der geſtrigen Sitzung unter 
anderem in den paar Worten, die er eingangs ſprach, erwähnt, 
er habe dieſem Motivenberichte nichts hinzuzufügen. Es iſt möglich, 
dafs er nichts hinzuzufügen hat. Ich glaube aber, es wäre beſſer 
geweſen, wenn er erklärt hätte, er hätte davon manches zurüd- 
zuziehen. Denn es ſind Behauptungen darunter, welche die Oppo— 
ſition geradezu nöthigen, dieſelben auf das richtige Maß zurück— 
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zuführen, und das iſt wohl ſchon geſtern zum größten Theile ge— 
ſchehen. Ich muſßs bei dieſer Gelegenheit noch erwähnen, daſs auch 
einigermaßen die Art und Weiſe, wie der letzte Punkt der Stadt: 
raths⸗Anträge zurückgezogen wurde, oder vielmehr wie das zur 
Kenntnis des Gemeinderathes gebracht wurde, etwas überraſcht 
hat. Wir kommen in die Sitzung und finden auf unſeren Pulten 
einen lithographierten Antrag des Inhaltes, daſs der Punkt 15 
der Stadtraths-Anträge zurückgezogen wird, aber mit keinem 
Worte hat deſſen der Referent oder der Herr Vorſitzende Er— 
wähnung gethan. 

Wenn man nicht alles genau anſieht, was vorliegt, ſo würde 
man vielleicht gar nicht darauf kommen. 

Nun erlauben Sie mir, dafs ich einige Punkte des Motiven— 
berichtes hervorſuche und darüber einige Bemerkungen mache. Bei 
einem Paſſus, den ich hervorheben will, werde ich mich und Sie 
nicht lange aufhalten. Es iſt das jener Paſſus, wo es heißt 
— was wiederholt ſchon beſprochen wurde — daſßs das Budget 
für 1896, namentlich mit Rückſicht auf die bevorſtehenden all— 
gemeinen Wahlen im zweiten Wahlkörper — um mich kurz aus— 
zudrücken — ſo reich dotiert wurde. 

Es iſt bereits mehrfach darüber geſprochen worden, und 
ich glaube, es iſt auch die richtige und zutreffende Kritik daran 
geübt worden. Ich glaube, dafs man ſich da ſagen muſs: „Wie 
der Schelm iſt, ſo denkt er von einem anderen.“ (Sehr gut! 
rechts.) Das ſcheint mir in dieſem Fall genug zu ſein. 

Unmittelbar vor dieſem Paſſus iſt eine Zuſammenſtellung, 
wo nur mit den Millionen ſo herumgeworfen wird. Das iſt 
nämlich die Zuſammenſtellung, wo es heißt: „Mehreinnahmen 
haben ſich ergeben um 4,25 1.367 fl. 6 kr., Ausfälle 1,858.530 fl. 
47 kr.“ Schauen Sie, wenn man ſchon mit einer gewiſſen Objec- 
tivität vorgehen will oder eigentlich ſoll, ſo hätte es ſich gebürt, 
auch die Differenz auszurechnen. Dann ſtellt ſich der Effect ganz 
anders, wenn man ſagt: Mehreinnahmen haben ſich allerdings in 
der Weiſe ergeben, Ausfälle in der Höhe, und ſo zeigt ſich doch 
eine reine Mehreinnahme in der daraus reſultierenden Höhe. Die 
eigentliche Mehreinnahme ergibt ſich dann nur im Betrage von 
2,392.836 fl. 59 kr. Aber das hätte natürlich dem Herrn Refe— 
renten und dem Stadtrathe zu wenig Effect gemacht, es mufs ein 
biſschen aufgebauſcht werden. Was braucht man das Mehr aus— 
zurechnen? Das ſollen die Mitglieder des Gemeinderathes ſelber 
thun, ſie ſollen ſelber ihren Kopf anſtrengen, zu dem allein iſt der 
Gemeinderath ja da. (Widerſpruch links.) 

Im zweiten Punkte wird die Sache noch auffälliger. Da 
wird unter anderem geſagt: Mindererfordernis, alſo weniger aus— 
gegeben wurden 4,776.1 79 fl. 98½ kr.; unmittelbar darauf wird 
aber angeführt, dass bei dieſem Rechnungsabſchluſſe und bei der 
Gebarung Überfchreitungen ftattgefunden haben, und zwar in der 
Höhe von 5, 165.003 fl. ½ kr. — es geht alles auf halbe 
Kreuzer aus, das iſt ſehr ſchön. Wenn Sie die erſtgenannte Ziffer 
von der zweitgenannten abziehen, ſo bringen Sie eigentlich in der 
Beziehung nur eine Differenz heraus von 388.823 fl. 2 kr. 
bei einem Budget von 40 Millionen. 

Wenn Sie die erſte Ziffer anſehen, ſo ſind das ungefähr 
fünf Percent der ganzen Budgetziffer; wenn Sie die zweite an— 
ſehen, ſo iſt das nicht einmal ein Percent. So reducieren ſich 
dann die Reſultate, welche man auf Grund dieſes Motivenberichtes 
gewinnt. Im Anſchluſſe daran hat nun der Herr Referent aus— 
geführt: Ja, das Budget war ſehr reich dotiert, man hat viel 
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mehr hineingenommen, als man wahrscheinlich machen wollte — 
ſo dürfte der Gedankengang bei Verfaſſung dieſes Berichtes ge— 
weſen ſein — und bringt dann heraus, dafs eigentlich im Budget 
eine ganze Reihe von Herſtellungen, Unternehmungen, Bauten 
u. dgl. aufgenommen worden ſind, welche aber unterlaſſen wurden, 
und welche nicht weniger als die Ziffer von 2,686.5 18 fl. 6 ½ kr. 
repräſentieren. Ich hätte geglaubt, daſs es doch die Unbefangenheit 
und Objectivität erfordert hätte, dafs dieſer Zuſammenſtellung des 
Herrn Referenten auch noch eine zweite Zuſammenſtellung gefolgt 


wäre, und zwar, wenn man ſchon jagt, das war präliminiert und | 


iſt nicht hergeſtellt worden, eine Zuſammenſtellung, welche wenigſtens 
angeführt hätte, was nicht präliminiert war und was doch her— 
geſtellt wurde (Sehr richtig! rechts) oder was die Gemeinde zu 
ganz außerordentlichen Auslagen herangezogen hat. Aber über das 
geht man ganz mit Stillſchweigen hinweg, und da einige dieſer 
Ziffern von ganz beſonderem Belange ſind, ſo möchte ich beiſpiels— 
weiſe nur hervorheben, dafs über die präliminierte Ziffer bezüglich 
Ankaufes von Realitäten zu Straßenerweiterungszwecken nicht 
weniger als ein Betrag von 516.327 fl. 30 ½ kr. ausgegeben 
wurde. Ich weiſe ferner darauf hin, das die Straßenſäuberung 
einen Mehrbetrag von 516.323 fl. 48 kr. erforderte, und ich kann 
ebenfalls darauf hinweiſen, dass die currente Erhaltung des Pflaſters 
einen Betrag über die budgetierte Poſt von 148.061 fl. 6 kr. er— 
forderte. Das ſind nur drei Poſten, die man natürlich gar nicht 
der Mühe wert findet, im Gegenſatze zu dem hier Angeführten 
auch nur zu erwähnen. Ich glaube, es wäre doch gut geweſen, im 
Intereſſe einer wirklich objectiven Beurtheilung auch dieſes Moment 
hervorzuheben. Vielleicht aber — und es ſcheint mir, daſs das 
der Grund iſt, warum man dieſe Ziffer nicht beſonders hervor— 
gehoben hat — dürfte der Umſtand dafür maßgebend geweſen ſein, 
daſs, wie wir leider ſagen müſſen, die Beſorgung der Straßen— 
ſäuberung und der Straßenerhaltung im J. Bezirke nicht jene 
günſtigen Reſultate in finanzieller Beziehung gezeigt hat, welche 
erhofft worden ſind, und würden die Ziffern gegeben worden ſein, 
jo müſste ſich zeigen, daſs zum großen Theile der Mehraufwand, 
der für Straßenſäuberung im I. Bezirke in eigener Regie noth— 
wendig geweſen iſt, von dieſem Betrage in Anſpruch genommen 
wurde. 

Ich komme nun, meine Herren, zu einem anderen Punkte, 
und zwar zu einem Punkte, welcher geſtern ſchon geſtreift wurde; 
ich glaube, ſowohl Herr Dr. Vogler als auch Herr Dr. Stern 
haben hierüber geſprochen, aber gewiſſe Dinge können nicht oft 
genug wiederholt werden, und beſonders iſt es dann gut, wenn 
man vielleicht noch einige neue Daten und Ziffern dazu bringen 
kann. Es handelt ſich nämlich jetzt um den Paſſus: „Bezeichnend 
für die übermäßige Belaſtung der Ausgaben pro 1895 iſt der 
Umſtand, dafs der l. f. Commiſſär behufs Deckung des unmittel⸗ 
baren Caſſa⸗Abganges im September und October 1895 Wert: 
papiere des eiſernen Reſervefondes im Betrage von 467.057 fl. 
70 kr. verkaufen mufste.“ 

Meine Herren! Wenn man dieſen Satz ſo allein liest, kann 
er nur die Deutung haben, daſs man bei Aufſtellung des Budgets 
ſich groß geirrt hat, d. h. daſs man für die Bedeckung nicht Vor- 
ſorge getroffen, ſondern den Herrn k. k. Bezirkshauptmann — 
was er damals war, jetzt iſt er ja viel höher — in die Verlegen— 
heit gebracht hat, den eiſernen Reſervefond anzugreifen, nur um 
die laufenden Bedürfniſſe der Gemeinde zu decken. Nun werde 


ich, meine Herren, einen unbefangenen Gewährsmann vorführen 
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und unterſuchen, was in dieſer Richtung bezüglich des Verkaufes 
der Wertpapiere unſere ſtädtiſche Buchhaltung ſelbſt ſagt. Ich glaube 
wohl, den Herrn Referenten nicht erſt aufmerkſam machen zu müſſen, 
wo er das findet, wiewohl die Art und Weiſe der Beſprechung 
dieſer Angelegenheit dahin deutet, dass er weder die erläuternden 
Bemerkungen, noch die anderen Bemerkungen, welche damit in 
Verbindung ſtehen, eingeſehen hat, ſonſt hätte er dieſe Ziffer, die 
abſolut falſch und unrichtig iſt, nicht in, ich mufs ſagen, leicht— 
fertiger Weiſe hingeſchrieben. 

Unſere Buchhaltung ſagt darüber Folgendes (liest): „Der zu 
Beginn des Jahres 1895 vorhanden geweſene bare Caſſareſt per 
3,070.290 fl. 38 ½ kr. hat ſich ungeachtet des Umſtandes, dafs 
zur Deckung des unmittelbaren Caſſa-Abganges im October und 
anfangs November 1895 budgetmäßig Silberrenten im Nominale 
von 39.800 fl. um 40.257 fl. 70 kr. an den Wiener Bürgerfpital- 
fond und weiters Silberrenten im Nominalbetrage von 400.000 fl. 
mit 402.388 fl., ſomit Werteffecten im Nominalbetrage von zu— 
ſammen 439.800 fl. aus dem Reſerfefond der Gemeinde in Wert— 
papieren verkauft wurden und die Erlösbeträge hiefür per zuſammen 
442.645 fl. 70 kr. dem Caſſareſte zugeführt worden find... .“ 

Wir ſehen daraus, daßs die Buchhaltung vor allem anderen 
die Betonung darauf legt, daſs das budgetmäßige Bedeckung iſt, 
etwas, was der Referent in ſeinem Berichte nicht erwähnt hat, 
und wenn geſtern vorgebracht wurde, daſs dieſer Motivenbericht 
tendenziös geſtaltet iſt, ſo geht das aus dieſem Factum allein 
ſchon hervor. Ich mufs aber auch das Wort „leichtfertig“ motivieren, 
welches ich gebraucht habe, und da weiſe ich darauf hin, dass der 
Herr Referent einfach eine viel höhere Ziffer neunt, als jene Ziffer 
iſt, welche ſich aus dem Verkaufe von Wertpapjeren zur Deckung 
des Caſſa⸗Abganges ergibt. Es iſt nämlich auch in einer anderen 
Anmerkung dann geſagt, dass ein Betrag von circa 24.000 bis 
25.000 fl. vom Kronenanlehen eines Fondes gezogen wurde, und 
derſelbe an den Fond zurückerſtattet werden musste. Er hat aber 
einfach die ganze Summe genommen, natürlich, das macht halt 
mehr Effect. Meine Herren! Ich bin noch etwas ſchuldig. Ich 
habe ausdrücklich geſagt, ich werde auch noch ſagen, was das 
Urtheil der Buchhaltung iſt, und da füge ich den Satz bei, der 
ſich hier auf die ganze Angelegenheit bezieht, und da heißt es (liest): 

„Die Gebarung des Jahres 1895 ſtellt ſich ſomit im Ver— 
gleiche zur Präliminarannahme als eine günſtige dar.“ 

Das ſagt uns die Buchhaltung, unſer verantwortliches Organ. 


Natürlich, der unverantwortliche Referent behauptet in ſeinem 


Berichte: „Wenn nun nach dieſem die Gebarungsreſultate als 
keineswegs günſtige bezeichnet werden können, ſo bietet uns die 
Vermögenslage der Commune Wien auch kein beſonders erfreuliches 
Bild.“ Ich glaube, die Bevölkerung ſoll wenigſtens entſcheiden 
können, wem ſie mehr glaubt und Vertrauen ſchenkt, dem beeideten 
verantwortlichen Organ der Commune oder, ſagen wir es auf— 
richtig, einem Parteireferenten. (Beifall rechts.) 

Ich komme nun zu einem anderen Punkte, der übrigens auch 
geſtein ſchon berührt wurde. Ich werde über denſelben kurz hin— 
weggehen, aber ich glaube, ich bin es ſchuldig, dafs ich einige 
Worte darüber ſpreche, und zwar darum, weil ich ja, und ich 
darf es mir erlauben, dies zu ſagen, als alter Wiener (Rufe links: 
Schon wieder ein alter Wiener!) die Verhältniſſe bis zurück ſehr 
wohl kenne. Sehen Sie, meine Herren, in dem Motivenberichte 
des Herrn Referenten kommt unter anderem folgender Satz vor: 
„Immerdar aber ſoll das Hauptaugenmerk einer tüchtigen Ge— 
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meindevertretung darauf gerichtet ſein“ (Unruhe links. — Redner 
macht eine Pauſe:) Es iſt wegen meiner Geſundheit (fortfahrend:) 
„das fruchtbringende Vermögen in entſprechender Weiſe zu ver— 
mehren; damit wird die Bürgerſchaft vor einer Mehrbelaſtung 
bewahrt und die Situation unſerer Stadt wieder in jene ange— 
nehme und beneidenswerte Lage verſetzt werden, in welcher ſich 
dieſelbe vor dem Jahre 1860 befunden hat.“ 

Alſo, meine Herren, ich muſßs ſagen, ich habe heute den 
ganzen Tag nachgegrübelt (Lebhafte Heiterkeit), ob das wirklich 
ſo eine außerordentlich beneidenswerte Situation vor dem Jahre 
1860 war. Ich habe wirklich nichts gefunden. (Heiterkeit.) Ich 
kann mich nur recht lebhaft erinnern, in welcher Weiſe damals 
Wien beurtheilt werden konnte und wie es in unſerem Wien aus— 
geſehen hat. Vor allem anderen werden ſich jene Herren, die ſich 
auf dieſe Zeit noch erinnern können — wir leben allerdings in 
einer Zeit, wo junge Kräfte hier im Gemeinderathe ſind und viele 
ſich an damals nicht genau erinnern werden, wie es ausgeſehen 
hat — aber der größte Theil wird es wiſſen, wie Wien vor dem Jahre 
1860 ausgeſehen hat und welche Verhältniſſe damals geherrſcht 
haben. Es iſt überhaupt merkwürdig, dafs hier in dieſem Saale 
ſeit neuerer Zeit eine gewiſſe Vorliebe für — wie ſoll ich 
ſagen — ominös⸗hiſtoriſche That herrſcht. (Heiterkeit.) Merk— 
würdigerweiſe iſt das Jahr 1860 dasjenige, in welchem jener 
Rumpf⸗Gemeinderath, welcher von den Fünfzigerjahren ohne 
Nachwahl, Neuwahl oder Ergänzungswahl bis zum Jahre 1860 
ununterbrochen functioniert hat, endlich gehen mujste und 
endlich die Offentlichkeit der Gemeinderaths⸗Verhandlungen platz— 
gegriffen hat. Es war das Jahr, wo die Neuwahlen, die Wieder— 
Activierung des damaligen wirklich freiſinnigen Gemeindeſtatuts war. 
Dieſe Zeit vor dem Jahre 1860 wird merkwürdigerweiſe dar— 
geſtellt, als wenn ſie eine förmlich paradieſiſche Zeit geweſen wäre. 
Die Zeiten der ſchwärzeſten Reaction, des Concordats u. dgl., 
dieſe eitiert man hier im Saale mit einer gewiſſen Vorliebe (Heiter- 
keit) und will die Bevölkerung glauben machen, dass fie viel beſſer 
daran wäre, wenn wieder dieſe Zeit eintreten würde. (Beifall 
rechts.) 

Aber gehen wir auf das eigentliche Gebiet der Gemeinde 
über und ſehen wir, was da eigentlich geleiſtet wird. Geſtern 
wurden bereits Ziffern in anſchaulicher Weiſe vorgeführt. Aber 
laſſen wir die bei Seite. 

Wie hat damals unſer Straßen- und Verkehrsweſen aus⸗ 
geſchaut? Unſere Beleuchtung iſt ja heute noch nichts wert (Leb— 
haftes Gelächter links. — Rufe links: Aber Schlechter), damals 
war ſie in einem noch viel elenderem Zuſtande. (Ironiſcher Beifall 
und Händeklatſchen links. — Beifall rechts.) 

Nürgermeiſter: Aber, meine Herren, bitte um Ruhe! Laſſen 
Sie ſich doch noch mehr erzählen! 

Gem.⸗Rath Schlechter (fortfahrend): Waren wir denn 
damals im Beſitze von Gartenanlagen oder Parks und dergleichen? 
Die Schöpfung des wunderſchönen Stadtparkes iſt auch erſt ſpäter 
erfolgt; die Stadterweiterung iſt zu dieſer Zeit erſt ins Leben ge— 
treten. Damals hat Wien noch die Baſteien und die Glacis ge— 
habt. Wie hat es im Marktweſen ausgeſchaut? Jetzt will ich Sie 
auf ein Gebiet führen, auf welches auch die Gemeinde einen 
ganz beſonderen Einfluſs geübt hat. Denken Sie an den Zuſtand 
unſerer Schule von damals zurück. Wiſſen Sie, was es damals 
gegeben hat? Die Pfarr- und Trivialſchule, wie man ſie geheißen 
hat, das war der Zuſtand des Schulweſens. Die Gemeinde hatte 
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keine eigenen Schulhäuſer, ſie war eingemietet oder die Schule 
gehörte dem Pfarrer, reſpective dem betreffenden Schulleiter (Hört! 
rechts), und dieſe Zeiten werden in dieſem Saale als Muſter hin⸗ 
geſtellt, als wenn man ſich nur ſehnen ſollte, dass fie wieder zurück⸗ 
kehren. Meine Herren! Das iſt nicht Ihr Ernſt, ich bin davon 
überzeugt, und Sie werden auch dem Herrn Referenten dafür 
dankbar fein, dafs er uns Gelegenheit gegeben hat, über dergleichen 
Angelegenheiten zu ſprechen. 

Nun erlauben Sie mir, noch etwas hervorzuheben, und zwar 
einen Punkt, den ich auch als wunden Punkt bezeichnen muſs. Es 
kommt ja das Wort „Wunden“ auch im Referate vor. Da wird 
unter anderem vom Bierkreuzer geſagt (liest): 

„Einen kurzen Blick wollen wir auch auf die Einnahmen aus 
dem 100percentigen Zuſchlage für Bier (den ſogenannten Bierkreuzer) 
werfen. Die diesbezüglichen Einnahmen betrugen 1895 2,488.713 fl. 
52 kr. Wahrhaftig eine ganz reſpectable Summe“ — ein Aus— 
ſpruch, in dem ich mit dem Herrn Referenten übereinſtimme — „aber 
ihrem eigentlichen Zwecke wurde ſie nicht zugeführt. Dieſer Bier⸗ 
freuzer ſollte alle Wunden heilen, welche aus der Vereinigung 
der Vororte mit Wien entſtanden — de facto aber ſehen wir, 
dafs derſelbe nur zu den laufenden Auslagen verwendet wurde; 
es wurden keine bedeutenden Inveſtitionen gemacht, und die Be— 
völkerung der Vororte harrt noch immer der Waſſerleitung, Canali— 
ſierung und Pflaſterung, die ſich in unvollſtändiger Ausführung 
befinden“. 

Ich war mir im erſten Augenblicke nicht ganz klar, wo der 
Herr Referent mit den „Wunden“ hinzielt; hat er auf die Wunden, 
die den Vororten geſchlagen worden ſind, oder auf die Wunden 
hingezielt, die dem alten Wien geſchlagen wurden? (Gelächter 
links.) Nun, meine Herren, ich nehme an, er meinte die Wunden, 
die die Vororte getroffen haben; ich glaube wenigſtens, ſeinen 
Intentionen nachzukommen, wenn ich dieſe Annahme mache. 

In Verbindung mit dem Bierkreuzer möchte ich zunächſt 
Folgendes ſagen: Ich war, als es ſich um die Einführung der 
Bierkreuzer handelte, ein entſchiedener Gegner derſelben. Ich habe 
im Stadtrathe und im Gemeinderathe gegen die Einführung des 
Bierkreuzers geſtimmt. Ich werde Ihnen aber auch ſagen, warum 
ich ſo geſtimmt habe. Ich bin nämlich ein Gegner der Verzehrungs- 
und Conſumſteuer (Beifall), und zwar darum, weil ich glaube, 
dafs mit der hohen Verzehrungsſteuer namentlich die minder wohl— 
habende Bevölkerung ganz unverhältnismäßig getroffen wird, und 
das war das Motiv für mich, gegen dieſe Verzehrungsſteuer zu 
ſtimmen. 

Meine Herren, ich glaube daher das Recht zu haben, über 
dieſe Sache heute ſprechen zu dürfen. Ich habe mir da immer 
gedacht, dafs es vielleicht beſſer geweſen wäre, daſs, wenn man 
ſchon von oben und von Seite der Regierung die Vereinigung 
der Vororte mit Wien wollte und wenn man etwas gutes ſchaffen 
wollte, man mit der Überlaſſung der ganzen Verzehrungsſteuer der 
Gemeinde Wien die Mittel hätte geben müſſen, um die Zwecke zu 
erfüllen, die ſie erfüllen ſollte, und, meine Herren, an dem Fehler 
und an der Unterlaſſungsſünde, die damals geſchehen iſt, rächt ſich 
heute vieles. (Gelächter links.) Ich bitte ſehr, das trifft beide 
Seiten. Es iſt bedauerlich, meine Herren, dafs heute noch in dieſem 
Saale die Nachwirkungen dieſer überſtürzten Einverleibung zu 
ſpüren ſind. (Zuſtimmung links.) Die Zwietracht (Lebhafter 
ironiſcher Beifall und Händeklatſchen links) in der Bevölkerung, 
der Zwiſt in der Bevölkerung, die Verhetzung, die gekommen iſt 
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(Neuerlicher Beifall), iſt die Folge dieſer überſtürzten Einverleibung. 
(Lebhafte Zuſtimmung links.) 

Meine Herren! Aber jetzt kommt noch etwas anderes! Die 
Wiener Bevölkerung hätte die Wohlthaten und das, was damit 
intentiert war, wohl verſtehen ſollen, und es hätte ein großes 
Geſchlecht — möchte ich ſagen — dazugehört, dafs ein geme ' nſames 
Zuſammenwirken, ein einträchtiges Wirken der Bürgerſchaft dieſes 
Werk zu dem gemacht hätte, zu dem es hätte gemacht werden 
können. (Beifall rechts. — Rufe links: Da iſt die Schuld auf 
jener Seite!) 

Schieben Sie die Schuld nicht auf die fortſchrittliche Partei! 
Die Vereinigung der Vororte mufste kommen in beiderſeitigem 
Intereſſe. (Rufe links: Aber nicht ſo!) Man konnte ſie nicht auf— 
ſchieben, aber was damit hätte in Verbindung gebracht werden 
müſſen, wäre die Zufriedenheit beider Theile, und für dieſe Zu— 
friedenheit hat man leider viel zu wenig geſorgt. (Rufe links: 
Das iſt die wahre Anklage!) Sie ſehen das als eine Anklage an. 
(Rufe links: Natürlich!) Warum? Weil Sie noch nicht gewöhnt 
ſind, in dieſem Saale freie und unbefangene Worte von einem 
unabhängigen Menſchen zu hören. Wenn Sie ſich daran gewöhnen 
werden, die Meinung derjenigen zu reſpectieren, welche erhaben 
ſind über das kleinliche Parteigezänke und das kleinliche Partei— 
intereſſe und die bei jeder Gelegenheit nur die allgemeinen öffent— 
lichen Intereſſen im Auge haben, dann vielleicht wird die Zeit 
ſein, daſs wir an etwas beſſeres denken können. Und nun werde 
ich Ihnen ſagen, was mein eigentliches Motiv geweſen iſt, warum 
ich an der Debatte über dieſen Gegenſtand theilgenommen habe. 

Das Motiv iſt folgendes: Der Motivenbericht ſchildert die 
Finanzlage und die Gebarung in allzu düſteren und allzu 
ſchwarzen Farben. Ich habe ſchon geſagt, ich bin ein Wiener, 
ein geborener Wiener, Wiener mit Leib und Seele, und hänge an 
meiner Vaterſtadt. Es iſt mir vor allem zu thun um das Anſehen, 
die Ehre und um den finanziellen Credit der Commune, und 
wenn dieſer finanzielle Credit der Commune auch nur im geringſten 
in Frage geſtellt wird, bäumt ſich mein Stolz als Wiener auf, 
und glaube ich, daſs es unſere Pflicht iſt, ohne Rückſicht auf Partei⸗ 
intereſſen unſerer Meinung dahin Ausdruck zu geben, dafs die 
Ehre, das Anſehen der Commune gewahrt bleibe, daßs aber auch 
ihr finanzieller Credit und Anſehen nicht im geringſten geſchädigt 
werde! Und damit ſchließe ich! (Lebhafter Beifall rechts.) 

Mürgermeiſter: Die Debatte iſt geſchloſſen. Ich ertheile 
dem Herrn Berichterſtatter das Schlusswort. 

Referent: Meine ſehr geehrten Herren! Wenn ich bei der 
Erſtattung des Referates mich einer gewiſſen Kürze befliſſen habe, 
jo liegt der Grund darin, dals ich die Anſicht habe, dass der 
vorliegende Rechnungsabſchluſs nur ein informatoriſcher Behelf 
für unſere Partei iſt (Sehr richtig! links), aus welchem ſie lernen 
ſoll, wie man präliminieren muſs, damit eine rationellere Ge— 
barung platzgreife. — Die Anwürfe, die ſeitens der verſchiedenen 
Redner gegen den Bericht des Stadtrathes erhoben worden ſind, 
mufs ich entſchuldigen; ich finde fie auch ganz erklärlich, denn die 
Herren der Oppoſition ſtehen in finanziellen und volkswirtſchaft— 
lichen Angelegenheiten auf dem mancheſterlichen Standpunkte. (Ge- 


lächter rechts.) Wir ſind Ihre Antipoden. Wir referieren, wir 


bilancieren, wir präliminieren ganz anders als Sie, vielleicht in 
entgegengeſetzter Weiſe. Darum mußs ich es erklärlich finden, dass 
Sie diesbezüglich Anwürfe erhoben haben. Ich verzeihe Ihnen 
daher auch recht gerne den Vorwurf des Leichtſinns, den Vorwurf 
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der Oberflächlichkeit, den Vorwurf des Unverſtandes, den Vorwurf 
der Unfähigkeit. Ja, mein Gott und Herr! Die Herren glauben, 
daſs es dasſelbe iſt, weil fie ſich in unſere Lage nie hineinfinden 
werden. (So iſt es! links.) 

In einem Punkte bin ich mit dem Herrn Gem.⸗Rath 
Dr. Vogler vollkommen einverſtanden. Sie werden ſich erinnern, 
daſs er geſtern mit dem Tone tiefer Entrüſtung ausgerufen hat: 
„Dieſer Bericht iſt ohnegleichen“ oder „fteht ohnegleichen da.“ 
Ja, das iſt ganz richtig. Dieſer Bericht iſt wirklich ohnegleichen. 
Wenn Sie die früheren Berichte anſehen, die der— Stadtrath an 
den Gemeinderath erſtattet hat, was finden Sie darin? Da finden 
Sie erſtens einmal eine Portion Selbſtlob (Sehr richtig! links), 
dann finden Sie eine Portion Schönfärberei und dann finden Sie 
tendenziöſe Zukunftsmuſik (Heiterkeit und Beifall links), während 
hier ganz trocken und ungeſchminkt ziffermäßig die Finanzlage 
der Stadt Wien in einer ſolchen Weiſe dargelegt iſt, dass ſich 
ſowohl der Gemeinderath als auch die Bevölkerung ein klares 
Bild ſchaffen kann. (Beifall links. — Gelächter und Widerſpruch 
rechts.) 

Wenn einige Herren dieſe offene Darlegung der Gemeinde— 
verhältniſſe als unklug bezeichnen, ſo möchte ich denn doch darauf 
hinweiſen, daſs erſtens einmal das die Herren gar nichts angeht, 
ob wir ein Anlehen bekommen oder nicht (So iſt es! links), das 
iſt unſere Sache und halten Sie ſich überzeugt, dass eine ſparſame 
und ehrliche Rechnung legende Gemeindeverwaltung leichter einen 
Credit bekommen wird, als eine andersgebarende. (So iſt es! links.) 
Am weheſten haben den Herren die 38 Millionen Paſſiven gethan. 
Ja, leben die Herren wirklich in dem Wahne, dafs fie eine richtige 
und erſprießliche Finanzwirtſchaft bewerkſtelligt haben, leben ſie 
in dem Wahne, das ihnen die Bevölkerung dafür danken ſoll? 
Unbegreiflich! (Beifall links.) 

Wir haben die Aufſtellung dieſer Ziffern ſozuſagen cum 
beneficio inventarii machen wollen. Wir haben uns auch die Vor— 
ſchriften einer Miniſterial⸗-Verordnung vom Jahre 1850 vor Augen 
gehalten, welche die Ausführungen bei der Gemeindeverrechnung 
betrifft. Da iſt im § 3 der Begriff „Gemeindevermögen“ ganz 
genau präciſiert. Da heißt es nämlich: „Gemeindevermögen ſind 
alle Sachen, deren Einkünfte“ — ich bitte das Wort feſtzuhalten — 
„zur Beſtreitung der Gemeindeauslagen beſtimmt ſind.“ Nun, zu 
ſolchen Sachen kann ich denn doch ein Schulhaus oder ein Anſtalts— 
gebäude oder einen Mobiliargegenſtand nicht zählen. Ich kann 
dazu nur jenen Beſitz zählen, der uns einen Ertrag liefert. Darum 
muſsten wir auch daran gehen, meine Herren, Ihre ganz ſonder— 
bare Eintheilung zu ändern, die Sie bisher bezüglich des Vermögens 
gehabt haben. Sie haben es nämlich in ein privatrechtliches unbe— 
wegliches, in ein privatrechtliches bewegliches und in ein ſogenanntes 
currentes Vermögen eingetheilt. In dieſe drei Gattungen haben 
Sie Männlein und Weiblein ſchön zuſammengelegt. Das mufsten 
wir theilen; wir mujsten ſtricte nach den Vorſchriften ein nutz— 
bringendes und ein zehrendes Vermögen conſtatieren. Wir mussten 
das aus dem Grunde thun, damit wir uns nicht ſelbſt zum Narren 
halten und damit man uns nicht auch zum Vorwurfe machen könnte, 
wir hätten der Bevölkerung Sand in die Augen geſtreut. (Beifall 
links.) Heute ſteht die Geſchichte einfach ſo. Wir können ſagen: 
Bei Antritt unſerer Herrſchaft im Rathhauſe haben wir 74 Millionen 
Schulden übernommen und 36 Millionen Gulden Vermögen. So 
ſteht die Sache. (Widerſpruch rechts. — Beifall links.) Zu einem 
ganz ähnlichen Reſultate gelangen wir, wenn wir auf die Art und 
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Weiſe der Präliminierung ſelbſt eingehen. Es wurde geſtern die 
Poſt bezüglich der Schulbauten einer eingehenden Erörterung 
unterzogen. 

Nun ſteht die Sache folgendermaßen. Ich habe hier in dem 
Berichte ein Mindererfordernis von 613.000 fl. ausgewieſen. 
Dieſes Mindererfordernis ſetzt ſich aus folgenden Poſten zuſammen. 
Erſtens Erſparungen bei Grundkäufen 15.200 fl., Erſparungen 
beim Bau, das heißt, die Baukoſtenſumme hat die veranſchlagte 
Summe nicht erreicht, alſo ein effectives Erſparnis von 28.000 fl., 
ferner: Nicht effectuierte Grundkäufe: 45.000 fl. Man hat nämlich 
beabſichtigt, in der Quellengaſſe und in der Rochusgaſſe eine 
Schule zu bauen und zu dieſem Zwecke hat man 45.000 fl. für 
Grundkäufe in das Präliminare eingeſtellt, die ſind nicht effectuiert 
worden. Weiter! Nicht ausgeführte Adaptierun gen und auf das 
Jahr 1896 übertragene Reſtzahlungen: 62.000 fl. und nicht aus— 
geführte Schulbauten 460.800 fl. Die überſchreitungen belaufen 
ſich auf 253 000 fl., darunter für Baufortſchritte 93.000 fl. Wenn 
nämlich die Witterung beſſer iſt, ſo können die Arbeiter länger 
an den Bauten arbeiten und es werden dann mehr Bauauslagen 
erforderlich, als im Präliminare vorgeſehen werden konnte. Dann 
ſind nicht präliminierte Reſtzahlungen 9000 fl.; 
Gemeinderath im Jahre 1895 eine Adaptierung beſchloſſen, die 
natürlich bei dem Präliminare nicht berückſichtigt werden konnte, 
im Betrage von 18.000 fl. Der Reſt von 134.000 fl. ſind factiſche 
überſchreitungen bei den Baukoſten und Grundkäufen. Ja, unter 
ſolchen Auſpicien darf man nicht ſagen, ich hätte böswillige Be— 
ha uptungen aufgeſtellt. An dieſen Ziffern läſst ſich nicht rütteln 
und nicht deuteln. Thatſache iſt, dafs neun projectierte Schulbauten 
nicht in Angriff genommen wurden, und das mußs man doc) vor: 
ausſehen können, ob man neun Schulen mehr oder weniger bauen 
wird, das iſt doch ganz klar. So verhält es ſich auch bei den 
anderen Rubriken, die ich angeführt habe; aber wenn ich mich 
befleißen würde, das alles ſo genau zu erklären, wie ich es jetzt 
mit den Schulbauten gethan habe, wäre es nicht nothwendig, dais 
man das dicke Buch drucken würde, ſondern man könnte es einfach 
dem Referenten überlaſſen, fich aus den geſchriebenen Buchhaltungs- 
Vorlagen die Sache herauszuſchreiben; dann würde das aber wahr— 
ſcheinlich ein ebenſo ſtarkes Elaborat werden. 

Was nun die Leiſtungen bezüglich der Vororte anbelangt, ſo 
bin ich momentan nicht in der Lage, die Summe zu nennen, die 
von den Vororten an beweglichem und unbeweglichem Vermögen 
und an Schulden übernommen worden iſt, aber das eine weiß 
ich, daſs die Vereinigung der Vororte mit Wien, Hunderte und 
Hunderte von Exiſtenzen vernichtet hat. (Beifall links.) Hunderte 
und hunderte Gewerbetreibende ſind um ihre Exiſtenz gekommen, 
hunderte und hunderte Häuſer haben ihre Beſitzer im Executions— 
wege gewechſelt (Sehr richtig! links), die Lebensmittel ſind theuerer 
geworden, die Steuern ſind geſtiegen, wir können unſere Wohnungen 
nur ſchwer und ſchlecht vermieten — dafür aber haben wir ganz 
miſerable Straßen, ſehr wenig Canäle und eine miſerable, mangel— 
hafte Beleuchtung. In jeder Beziehung ſind wir benachtheiligt! Wenn 
wir demnach in unſerem Berichte geſagt haben, dafs es den An— 
ſchein hat, als wenn man ſich gelegentlich des Herannahens der Wahl 
in den zweiten Wahlkörper auf die berechtigten und dringenden 
Anforderungen der Vororte-Bevölkerung plötzlich erinnert hatte — 
ich kann es zwar nicht beweiſen, ich bin auch nicht der Schelm, 
der ſo denkt, wie einer der Herren Vorredner bemerkt hat — iſt 
dies naheliegend, weil man factiſch über die Verhältntſſe der 
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Stadt präliminiert hat, und ich weiß dies auch bezüglich meines 
Bezirkes von dem Vertreter ſelbſt, den wir gehabt haben. Der hat in 
den Verſprechungen das Unglaublichſte geleiſtet, natürlich nach dem 
altbewährten Muſter der Partei. Denn ich erinnere nur, wie oft 
haben Sie den Beamten die Rangclaſſen⸗Eintheilung verſprochen, 
wie viele Jahre ſind die Beamten gefoppt worden, wie lange 
haben Sie herumgezogen mit der Regulierung der Feuerwehr! 
Erinnern Sie ſich des berühmten Goldregens, der über Wien hätte 
herabkommen ſollen, den Sie prognoſticierten. Ich habe davon 
noch nichts geſpürt, vielleicht einige Bauunternehmer, die ſich mit 
dem Umbaue der mit 18jähriger Steuerfreiheit behafteten Häuſer 
befaffen, aber die Vororte-Bevölkerung iſt diesbezüglich gar nicht 
ins Calcul zu ziehen. 


Was nun den Vorwurf der reactionären Tendenz anbelangt, 
ſo iſt das eigentlich eine ſophiſtiſche Unterſtellung, denn in einem 
ziffermäßigen finanziellen Referate denkt man doch gewiſs nicht an 
ſociale Angelegenheiten, und wenn ich wirklich darin den Wunſch 
gerne und aus vollem Herzen ſchriftlich niedergelegt habe, es mögen 
die Verhältniſſe, wie ſie vor dem Jahre 1860 waren, wieder platz— 
greifen, dann habe ich das nur gethan, weil Wien unter dem 
damaligen Bürgermeiſter Baron Seiller keine Schulden gehabt, 
ein ganz bedeutendes Barvermögen, einen bedeutend größeren 
Realbeſitz im Verhältniſſe zu heute beſeſſen hat, weil in unſerer 
Stadt Handel und Induſtrie geblüht und Geſelligkeit und Zu— 
friedenheit in Wien ihren Sitz gehabt haben. (Lebhafter Beifall links. 
Gem.⸗Rath Hawranek ruft: Und weniger Juden!) Das waren 
die Urſachen, die mich geleitet haben, daſs ich dieſen Paſſus in 
den Bericht aufgenommen habe. Was die perſönlichen Ausfälle 
anbelangt, die gegen meine Perſon gerichtet worden ſind, ſo will 
ich dieſelbeu vollſtändig ignorieren. Ich kann aber nicht umhin, 
es für ganz ſonderbar zu finden, wenn ein jüngerer College ſich 
erlaubt, über einen älteren faule Witze zu machen. (Lebhafter 
Beifall links.) Damit, meine Herren, bin ich zu Ende und ich bitte 
Sie um Annahme der Stadtraths-Anträge. (Lebhafter Beifall links.) 


Vice-Würgermeiſter Dr. CTueger: (der den Vorſitz während 
vorſtehenden Ausführungen übernommen hat): Herr College Karl 
Mayer zu einer thatſächlichen Berichtigung. 


Gem.-Nath Mayer (zur thatſächlichen Berichtigung): Der 
Herr Referent hat der liberalen Partei den Vorwurf gemacht, 
daſs fie daran ſchuld ſei, daſs neun Schulbauten im Jahre 1895 
nicht ausgeführt wurden. (Rufe links: Wer ſagt denn das?) Wenn 
die Herren nicht gehört haben, ſo haben Sie wahrſcheinlich nicht 
aufgepaſst. Ich will dem Herrn Referenten ſogar noch beiſtehen 
und jagen, daſs zehn, nicht neun Schulbauten, nicht ausgeführt 
worden ſind, und ich werde ſie nach Bezirken nennen. Die erſte 
dieſer Schulbauten am Schüttel, für welchen 60.000 fl. eingeſtellt 
worden ſind, iſt aus folgenden Gründen nicht ausgeführt worden. 
Alle Daten, die ich hier angebe. .. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger (unterbrechend): Darf 
ich bitten, Herr College, das iſt eine Debatte. Sie haben das Wort 
nur zu einer thatſächlichen Berichtigung. Sie haben geſagt, es 
ſind nicht nur neun Schulbauten, ſondern ſogar zehn. 

Gem.-»Nath Mayer: Ich will aber ſagen warum .. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Tueger: Das geht nicht! 

Gem.-⸗Rath Mayer: Da wollte ich nur die Aufklärung 


geben, ſonſt bleibt der ungerechtfertigte Vorwurf auf uns ſitzen. 
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Vice-Vürgermeiſter Dr. Cueger: Ich bedauere unendlich, 
Herr College, würden Sie vielleicht die Güte haben und ſich daun 
bei den Schulbauten zum Worte melden und das ausführen. 

Gem.-Nath Mayer: Gut, ich werde mir das aufheben. Alſo 
ich berichtige thatſächlich, daſs dieſe neun beziehungsweiſe zehn 
Schulbauten, aus dem Grunde nicht ausgeführt worden ſind, weil 
die Projecte theilweiſe vom Beirathe zurückgewieſen, theilweiſe vom 
landesfürſtlichen Commiſſär nicht genehmigt worden find, beziehungs- 
weiſe weil die Projectjfizzen fo ſpät vorgelegt wurden, dafs fie im 
Jahre 1895 nicht ausgeführt werden konnten. Die Details werde 
ich mir aufheben. 

Zweitens berichtige ich den Herrn Referenten thatſächlich. Er 
hat gejagt, unter dem Bürgermeiſter Seil ler find keine Schulden 
gemacht worden. Wenn er ſich die Mühe nehmen wollte, nachzu— 
ſehen, fo würde er finden, daſs der Bürgermeiſter Baron Seiller 
nach jeder Functionszeit mündlich vor dem Gemeinderathe Bericht 
erſtattet hat, das in einem Jahre eine ſchwebende Schuld von 
1,813.000 fl. bei der Nationalbank und eine zweite Schuld von 
300.000 fl. bei der Sparcaſſa gemacht worden ſind. 

Vice Bürgermeifler Ddr. Tueger: Herr 
Dr. Vogler zur thatſächlichen Berichtigung. 

Gem.-Nath Dr. Vogler (zur thatſächlichen Berichtigung): 
Der Herr Referent hat unter anderem geſagt, dafs in den in 
früheren Jahren üblichen Berichten drei Dinge vorgekommen ſind 
und ſonſt nichts: Selbſtlob, Schönfärberei und Zukunftsmuſik. 

Ich berichtige thatſächlich, daſs das nicht wahr iſt. Ich habe 
hier zwei ſolche Berichte aus früheren Jaheren, ſie ſtehen zu 
jedermanns Einſicht. 

Aus dieſen früheren Berichten des ehemaligen Gem.-Rathes 
Boſchan geht hervor, dafs darin eine überſichtliche Darſtellung 
der Ergebniſſe des Hauptrechnungsabſchluſſes enthalten und dadurch 
die Möglichkeit eines Überblickes über die finanziellen Verhältniſſe 
der Gemeinde überhaupt gegeben war, wie es heute in dem jetzigen 
Referate nicht vorkommt, daſs aber von den drei Dingen, welche 
der Herr Berichterſtatter hier kritiſiert, abſolut keine Rede ſein 
kann. Ich berichtige zweitens thatſächlich, daſs es unwahr iſt, 
wenn der Referent geſagt hat, Sie übernehmen die Gemeinde— 
verwaltung von Wien mit einem Schuldenſtande von 74,000.000 fl. 
und mit einem Activſtande von 38,000.000 fl. Ich berufe mich 
diesfalls auf den Hauptrechnungsabſchluſs ſelbſt — Seite 380 — 
in welchem conſtatiert ift, dafs der Activſtand 74,03 1.000 fl., dafs 
die Paſſiva 72,422.000 fl. betragen, ſomit ein reines Activum von 
1,609.000 fl. reſultiert, und dafs überdies ein Gemeindegut von 
77,000.000 fl. vorhanden iſt, dass ſomit die Herren die Gemeinde— 
verwaltung mit einem reinen Activum von 78,000.000 fl. über— 
nahmen. (Rufe rechts: So iſt es!) Ich kann mich diesfalls auf 
den Bericht des Referenten ſelbſt berufen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Lueger: Jetzt darf ich aber wohl 
bitten, einmal die thatſächliche Berichtigung vorzubringen. Das iſt 
alles, nur keine Berichtigung. 

Gem.-Nath Dr. Vogler (fortfahrend): Dieſer Bericht iſt 
allerdings nur für den Stadtrath erſtattet worden. Da heißt es 
darinnen — der Herr Referent Hraba ſagt es ſelbſt — das 
reine Eigenthum ſtellt ſich mit Ende 1895 auf 88, 163.668 fl. 
(Rufe rechts: Hört! Hört!) Ich berichtigte drittens, bezüglich der 
Schulbauten, dasſelbe, was bereits Herr College Mayer geſagt 
hat. Ich möchte nur bemerken, dass, nachdem der Herr Bericht— 
erſtatter gejagt hat, man habe vorausſehen müſſen, daſs dieſe 
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neuen Schulbauten, von denen er ſagte, fie find nicht zur Aus— 
führung gekommen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Ich bitte nochmals, das 
iſt eine Debatte und keine thatſächliche Berichtigung, die Sache 
muſs ein Ende nehmen. Hätten ſich die Herren rechtzeitig zum 
Worte gemeldet! Ich entziehe dem Herrn Dr. Vogler das 
Wort. (Lebhafter Widerſpruch rechts. — Gem.-Rath Dr. Vogler: 
Aber ich bitte, Herr Vorſitzender, das geht nicht . . .) Ich habe 
Ihnen das Wort entzogen, weil Sie nicht thatſächlich berichtigen. 
Herr Dr. Stern zu einer thatſächlichen Berichtigung. (Nochmals 
zu Dr. Stern gewendet:) Wünſchen Sie das Wort oder nicht? 
(Lärm rechts.) Ich habe dem Herrn Dr. Vogler das Wort ent— 
zogen und damit iſt die Sache erledigt. Herr Dr. Stern hat 
das Wort. Ich bitte aber, nur thatſächlich zu berichtigen und ſich 
daran zu halten, daſs jetzt keine Debatte ift, 

Gem.-Nath Dr. Stern: Ich habe mich nur zu einer thatſächlichen 
Berichtigung gemeldet und hätte mich auch ohne den Ermahnungen 
des Herrn Vorſitzenden innerhalb der Berichtigung gehalten. Der 
Herr Berichterſtatter hat ſich bezüglich der Eintheilung des Gemeinde— 
vermögens auf einen Miniſterial-Erlaſs vom Jahre 1850 bezogen, 
demgegenüber berichtige ich thatſächlich, dafs wir uns nicht nach 
einem Miniſterial⸗Erlaſs vom Jahre 1850 zu halten, ſondern nach 
dem Geſetzbuche zu unterſcheiden haben zwiſchen dem Gemeindegut 
und dem Gemeindevermögen, daſs wir nach dem bürgerlichen 
Geſetzbuche auch vorzugehen haben und danach wiſſen, daſs man 
unter Gemeindevermögen dasjenige verſteht, was reines Einkommen 
iſt. Ich berichtige ferner den Herrn Referenten, der geſagt hat, 
daſs ſich die Rückführung auf die Zuſtände vor dem Jahre 1850 
nur auf die finanziellen Verhältniſſe beziehe. In ſeinem Berichte 
heißt es wörtlich: 

„Die Situation unſerer Stadt wird wieder in jene ange— 
ſehene und beneidenswerte Lage verſetzt werden, in welcher ſich 
dieſelbe vor dem Jahre 1860 befunden hat.“ 

Das ſteht hier im Referate des Herrn Referenten. Ich bin 
mit meinen, wie ich glaube, rein thatſächlichen Berichtigungen 
zu Ende. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Tueger: Das war keine that— 
ſächliche Berichtigung, aber fie war jo kurz, dafs ich fie hingehen 
laſſen kann. 

Gem.-Nath Dr. Vogler (zur Geſchäftsordnung): Der Herr 
Vorſitzende hat mir das Wort entzogen, obwohl ich im Begriffe 
war, zu begründen, was ich vorbringen wollte. Wenn man ſich 
der Zeiten erinnert, wo Herr Dr. Lueger der Führer der 
Oppoſition war, und wenn man ſich daran erinnert, wie er bei 
jeder größeren Debatte von dem Rechte der Berichtigung, und in 
welchem Umfange er Gebrauch gemacht hat, jo mußs ich ſagen, 
dafs fein jetziges Vorgehen geradezu beiſpiellos daſteht. Beifall 
rechts.) 

Zur Geſchäftsordnung mußs ich aber weiter bemerken, dass 
mir das Recht zuſteht, zu verlangen, daj3 ich thatſächlich berich— 
tigen kann, und auch dasjenige, was ich ſagen wollte, iſt nichts 
anderes als eine thatſächliche Berichtigung gegenüber dem Herrn 
Referenten. Wenn der Herr Referent geſagt hat, man hätte vor— 
ausſehen müſſen, daſs man neun Schulbauten nicht bauen wird, 
die im Präliminare darin ſtehen, fo mußs es mir geſtattet fein, 
nachzuweiſen, warum es nicht möglich geweſen iſt, dieſe Voraus— 
ſicht zu haben, weil erſt nachgefolgte Thatſachen eingetreten ſind, 
z. B. die Projecte ſind vorgelegt und zurückgewieſen worden. 
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Vice Vürgermeiſter Dr. Lueger: Darf ich bitten, Herr 
Dr. Vogler! Sie entſchuldigen ſchon, das iſt keine Bemerkung 
zur Geſchäftsordnung. Ich erkläre den Herren nochmals, ich hand— 
habe hier die Geſchäftsordnung in viel freiſinnigerer Weiſe, als 
ſie jemals gehandhabt worden iſt. (Lebhafter Beifall links. — 
Gelächter rechts.) Ich ſage dem Herrn Dr. Vogler, er möge 
mir einmal zeigen, wann ich in ſolcher Weiſe berichtigt habe, wie 
er. (Gem.⸗Rath Dr. Vogler: Zehnmal! — Beifall rechts.) Zehn: 
mal? Einmal ſoll er es mir nur zeigen. (Beifall links.) Aber, 
meine Herren, ich werde Herrn Dr. Vogler ſchon ſelbſt 
belehren. 

Ich bedauere es außerordentlich — aber Herr Dr. Vogler 
iſt an die Geſchäftsordnung ebenſo gebunden, wie der Dr. Lueger. 
Ich habe ihm das ſchon hundertmal geſagt, die Herren können ſich 
aber in ihre Rolle nicht recht hineinfinden. Sie glauben noch 
immer, ſie ſind die Herren hier und können thun was ſie wollen. 
Nein, Sie müffen ebenfalls die Geſchäftsordnung und die Geſetze 
reſpectieren — eine Freiheit haben Sie nach einer anderen 
Richtung nicht mehr — (zu Gem.⸗Rath Vogler gewendet:) das 
müſſen Sie thun, und ich entziehe Ihnen nochmals das Wort, 
(Lebhafter Beifall und Händeklatſchen links. — Lebhaftes Gelächter 
rechts.) 

Wünſcht jemand zur Gruppe I das Wort? 

Gem.-Nath Dr. Grübl: Ich bitte um das Wort zur Ge— 
ſchäftsordnung. ö 

Vice Bürgermeifter Dr. Cueger: Wir find jetzt bei 
Gruppe J. Sie werden das Wort ſchon bekommen. 

Da ſich niemand zur Sache zum Worte meldet, erkläre ich 
die Debatte für geſchloſſen. 

Gem.⸗Nath Dr. Grübl: Ich bitte um das Wort zur Ge— 
ſchäftsordnung. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Cueger: Hören Sie doch mit 
dieſen Späſſen auf! (Stürmiſcher Widerſpruch rechts.) Herr Dr. 
Grübl zur Geſchäftsordnung. 

Gem.-Nath Dr. Grübl: Ich bitte, vor allem anderen mujs 
ich mich in der feierlichſten Weiſe dagegen verwahren, daßs ich 
hier das Wort ergreife, um Späſſe zu machen. (Beifall rechts.) 
Ich weiſe das entſchieden zurück. Wenn es ſich um Späſſe handeln 
würde, würden wir etwas beſſeres zu thun wiſſen, wie hereinzu— 
kommen und uns in der Weiſe behandeln zu laſſen, wie es von 
Seite des Vorſitzenden geſchieht. 

Bice-Bürgermeifler Dr. Cueger: Ich bitte, zur Geſchäfts— 
ordnung zu kommen. 

Gem.-Nath Dr. Grübl: Wir müſſen dagegen proteſtieren, 
daſs von Seite des Vorſitzenden ein ſolcher Ton angeſchlagen wird. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Kommen Sie endlich 
zur Geſchäftsordnung! Ich ſage Ihnen noch einmal, Sie haben 
nicht mehr Rechte, wie jedes andere Mitglied des Gemeinderathes. 
(Rufe rechts: Wir beanſpruchen ſie auch nicht!) Ich werde wirklich 
dieſem gewiſſen Größenwahn mit aller Entſchiedenheit entgegen— 
treten. (Lebhafter Widerſpruch rechts. — Beifall links.) Ich bitte, 
endlich zur Geſchäftsordnung zu ſprechen. 

Gem.-Rath Dr. Grübl: Ich ſpreche zur Geſchäftsordnung, 
indem ich mich und meine verehrten Collegen von dieſer (rechten) 
Seite dagegen verwahre, daſs von Seite des Präſidiums ein 
ſolcher Gebrauch von der Geſchäftsordnung gemacht wird. (Rufe 
links: Sie haben ſie ja gemacht!) Darauf werde ich jetzt zu 
ſprechen kommen. Der Vorſitzende freut ſich immer und behauptet, 
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er müſſe ſo vorgehen, weil die Geſchäftsordnung es ſo vorſchreibt 
(Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Lueger: Gewiss !), die von uns ge 
macht worden iſt. 

Dagegen erlaube ich mir ein- für allemal Folgendes zu ant- 
worten: Wenn den Herren die Geſchäftsordnung nicht recht iſt, 
ſo machen Sie eine andere (Gelächter links), und zwar eine ſolche, 
welche Ihren Anſichten von der Freiheit einer Verhandlung ent— 
ſpricht. Das, meine Herren, würde die Erfüllung Ihrer Ver— 
heißungen ſein. Sie haben erklärt, daſs wir in der Handhabung 
der Geſchäftsordnung nicht freiheitlich waren, gut, machen Sie 


eine freiheitliche Geſchäftsordnung und handhaben Sie ſie ſo. Aber 


wenn Sie keine Luſt haben, eine wirklich freiheitlich gehaltene 
Geſchäftsordnung zu machen, dann handhaben Sie die vorhandene 
Geſchäftsordnung in freiheitlicher Weiſe (Rufe links: Das geſchieht 


ohnehin!) und wenigſtens ſo, wie ihre Vorgänger dort oben. (Gelächter 


links.) Ihr Lachen beweist gar nichts, mir iſt mein Gewiſſen 
mehr wert, als Ihr Lachen, und wenn Sie die ſtenographiſchen 
Protokolle der Verhandlungen, die hier in dieſem Saale ſtatt— 
gefunden haben, ſeit der Gemeinderath beſteht, durchleſen, ſo werden 
Sie finden, dafs eine ſolche ungeheuere Maßregelung und Gewalt— 
thätigkeit von Seite eines Präſidiums niemals geſchehen iſt. (Leb⸗ 
hafter Beifall und Händeklatſchen rechts; Widerſpruch links.) Das 
zu Ihrer Kenntnis. (Gem. Rath Dr. Vogler: Ich bitte um 
das Wort zur Geſchäftsordnung.) 

Vice-Würgermeiſter Dr. Tueger: Wenn ich in ſolcher 
Weiſe hier vorgehen würde, wie meine Vorgänger auf dieſem 
Platze vorgegangen ſind (Sehr richtig! links), ſo wäre jetzt Herr 
Gem.⸗Rath Dr. Grübl auf drei Sitzungen ausgeſchloſſen worden. 
(Sehr richtig! und lebhafter Beifall links. Rufe: Thun Sie 
das!) — 

Meine Herren! In welcher Weiſe von Ihnen, die auf der 
Seite der Oppoſition ſitzen, die Geſchäftsordnung — ich möchte 
ſagen — miſsbraucht wird, iſt geradezu unerhört. Sie glauben, 
Sie können in der Form von thatſächlichen Berichtigungen polemi⸗ 
ſieren. Das gibt es auf der ganzen Welt nicht, meine Herren! 
Sie glauben, Sie können reden, wenn die Debatte ſchon ge— 
ſchloſſen iſt; das gibt es auch nicht! Und was die freiheitliche 
Handhabung betrifft, ſo glaube ich, ſtehe ich als Muſter hier. 
(Gelächter rechts.) Sehen Sie, was machen Sie denn? Einmal 
erhebt ſich Herr Dr. Vogler und hält mir eine Predigt, dann 
erhebt fi Herr Dr. Grübl und hält mir eine Predigt und 
dann kommt Dr. Nechansky und hält mir eine Predigt. Und 
Sie, meine Herren, ſagen noch immer, ich ſei nicht objectiv. Ich 
laſſe mir das ja alles ruhig gefallen, aber das eine laſſe ich mir 
nicht gefallen: Ich laſſe nicht mit dem Gemeinderathe ſpielen 
und die Zeit vertrödeln. (So iſt es! und lebhafter Beifall links.) 

Meine Herren! Jetzt gehen wir wieder zum Rechnungsab— 
ſchluſs über. 

Gem.-Nath Dr. Vogler: Ich bitte um das Wort zur 
Geſchäftsordnung. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Tueger: Alſo nochmals zur 
Geſchäftsordnung? Herr Gem.-Rath Dr. Vogler nochmals zur 
Geſchäftsordnung. 

Gem.-Nath Dr. Vogler (zur Geſchäftsordnung): Der Herr 
Vorſitzende hat joeben gejagt, mit Erwähnung meines Namens, 
dafs ich mir herausnehme (Vice-Bürgermeiſter Dr. Lueg er: 
Ja wohl! Gelächter), ihm Predigten zu halten. Ich erkläre das 
als unwahr. (Vice-Bürgermeiſter Dr. Lueger: So?) Ich bringe 
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hie und da Beſchwerden zur Geſchäftsordnung vor, was mein 
unzweifelhaftes Recht iſt, und auch früher habe ich, als mir zum 
zweitenmale das Wort entzogen wurde, nichts anderes gethan, als 
eine Beſchwerde zur Geſchäftsordnung vorgebracht, und der Herr 
Vorſitzende hatte daher keinen Grund, mir das Wort zu entziehen. 
Ich mus ſelbſtverſtändlich, nachdem er die Gewalt hier in dieſem 
Saale hat, mich dieſer Gewalt beugen und mich ihr fügen. Aber 
ich proteſtiere gegen dieſen Gewaltact. (Lebhafter Beifall rechts.) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Tueger: Meine ſehr geehrten 
Herren! Das iſt mir neuerdings ein Beiſpiel, dass die geehrten 
Herren ſich immer überheben und glauben, ſie können thun, was 
ſie wollen. (So iſt es! links.) Das iſt nicht richtig. Sie müſſen 
ſich der Geſchäftsordnung fügen, wie wir uns früher ihr gefügt 
haben, nur mit dem Unterſchiede, daſs die Geſchäftsordnung jetzt 
freiheitlich gehandhabt wird (Gelächter rechts) und von Ihnen 
missbraucht wird. (So iſt es! links. — Gelächter rechts.) Meine 
Herren! Wiſſen Sie, wie viel Zeit wir jetzt verſäumt haben? 
Eine gute halbe Stunde Zeit haben wir damit verſäumt. (Rufe: 
Das iſt nicht unſere Schuld!) Wünſcht jemand zur Gruppe II 
das Wort? (Niemand meldet ſich.) Das iſt nicht der Fall. Die 
Debatte iſt geſchloſſen. 

Wünſcht jemand zur Gruppe III das Wort? (Gem.-Rath 
Mayer meldet ſich zum Worte.) Herr College Karl Moriz 
Mayer! 

Gem.-Nath Mayer: Ich bringe nun jene Anklagen vor, 
reſpective widerlege dieſelben, was man mir früher verweigert hat, 
weil es nicht zu jener Zeit vorgebracht wurde, wo es nach der 
neuen Geſchäftsordnung üblich iſt. (Rufe links: Nach der alten!) 

Ich wiederhole nochmals, das nicht neun, ſondern zehn 
ſolche Bauten nicht ausgeführt wurden. Nachdem der Herr 
Referent wahrſcheinlich darauf erwidern wird, möchte ich Sie 
erſuchen, mir da zwei Minuten Aufmerkſamkeit zu ſchenken. Im 
II. Bezirke wurden 60.000 fl. präliminiert für die Erbauung 
einer Schule am Schüttel; ſie iſt darum nicht aufgeführt worden, 
weil erſt am 29. November 1895 das Offertergebnis dem Bei— 
rathe vorgelegen iſt und der Herr landesfürſtliche Commiſſär ſelbſt— 
verſtändlich den Termin als zur Ausführung zu ſpät betrachtete 
und anordnete, dajs dieſer Bau erſt im Jahre 1896 zur Aus- 
führung komme. 

Weiters wurden 45.277 fl. 80 kr. für eine Schule, welche in 
der Ackergaſſe im IX. Bezirke hätte aufgeführt werden ſollen, 
nicht verwendet, weil das Offertergebnis erſt am 24. October 1895 
vorgelegen iſt. 

Es wurden drittens 60.000 fl. nicht verwendet für die 
Schule in der Grünethorgaſſe, weil die Planſkizze am 21. Mai 1895 
vom Gemeinderathe zurückgewieſen und ein neues Project nicht 
weiter vorgelegt wurde. 

Es wurden weiters 49.750 fl. für den Bau einer Bürger⸗ 
ſchule in Hetzendorf aus dem Grunde nicht verwendet, weil das 
Project erſt am 17. October 1895 vorgelegt und ſchon vom 
Magiſtrate an das Bauamt zurückgeleitet wurde. 

Fünftens wurden 58.364 fl. 30 kr., welche für die Doppel⸗ 
Bürgerſchule in der Neubergenſtraße und Reinlgaſſe in Penzing ver— 
wendet werden ſollten, aus dem Grunde nicht erledigt — es 
wurden allerdings 91.000 fl. verwendet — weil der Bau erſt in 
der zweiten Hälfte des Jahres 1895 begonnen hatte und der 
Fortſchritt in demſelben kein fo großer war, daj8 die ganze 
präliminierte Summe hätte verwendet werden können. 
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Sechstens iſt für den XIII. Bezirk eine Volksſchule in der 
Iheringgaſſe in Penzing mit 30.000 fl. präliminiert geweſen. Die 
Ausgabe ift darum unterblieben, weil keine Verfügung über den An— 
kauf des Platzes, wofür hier ein Betrag vorgeſehen war, getroffen 
wurde. 

Siebentens wurden 78.443 fl. 27 kr. aus dem Grunde nicht 
erledigt, weil die Offerte erſt am 24. October 1895 vorgelegt wurden 
und dieſe Offerte von dem Herrn landesfürſtlichen Commiſſär aller— 
dings genehmigt wurden, aber an den Magiſtrat der Auftrag ge— 
langt iſt, für das Jahr 1896 einen Antrag zu ſtellen. 

Weiters iſt für die Doppel-Bürgerſchule in Salmannsdorf 
der Betrag von 50.000 fl. eingeſtellt worden. Erſt am 4. De— 
cember 1895 iſt die Vorlage hierüber an den Beirath gekommen 
und wurde dieſe von demſelben wegen der zu hohen Koſten ab— 
gelehnt. 

Im XIX. Bezirke wurde der Bau einer Doppel- Volksſchule 
in Kahlenbergerdorf mit 30.000 fl. aus dem Grunde nicht in 
Angriff genommen, weil das Project vom l. f. Commiſſär am 
30. October 1895 abgelehnt wurde. Jetzt komme ich zum zehnten 
Punkte, den wahrſcheinlich der Herr Referent nicht beachtet hat. 
Für die Zwangsarbeitsanſtalt im XVIII. Bezirke iſt gleichfalls 
der Betrag von 30.000 fl. eingeſetzt worden. Das Project wurde 
erſt am 28. Jänner 1896 vorgelegt und wurde an den Magiſtrat 
zurückgeleitet. 

Ich bitte nun, ſich ſelbſt ein Urtheil darüber zu bilden, ob 
wir oder überhaupt der Gemeinderath ſchuld find, dafs dieſe 
Arbeiten nicht ausgeführt worden ſind. Ich erſuche daher den 
Herrn Referenten, in Zukunft auch dieſe Dinge ſich anzueignen, 
die auch ich nur aus den Berichten, die uns allen zugekommen ſind, 
geſchöpft habe; er wird dann uns und ſich unangenehme Augen— 
blicke erfparen und den Herrn Vorſitzenden nicht — mit Recht — 
zu dem Ausdrucke zwingen, dass wir die Zeit vertrödeln. (Beifall 
rechts.) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Wünſcht noch einer der 
Herren das Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall. 
Die Debatte iſt geſchloſſen. Wünſcht der Herr Referent das Wort? 
(Derſelbe verzichtet. — Rufe rechts: Unglaublich!) Ich kann den 
Herrn Referenten nicht zwingen, darauf zurückzukommen. Übrigens 
liefern Ihre Ausführungen, geehrte Herren Collegen, nur den 
Beweis, dafs unter dem l. f. Commiſſär eben gewiſſenhafter ge— 
wirtſchaftet worden iſt, als von Seite der früheren Majorität 
budgetiert wurde. (Unruhe rechts. — Gem.-Rath Dr. Grübl: 
Ich bitte ums Wort zur Geſchäftsordnung!) 

Herr Gem.⸗Rath Dr. Grübl zur Geſchäftsordnung. 

Gem.-Nath Dr. Grübl: Es iſt ein Grundſatz der Geſchäfts— 
ordnung, daſßs der Vorſitzende ſich nicht an der Debatte zu be: 
theiligen hat. Wenn ein Mitglied der Verſammlung gegen den 
Referenten polemiſiert, kann es unmöglich Aufgabe und Sache 
des Vorſitzenden ſein, fortwährend dem Referenten und anderen 
Mitgliedern der Verſammlung zu Hilfe zu kommen und Be— 
merkungen von Mitgliedern der Verſammlung zurückzuweiſen. Wir 
verwahren uns auch gegen dieſen Miſsbrauch der Geſchäftsordnung. 
(Beifall rechts.) 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Cueger: Ich rufe Herrn Dr. 
Grübl zur Ordnung. (Beifall links.) Ich bedauere ſehr, dafs 
ich dies thun muss. Es ſteht nämlich ausdrücklich in der Geſchäfts— 
ordnung, dass der Vorſitzende berechtigt iſt, Bemerkungen zu 
machen. (Rufe rechts: Nur Berichtigungen!) Bitte, ſchauen Sie 
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ſich die Geſchäftsordnung ſelbſt an. (Unruhe und Zwiſchenrufe 
rechts.) Meine Herren, ich habe jetzt das Wort und ich bitte, zu 
ſchweigen, wenn ich ſpreche. Ich erkläre Ihnen, es iſt nicht einmal, 
ſondern hundertmal vorgekommen, dajs Dr. Prix, Dr. Grübl, 
Dr. Richter von dieſem Platze aus Bemerkungen gemacht haben, 
und es iſt meine Pflicht, es zu thun, wenn ich ſehe, daſs man 
das Schweigen eines oder des anderen in ſolcher Weiſe zu miſss— 
deuten ſucht, wie es hier geſchehen iſt. Übrigens werde ich präſi⸗ 
dieren — ich ſage es Ihnen noch einmal — nach der Geſchäfts— 
ordnung und ſo, wie ich will. (Gelächter rechts.) 

Merken Sie ſich das, meine Herren. Wenn Sie glauben, 
dass ich das Geſetz verletze, fo ſtehen Ihnen die betreffenden Wege 
offen; aber Sie, meine Herren, die hier früher geſeſſen ſind, haben 
gar kein Recht, mir den Vorwurf zu machen, daßs ich in irgend— 
einer Weiſe Ihre Freiheit beeinträchtige. (So iſt es! links.) 
Wenn ich mir früher herausgenommen hätte, Sie ſo zu hof— 
meiſtern, wie Sie es mir gegenüber jeden Augenblick thun — 
mein Gott, da wäre ich gar nie in den Gemeinderath gekommen, 
weil ich fortwährend ausgeſchloſſen worden wäre. (Heiterkeit und 
Beifall links.) Ich laſſe es mir gefallen, dass Sie jetzt jo vor— 
gehen, ich ſage Ihnen aber nochmals: es iſt Größenwahn, von 
dem Sie geleitet ſind. (Gelächter rechts, lebhafter Beifall links.) 
Sie können ſich in die Rolle als Oppoſition gar nicht hinein— 
finden, Sie glauben noch immer, hier commandieren zu können. 
Gewöhnen Sie ſich das ab — Sie haben hier — Gott ſei Dank! 
— nichts mehr zu ſchaffen! (Lebhafter Beifall und Händeklatſchen 
links, Unruhe rechts. — Gem.⸗Rath Dr. Nechansky: 
ſind gewählte Gemeinderäthe! Sie leiden an Größenwahn!) 
Wünſcht jemand zu Gruppe IV das Wort? (Niemand meldet 
ſich.) Es iſt dies nicht der Fall, die Debatte iſt geſchloſſen. 

Wünſcht jemand zur Gruppe V das Wort? (Niemand meldet 
ſich.) Es iſt dies nicht der Fall. (Unruhe.) Ich bitte um Ruhe! 
Die Debatte iſt geſchloſſen. 

Wünſcht jemand zur Gruppe VI das Wort? (Niemand meldet 
ſich.) Es iſt dies nicht der Fall, die Debatte iſt geſchloſſen. 

Wünſcht jemand zur Gruppe VII das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Es iſt dies nicht der Fall, die Debatte iſt geſchloſſen. 

Wünſcht jemand zur Gruppe VIII das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Es iſt dies nicht der Fall, die Debatte iſt geſchloſſen. 

Wünſcht jemand zur Gruppe IX das Wort? (Gem. Kath 
Schlechter meldet ſich.) Herr College Schlechter hat das 
Wort. 

Gem.-Nath Schlechter: Angeſichts der heutigen Vorkomm⸗ 
niſſe muss ich zuerſt die Frage ſtellen, ob es mir erlaubt iſt, bei 
Gruppe IX einen diesbezüglichen Antrag zu ſtellen, einen allge— 
meinen Antrag bezüglich der Reform des Armenweſens? 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Cueger: An den Vorſitzenden 
ſind keine Fragen zu richten. Sie kennen die Geſchäftsordnung 
ebenſo wie ich. Reden Sie und ſtellen Sie einen Antrag und ich 
werde dann beurtheilen, was ich mit demſelben zu thun habe. 
(Widerſpruch und Ruf rechts: Das iſt doch ſtark!) Ich bitte, zu 
ſprechen, Herr Gem.-Rath Schlechter! 

Gem.⸗Nath Schlechter: Ich werde mir bewuſst fein, dafs 
ich nicht vom Herrn Vice-Bürgermeiſter, ſondern von meinen 
Wählern hereingeſchickt worden bin und werde mir mein Recht 
nicht ſchmälern laſſen. Wenn ich zur Gruppe IX das Wort er— 
greife, ſo geſchieht es mit Rückſicht auf den Ausweis 12, welcher 
in den ergänzenden Bemerkungen enthalten iſt. Ich weiß es nicht, 
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ob es viele Herren Collegen geben wird, welche dieſen Ausweis 12 
angeſehen haben, aber wenn ſie ihn angeſehen haben, ſo müſſen 
ſie zu ganz merkwürdigen Schlüſſen gekommen ſein. Dieſer Aus⸗ 
weis 12 — er iſt auf Seite 520 der erläuternden Bemerkungen 
enthalten — gibt eine Darſtellung über die im Jahre 1895 ſeitens 
der Armen⸗Inſtitute, beziehungsweiſe namens des Armen⸗Inſtitutes 
für den I. Bezirk ſeitens der ſtädtiſchen Hauptcaſſe an Arme aus⸗ 
bezahlten Pfründen, Aushilfen und Erhaltungs⸗Beiträge. Das 
Studium dieſer Tabelle iſt ſehr intereſſant. Sie finden da die ver⸗ 
ſchiedenſten Percentſätze in Bezug auf die Aushilfen, in Bezug auf 
die Pfründen, in Bezug auf die Erziehungs-Beiträge bei den ein⸗ 
zelnen Bezirken. 

Was mich aber bewegt, darüber zu ſprechen, iſt der Umſtand, 
daſs ich namentlich bezüglich der Aushilfen hier einige Bemerkungen 
machen will. Wir haben heute von „Wunden“ geſprochen, Dieſe 
Wunden müſſen zum Beiſpiele in Ottakring draußen ganz außer⸗ 
ordentliche geweſen ſein; denn wenn Sie den Ausweis hernehmen, 
ſo finden Sie beiſpielsweiſe folgende Ziffern in Bezug auf Aus⸗ 
hilfen: im Armenbezirke Ottakring ſind nicht weniger als 71. 799 fl. 
4 kr. an momentanen Aushilfen gegeben worden. Die Höhe der 
Pfründen für Erwachſene beträgt 73.318 fl. Das ſind Ziffern, 
die ſich ſo ziemlich gleichſtellen. Wenn Sie aber beiſpielsweiſe 
einen anderen Bezirk nehmen, ſagen wir nicht meinen Bezirk, dem 
ich entſproſſen bin, nehmen Sie zum Beiſpiel den Bezirk Leopold⸗ 
ſtadt, fo finden Sie bei Aushilfen den Betrag von 30.095 fl. 
50 kr., bei Pfründen den Betrag von 53.000 fl. Während alſo 
in dem einen Falle die Aushilfen beinahe gleich hoch ſind mit den 
Pfründen, iſt im anderen Falle ein ſehr bedeutender Unterſchied, 
beinahe bis 50 Percent. Aber dieſer Percentſatz wechſelt in der 
ganzen Tabelle fortwährend. Es liefert dies nur den Beweis, 
dafs — ich mußs dieſen Ausdruck geradezu gebrauchen — in Bezug 
auf das Armenweſen die Normen geradezu planlos gehandhabt 
werden. Wer heute ſozuſagen irgendwo gut angeſchrieben iſt, 
bekommt im Nu eine Unterſtützung; wenn die Armenräthe etwas 
beſſerer Natur ſind, wenn ſie für Bitten leichter zugänglich ſind, 
wird ſehr raſch eine momentane Unterſtützung angewieſen. Ich 
glaube aber, nachdem ein fortwährendes Anſchwellen in Bezug 
auf die Beträge zu verzeichnen iſt, welche für das Armenweſen 
gewidmet werden, dajs es endlich einmal hoch an der Zeit wäre, 
dafs eine Reform in unſerem Armenweſen eintritt. 

Es ſind auch diesbezüglich Anläufe ſchon genommen worden, 
und es kommen noch einige andere Gründe dazu, welche uns ver— 
anlaſſen ſollten, die Reform des Armenweſens in Wien ſo raſch 
als möglich durchzuführen. Ich erinnere Sie daran, daßs ja die 
Wirkſamkeit des neuen Heimatsgeſetzes eintreten und daßs es gar 
nicht lange dauern wird, dass in dieſer Richtung ganz vermehrte An— 
forderungen an die Commune herantreten werden. Es iſt die ungleiche 
Handhabung, welche in den Bezirken bezüglich des Armenweſens 
ſtattfindet, eine ſolche, die uns abſolut nöthigt, dass endlich einmal 
an die Reform gegangen und eine ſolche Norm geſchaffen wird, 
dafs dieſe Handhabung wenigſtens verhältnismäßig gleichmäßig 
erfolgt. 


Ich glaube daher, um kurz zu ſein, auf Ihre Zuſtimmung 


rechnen zu können, wenn ich bei dieſem Capitel den Antrag ſtelle: 

„Der Stadtrath wird aufgefordert, bezüglich der bereits begonnenen 

Reform des Armenweſens die weiteren Vorſchläge zu erſtatten.“ 

Vice-Würgermeiſter Dr. Cueger: Wünſcht noch einer der 

Herren das Wort? Wenn nicht, ſo erkläre ich die Debatte für 
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geſchloſſen. (Gem.⸗Rath Dr. Nechansky: Hier darf man ja 
nicht reden!) Ich bitte, Sie können ja reden, Herr Dr. Nechansky, 
melden Sie ſich doch. Wenn Sie nicht hier ſind und das Wort 
verlieren, jo kann der Vorſitzende nichts dafür. Sie haben daher 
gar keine Urſache, ſich darüber zu beſchweren, dafs hier nicht 
geſprochen werden darf. Kommen Sie pünktlich, dann werden Sie 
ſprechen können. (Zuſtimmung links.) Herr College Schlechter, 
darf ich um den Antrag bitten? (Nach einer Pauſe:) Herr College 
Schlechter hat folgenden Antrag geſtellt: „Der Stadtrath werde 
aufgefordert, bezüglich der bereits begonnenen Reform des Armen- 
weſens die weiteren Vorſchläge zu erſtatten.“ 

Ich bitte jene Herren, welche dafür find, dafs dieſer Antrag 
dem Stadtrathe zugewieſen wird, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Wird dem Stadtrathe zugewieſen. 

Wünſcht noch jemand zur Gruppe IX das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Es iſt dies nicht der Fall, die Debatte iſt geſchloſſen. 

Wünſcht jemand zur Gruppe X das Wort? (Niemand meldet 
ſich.) Es iſt dies nicht der Fall, die Debatte iſt geſchloſſen. 

Wünſcht jemand zur Gruppe XI das Wort? (Niemand meldet 
ſich.) Es iſt dies nicht der Fall, die Debatte iſt geſchloſſen. 

Wünſcht jemand zur Gruppe XII das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Es iſt dies nicht der Fall, die Debatte iſt geſchloſſen. 

Wünſcht jemand zur Gruppe XIII das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Es iſt dies nicht der Fall, die Debatte iſt geſchloſſen. 

Wünſcht jemand zur Gruppe XIV das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Es iſt dies nicht der Fall, die Debatte iſt geſchloſſen. 

Wünſcht jemand zur Bilanz das Wort? (Niemand meldet 
ſich.) Es iſt dies nicht der Fall, die Debatte iſt geſchloſſen. 

Wünſcht jemand zum Rechnungsabſchluſſe über die Einnahmen 
und Ausgaben an Wertpapieren der eigenen Gelder der k. k. Reichs- 
haupt⸗ und Reſidenzſtadt für das Verwaltungsjahr 1895 das Wort? 
(Niemand meldet ſich.) Es iſt dies nicht der Fall, die Debatte iſt 
geſchloſſen. 

Wünſcht jemand zum Inventar über das Eigenthum der 
k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt für das Verwaltungsjahr 1895 
das Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt dies nicht der Fall, die 
Debatte iſt geſchloſſen. 

Wünſcht jemand zum Ausweiſe über die Abfuhr und die Ge— 
ſammtgebarung des ſtädtiſchen Steueramtes das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Es iſt dies nicht der Fall, die Debatte iſt geſchloſſen. 

Wünſcht jemand zum Ausweiſe über die Gebarung und den 
Vermögensſtand der bei der Hauptcaſſa der Stadt Wien befind— 
lichen, ſeparat adminiſtrierten Stiftungen und Fonde für das Jahr 
1895 das Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt dies nicht der 
Fall, die Debatte iſt geſchloſſen. 

Wünſcht jemand zum Rechnungsabſchluſſe des Wiener Bezirks⸗ 
ſchulfondes das Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt dies nicht 
der Fall, die Debatte iſt geſchloſſen. 


Wünſcht jemand zum Punkte 1 der Anträge des Referenten das 


Wort, welcher lautet (liest): „Die erforderlichen Ergänzungscredite 
per 426.752 fl. 48 ½ kr. find zu bewilligen.“ (Niemand meldet ſich.) 
Es iſt nicht der Fall, die Debatte iſt geſchloſſen. 

Ich bringe den Punkt 1 zur Abſtimmung. Ich bitte jene 
Herren, welche mit dem Antrage einverſtanden ſind, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt genehmigt. 
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Wir ſchreiten nun zu Punkt 2 der Referenten-Anträge, welcher 
lautet (liest): 

„Der Hauptrechnungsabſchluſs der k. k. Reichshaupt⸗ und 
Reſidenzſtadt Wien für das Verwaltungsjahr 1895 iſt zu ge⸗ 
nehmigen.“ N . 

Wünſcht einer der Herren das Wort? (Niemand meldet fich.) 
Wenn nicht, fo bitte ich diejenigen Herren, welche mit dem Antrage 
einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag 
iſt angenommen. 

Wünſcht jemand zum Rechnungsabſchluſſe des Wiener Bürger⸗ 
ſpitalfondes das Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der 
Fall, die Debatte iſt geſchloſſen. 

Wünſcht jemand zum Rechnungsabſchluſſe über den Bürger⸗ 
ladfond das Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall, 
die Debatte iſt geſchloſſen. 

Wünſcht jemand zum Rechnungsabſchluſſe über den Wiener 
allgemeinen Verſorgungsfond einſchließlich des Ebersdorfer Fonds— 
gutes das Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall, 
die Debatte iſt geſchloſſen. 

Ich bringe den Punkt 3 der Referenten-Anträge zur Ab— 
ſtimmung, welcher lautet (liest): 

„Die Rechnungsabſchlüſſe für das Jahr 1895 des Bürger— 
ſpitalfondes, des Bürgerladfondes, des Wiener allgemeinen Ver— 
ſorgungsfondes einſchließlich des Ebersdorfer Fondsgutes ſind zu 
genehmigen.“ * 

Diejenigen Herren, welche damit einverſtanden ſind, bitte ich, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 

Wünſcht jemand zum Antrag 4 des Referenten das Wort, 
welcher lautet (liest): 

„Aus dem verbleibenden bedeutenden Caſſareſte des Wiener 
Bürgerladfondes per 14.756 fl. 92 kr. ſind um den Betrag von 
100.000 fl. 4percentige Obligationen des 35-Millionen⸗Kronen⸗ 
Anlehens der Stadt Wien vom Jahre 1894 anzukaufen. 

(Gem.-Rath Schlechter meldet ſich.) 

Herr Gem.⸗Rath Schlechter hat das Wort. 

Hem.-Bath Schlechter: Ich erlaube mir, nicht nur zu dieſem 
Punkte, ſondern zu allen jenen Punkten, welche ſich mit dem Ankaufe 
von Renten aus dem 35-Millionen-Kronen⸗Anlehen beziehen, 
einen Antrag zu ſtellen und ich mufs es dem Herrn Vorſitzenden 
überlaſſen, in welchen Punkt er dieſen Antrag einreihen will. Es 
handelt ſich für mich um eine principielle Beſtimmung. Ich glaube, 
es geht nicht an, daſs man im allgemeinen ſagt, es wird be— 
ſchloſſen, daſs Kronenrente vom 35-Millionen-Anlehen gekauft 
werde für Stiftungen, ſondern ich bin der Meinung, dafs der 
Gemeinderath die Verpflichtung hat, dazuzuſetzen, dass dieſer 
Ankauf durchaus nicht höher als zum Paricours erfolgen kann, und 
zwar aus folgenden Rückſichten. 

Dieſe Fonde ſind in unſerer Verwaltung, und wenn Sie 
über den Paricours kaufen oder Wertpapiere angeſchafft haben, ſo 


iſt es möglich, dajs, wenn das Wertpapier gezogen wird und nur 


zum Nominalwerte ausbezahlt wird, ein Verluſt für dieſen Fond 
entſteht. 

Dazu kommt noch eines. Ich habe nämlich in letzter Zeit 
bemerkt, daſs für eine Stiftung unter einem beſchloſſen wurde, 


Kronenrente anzukaufen, und da iſt in dem bezüglichen Antrage 


enthalten geweſen, dafs dieſe Stiftung um den Betrag per 100 fl. 
Nominalwert zu kaufen hat; gleich darauf ift Aber befchloffen 


| worden, dass an eine Sparcaſſa ein ſehr bedeutend höherer Betrag 
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verkauft werde, und als ich fragte, zu welchem Preiſe, ſo hat es 
geheißen: zum börſenmäßigen Courſe. Dieſer börſenmäßige Cours 
war aber um circa 50 kr. unter dem Nominalwerte. Wir ſind 
nun die Verwalter dieſer Stiftungen und Fonde und haben dabei 
mit der größten Gewiſſenhaftigkeit vorzugehen. Wir dürfen dieſe 
Stiftungen nicht dazu benützen, daſs wir eventuell unſere 
30⸗Millionen⸗Kronenrente⸗Anleihe und die zukünftige, in Schwebe 
befindliche Anleihe immer zum Paricours — um einen in Wien 
gebräuchlichen Ausdruck zu gebrauchen — anhängen. Um in dieſer 
Hinſicht ganz correet und genau vorzugehen, bin ich überzeugt, 
daſs der Antrag, welchen ich im allgemeinen ſtelle, angenommen 
wird, weil er den Verhältniſſen vollkommen entspricht. Ich möchte 
daher beantragen, daj3 nach jenem Punkte, wo der Abſchluſs be— 
züglich der Verwendung von Überſchüſſen aus Stiftungen zum 
Ankaufe von Obligationen gemacht wird, ein ſpecieller Punkt ein- 
geſchaltet werde, welcher lautet (liest): „Der Ankauf von Kronen— 
rente ans dem 35-Millionen⸗Kronenrente-Anlehen für Stiftungs⸗ 
zwecke darf jedoch keineswegs zu einem höheren Courſe als al pari 
erfolgen.“ 

Ich erſuche um die Annahme. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Tueger: Wünſcht noch jemand 
das Wort? (Niemand meldet ſich.) Wenn dies nicht der Fall iſt, 
ſo iſt die Debatte geſchloſſen. Wünſcht der Herr Referent das 
Wort? 

Referent: Ich bitte, ſich überzeugt zu halten, dafs der 
Stadtrath immer bei der Anlage ſolcher Gelder mit der größten 
Gewiſſenhaftigkeit vorgeht. Wir ſind uns unſerer diesbezüglichen 
Pflicht bewufst, dafs wir die Gelder, welche für die Armſten der 
Armen beſtimmt find, thunlichſt günſtig anzulegen haben. Es 
iſt aber nicht praktiſch, den Cours zu limitieren, denn wenn 
zufälligerweiſe dieſe Kronenrente um 20 kr. über 100 fl. ſteigt, 
könnten wir ſie dann nicht kaufen. Aber es wird doch gut ſein, 
wenn wir lieber unſere eigenen Papiere angelegt haben, die uns 
jedenfalls beſſer und ſicherer ſind als die fremden, wenn ſie auch 
einem kleinen Coursverluſte ausgeſetzt ſind. Wir haben eine reine 


4percentige Verzinſung von dem inveſtierten Capitale, und das | 


macht dieſen Verluſt wett. Aber tröſten Sie ſich, es wird nicht ſo 
schnell vorkommen, daſs das Kronen-Anlehen über pari ſteigt. 

Unſer Anlehen wird immer längere Zeit, bevor es nicht voll⸗ 
kommen elociert ift, auf dem Courſe von 99½ oder 100 ſtehen 
bleiben. Ich glaube, es iſt nicht nothwendig, dajs die Herren den 
Antrag Schlechter acceptieren. 

Vice Vürgermeiſter Dr. Cueger: Es hat ſich Herr 
Dr. Nechansky zum Worte gemeldet. Ich mache ihn aber 
aufmerkſam, dass die Debatte geſchloſſen iſt. Er kann ſich aber zu 
einer thatſächlichen Berichtigung melden. 

Gem.-⸗Nath Dr. Nehansky: Zu einer perſönlichen Be⸗ 
merkung! 

Vice-⸗Bürgermeiſter Dr. Lueger: Dann bitte ich, zu einer 
perſönlichen Bemerkung das Wort zu ergreifen. 

Gem.-Nath Dr. Nehansky (zu einer perſönlichen Be⸗ 
merkung): Ich glaube, das der Herr Vorſitzende nach der Ge— 
ſchäftsordnung mir nicht das Recht wird abſtreiten, dajs ich auf 
das Wort verzichte. Ich glaube daher, daſs der Vorſitzende nicht 
berechtigt iſt, mir den Umſtand zum Vorwurfe zu machen, dass 
ich auf das Wort verzichtet habe, indem ich nicht erſchienen bin. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Lueger: Meine Herren! Ich 
muss geſtehen, es gehört förmlich eine übermenſchliche Geduld 
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dazu, mit dieſer Oppoſition des Wiener Gemeinderathes fertig zu 
werden. (Gelächter rechts.) Ja, ich muſs ja mit Ihnen fertig 
werden, ich mufs ja mit Ihnen leben — leider (Gelächter rechts). 
Sie haben mir einmal die Freude gemacht und find draußen ge- 
blieben; Sie ſind aber wieder gekommen — ich bedauere es 
unendlich. (Heiterkeit). Ich hätte dem Herrn Dr. Nechansky 
gegenüber gar keine Bemerkung gemacht, aber er hat dazwiſchen 
gerufen: Hier darf niemand reden. Ich habe niemandem etwas 
geſagt, und wenn ich jemandem etwas ſage, ſo geht das niemandem 
etwas an. Ich habe das gleiche Recht wie Sie. Ich nehme 
niemandem das Wort. Wenn ich jemandem meiner Parteigenoſſen 
den Rath gebe, nicht zu reden, damit er nicht in Ihrem Sinne 
arbeite, nämlich die Sache verzögere, ſo iſt das meine Pflicht. 
Dieſer Pflicht werde ich immer nachkommen; ſo iſt die Sache, 
und darum habe ich mir erlaubt, Herr Dr. Nechansky, Sie 
darauf aufmerkſam zu machen. Es kann hier jeder reden, ſogar 
wenn er nichts zu reden hat — wenn er nur hier iſt. 

Der Herr Bürgermeiſter zur thatſächlichen Berichtigung. 

Vürgermeiſter: Der Herr College Schlechter hat geſagt, es 
wurden Kronenrenten zu einer Stiftung zum al pari-Courſe verkauft 
und gleich darauf wurden Kronenrenten an die Sparcaſſa zu einem 
billigeren Courſe abgegeben. Ich conſtatiere dagegen, daſs dies 
nicht gleich darauf, ſondern vier Monate ſpäter war, daſs der 
Cours in dieſer Zeit geſunken iſt und daher die Papiere billiger 
abgegeben werden muſsten. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Lueger: Herr College Schlechter 
zu einer thatſächlichen Berichtigung. 

Gem.-Nath Schlechter (zur thatſächlichen Berichtigung): 
Es ſcheint beim Herrn Referenten ein kleines Miſsverſtändnis in 
Betreff meines Antrages obzuwalten. Ich will mit meinem Antrage, 
daſs nur zum Courſe al pari gekauft werde. Es iſt kein Limito 
dabei in Ausſicht genommen; wenn der Cours niederer iſt, wird 
ſelbſtverſtändlich zum niederen Courſe gekauft werden, es ſoll nur 
bei Stiftungen nie ein höherer Cours eintreten. Das iſt ſehr 
gerecht und ich habe diesbezüglich nichts weiter zu bemerken. 

Bejäglich des Herrn Bürgermeiſters erkläre ich Folgendes: 
Ich zweifle nicht an der Richtigkeit des vom ihm Geſagten, aber 
er kann mir keinen Vorwurf machen, nachdem über die be— 
züglichen Anträge unter einem im Gemeinderathe referiert wurde 
und man daher ſehr leicht zum Glauben kommen konnte, dass das 
zu gleicher Zeit geſchehen iſt. 

Nürgermeiſter: Das eine war im Juni und das andere 
im November. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Cueger: Das iſt damals erörtert 
worden, die Herren find leider fortgegangen. (Rufe rechts: Früher 
haben Sie anders geſprochen!) Ich bedaure es in Ihrem Intereſſe, 
weil Sie es verſäumt haben, es zu hören, in meinem Intereſſe 
wünſche ich, dafs Sie nicht hier find. (Beifall links. Gelächter rechts.) 

Es hat College Schlechter den Antrag geſtellt, dafs bei 
Punkt 4 eingeſchaltet werde: „aber nicht zu einem höheren als 
zum Paricourſe.“ (Gem.⸗Rath Schlechter: Das iſt auch für 
alle anderen Punkte giltig!) Ich bringe zuerſt den Referenten— 
Antrag zur Abſtimmung und erſuche diejenigen Herren, welche für 
den Antrag ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Ich bringe nun den Zuſatz⸗Antrag des Collegen Schlechter 
zur Abſtimmung. Ich erſuche jene Herren, welche dieſem Antrage 
zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Es iſt die Minorität. 
Abgelehnt. 
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Nun kommen wir zu Punkt 5, er lautet (liest): 

„5. Zum Rechnungsabſchluſſe des Bürgerſpitalfondes find die 
auf Seite 594 u. ſ. f. des Hauptrechnungsabſchluſſes bei den 
gewöhnlichen Ausgaben ausgewieſenen Überſchreitungen beziehungs⸗ 
weiſe Ergänzungscredite von zuſammen 16.165 fl. 10 kr., und 
beim Wiener Verſorgungsfonde die bei den gewöhnlichen Aus— 
gaben, Seite 734 u. ſ. f. des Hauptrechnungsabſchluſſes ausge⸗ 
wieſenen Überſchreitungen, beziehungsweise die erforderlichen Er⸗ 
gänzungscredite von zuſammen 9196 fl. 98 kr. zu genehmigen.“ 

Wünſcht einer der Herren das Wort? (Niemand meldet ſich.) 

Ich bitte alſo diejenigen Herren, welche einverſtanden ſind, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Punkt 6: „Der Rechnungsabſchlußs des Großarmenhausfondes 
pro 1895 iſt zu genehmigen.“ 

Wünſcht jemand zu Punkt 6 das Wort? (Niemand meldet 
ſich.) Ich bitte diejenigen Herren, welche mit Punkt 6 einver— 
ſtanden ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Punkt 7 (liest): 

„Die bei der 1. Kretſch'ſchen, 2. Manns berg'ſchen, 
3. Roſſy'ſchen, 4. v. Trenk'ſchen, 5. v. Wen ttur a'ſchen und 
6. Valſegg'ſchen Stiftung ſich mit Ende December 1895 er— 
gebenden Caſſareſte ſind zum Ankaufe von 6 Stück 4percentigen 
Obligationen des 35⸗Millionen⸗Kronen-Anlehens zu verwenden.“ 

Ich werde auch hier den Antrag Schlechter zur Abſtim⸗ 
mung bringen. Herr College Dr. Stern! 

Gem.⸗Nath Dr. Stern: Ich bin zwar überhaupt ein Gegner 
davon, dass die Apercentige Kronenrente derzeit weiter begeben 
wird, weil ich ſchon vor einem Monate den Antrag geſtellt habe, 
daßs dieſe 4percentige Kronenrente in eine 3½percentige, ſoweit 
ſie noch nicht begeben iſt, umgewandelt werde. Nichtsdeſtoweniger 
muſs ich aber Folgendes bemerken: Nach dem Geſetze dürfen über- 
haupt Pupillarwerte, alſo auch Stiftungsgelder, niemals über 
Paricourſe elociert werden. Der Antrag, welchen Herr College 
Schlechter geſtellt hat, entſpricht daher vollkommen dem Geſetze, 
und ich muss daher, obſchon ich ein Gegner der Begebung der 
Kronenrente überhaupt bin, nichtsdeſtoweniger — wenn ſchon 
Kronenrente begeben wird — für den Antrag des Herrn Collegen 
Schlechter deshalb ſtimmen, weil er dem Geſetze entſpricht. 
(Rufe links: Die Juden machen da Geſchäft!) 

Pice-Bürgermeifler Dr. Cueger: Wir ſchreiten zur Ab⸗ 
ſtimmung. Diejenigen Herren, welche mit dem Antrag sub 7 ein⸗ 
verſtanden ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der 
Antrag sub 7 iſt mit Majorität angenommen. 

Diejenigen Herren, welche mit dem Zuſatz⸗Antrage des Gem. 
Rathes Schlechter einverſtanden ſind, welcher lautet: „Jedoch 
nicht zu einem höheren als dem Paricourſe“, bitte ich, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Es iſt die Minorität. Abgelehnt. 

Wir kommen nun zu Punkt d; derſelbe lautet (liest): 

„Die aus der Fructification von dieſen 6 Stück Kronen— 
Anlehen dem Großarmenhauſe zufließenden Intereſſen von 24 fl. 
ſind bei den in Punkt 7 verzeichneten Stiftungen (I., 2., 3., 5. 
und 6.) zur theilweiſen Erhöhung der bei denſelben bereits be- 
ſtehenden Stiftungsbezüge, bei der v. Tren kſchen Stiftung zur 
weiteren Fructificierung mit dem aus dem Vorjahre herrührenden 
Intereſſenüberſchuſſe, und zwar inſolange, bis bei dieſer Fonds⸗ 
ſtiftung ein neuer Stiftplatz mit monatlich 6 fl. creiert werden 
kann, zu verwenden. Die erhöhten Stiftungsbeträge werden den 
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bezugsberechtigten Stiftlingen vom Anfallstage des erſten Inter⸗ 
eſſenconpons der neu erworbenen Wertpapiere in Anweiſung ge⸗ 
bracht.“ 


Wünſcht jemand von den Herren das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall, ich bitte alſo diejenigen 
Herren, welche einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Der Antrag iſt zum Beſchluſſe erhoben. 

Punkt 9. Der Rechnungsabſchluſs des Johannesſpital⸗Stif⸗ 
tungenfondes pro 1895 iſt zu genehmigen. 

Diejenigen Herren, welche damit einverſtan den ſind, wollen 
die Hand erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Punkt 10 (liest:) 

„Die bei der De mu th'ſchen, Glasner'ſchen, Lehre r'ſchen, 
Mannsegg'ſchen, Meyer'ſchen und Tin t''ſchen Stiftung ſich 
mit Ende December ergebenden Caſſareſte ſind zum Ankaufe von 
6 Stück 35⸗Millionen-Kronen-Anlehen, der aus der Störgel— 
ſchen Stiftung verfügbare Caſſareſt zum Ankaufe einer Kronen⸗ 
rente von 100 Kronen Nominale und aus dem Caſſareſte per 
255 fl. 85 kr. des „freien Vermögen“ eine 35 Millionen -Kronen— 
Anlehens⸗Obligation anzuſchaffen dieſer letztere Intereſſenzuwachs 
von 8 fl. iſt inſolange zu fructificieren, bis er zur Errichtung 
eines neuen Stiftungsplatzes von monatlich 4 fl. zureichend iſt.“ 

Wünſcht einer der Herren das Wort? 

Herr Dr. Reiſch! 

Gem.-Nath Dr. Neiſch: Ich möchte mir zu dieſem Punkte 
eine Aufklärung vom Herrn Referenten erbitten. Es iſt gerade 
dasſelbe, was früher bei Punkt 7 war. Im Punkte 7 hat es ge⸗ 
heißen: „Für dieſe Stiftung ſind anzukaufen 6 Stück 4percentige 
Obligationen." Was für Obligationen war nicht geſagt. Ebenſo 
heißt es hier: „ſind zum Ankaufe von 6 Stück 35-Millionen⸗ 
Kronen-Anlehen zu verwenden.“ Es wird aber nicht geſagt, in 
welchem Betrage ſind dieſe Obligationen, zu 100 oder zu 1000? 

Fice-Bürgermeifler Dr. Tueger: Das iſt richtig. Es 
fehlt hier der Nominalwert. Wünſcht vielleicht der Herr Referent 
eine Aufklärung zu geben? 


Referent: Ja! Bekanntlich iſt der Nominalwert vom 
Kronen⸗Anlehen 200 K. 

Pice-Bürgermeifler Dr. Lueger: Es gibt ja mehrfache 
Stücke. Sind die Herren einverſtanden, dafs ich bei Punkt 7 den 
Zuſatz: „a 200 Kronen“ zur Abſtimmung bringe? (Zuſtimmung.) 
Die Herren, welche damit einverſtanden ſind, wollen die Hand 
erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 

Offenbar ſoll es auch im Punkte 10 immer heißen: „à 200 
Kronen.“ Das ſtimmt aber bei den 255 fl. 85 kr. nicht. Da 
müſſen mehrere 200⸗Kronenrenten angeſchafft werden. (Gem.-Rath 
Dr. Vogler: Steht ja darin!) So? Dann iſt es richtig. 

Die Herren, die mit dem Antrage einverſtanden ſind, bitte 
ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Iſt angen ommen. 

Ich bringe nun den Zuſatz des Herrn Collegen Schlechter 
zur Abſtimmung: „jedoch zu einem nicht höheren als zum Pari— 
courſe.“ Jene Herren, die damit einverſtanden find, bitte ich, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) Iſt abgelehnt. 

Wir kommen zu Punkt 11 (liest): 

„Die ſonach erhöhten Stiftungspreiſe ſind den bezugsberech— 
tigten Stiftungen mit dem Anfallstage des erſten Zinſencoupons 


der neu erworbenen Wertpapiere anzuweiſen.“ 
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Wünſcht jemand das Wort? (Niemand meldet ſich.) Wenn 
nicht, ſo bitte ich jene Herren, welche damit einverſtanden ſind, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Iſt angenommen. 

(Gem.⸗Rath Schlechter meldet ſich zum Worte.) 

Herr Gem.⸗Rath Schlechter! 

Gem.-Rath Schlechter: Ich möchte einen Punkt beantragen, 
der zwiſchen 11 und 12 eingeſchaltet werden ſoll. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Dann 
Abſtimmung aufrecht. 

Gem.-Nath Schlechter: Auf dem Titelblatte heißt es: 
„Rechnungsabſchluſs des Lehrerpenſionsfondes“. In dem Antrage 
kommt aber davon nichts vor. Ich glaube daher, man ſoll einen 
Punkt hineinnehmen, wonach es analog wie bei anderen Fonden 
heißt, daſs der Rechnungsabſchluſs des Lehrerpenſionsfondes ge— 
nehmigt wird. Dieſer Punkt fehlt. Ich bitte um Aufklärung, weil 
ich dann eventuell noch einen Antrag dazu ſtelle. 

Referent: Meines Wiſſens geht uns die Sache eigentlich 
nicht viel au. Der Magiſtrat ſtellt auch diesbezüglich keinen 
Antrag, infolgedeſſen habe auch ich keinen Antrag in dieſer 
Richtung geſtellt. Ich glaube, es iſt gar nicht nothwendig, dajs 
ein ſolcher Antrag zur Abſtimmung kommt. 

Gem.⸗Nath Schlechter: Ich ſtelle den beſtimmten Antrag, 
daſs ein Punkt eingeſchaltet werde, wonach es heißt, dass dieſer 
Rechnungsabſchluſs genehmigt wird. Ich möchte die Gelegenheit 
benützen, um darauf hinzuweiſen, daſßs ſchon jahrelang dies— 
bezüglich Verhandlungen zwiſchen dem n.=d. Landtage reſpective 
dem Landesausſchuſſe und der Gemeinde Wien ſchweben, und es 
wäre wünſchenswert, dafs dieſe Frage endlich zur Austragung ge— 
langen möge. Ich ſtelle daher im Anſchluſſe daran den Antrag, 
dafs der Stadtrath aufgefordert werde, wegen Beſchleunigung dieſer 
Verhandlungen in Bezug auf die Lehrerpenſionscaſſa das Nöthige 
vorzukehren. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Tueger: Wünſcht noch jemand 
das Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall, die 
Debatte iſt geſchloſſen. Wünſcht der Herr Referent das Wort? 
(Derſelbe verzichtet.) 

Es liegen zwei Anträge vor, die ich zur Abſtimmung bringen 
werde, zunächſt der Antrag, der dahingeht, dass der Rechnungs— 
abſchluſs des Lehrerpenſionsfondes für 1895 zu genehmigen iſt. 
Ich erſuche jene Herren, welche dieſem Antrage zuſtimmen, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 

Der zweite Antrag, der von Seite des Collegen Schlechter 
geſtellt worden iſt, geht dahin, daſs der Stadtrath aufgefordert 
werde, in der Angelegenheit des Wiener Lehrerpenſionsfondes, offen⸗ 
bar rückſichtlich deſſen Verhältniſſes zum ſogenannten Allgemeinen 
Landes⸗Lehrerpenſionsfond Vorſchläge an den Gemeinderath zu er— 
ſtatten. Ich werde mir erlauben, die Unterſtützungsfrage in der 
Weiſe zu ſtellen, daſs ich diejenigen Herren, welche der Meinung 
ſind, daſs dieſer Antrag dem Stadtrathe zuzuweiſen ſei, bitte, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) Die Zuweiſung iſt beſchloſſen. 

Wir kommen nun zu Punkt 12. Derſelbe lautet: 

„Die Verfaſſung eines General-Situationsplanes (im Maß⸗ 
ſtabe von 1: 5000), in welchem die verkäuflichen communalen 
Gründe deutlich erſichtlich gemacht und gekennzeichnet ſind, iſt zu 
genehmigen. Derſelbe iſt dem Stadtrathe zu übermitteln.“ 

Herr College Tag leicht! 

Gem.-Nath Tagleicht: Meine Herren! Ich halte es für ſehr 
zweckmäßig, dafs ein Situationsplan der verkäuflichen unverbauten 
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Grundſtücke der Gemeinde Wien recht bald fertiggeſtellt wird. 
Allein, dafs dieſer Situationsplan nur dem Stadtrathe übermittelt 
werde, wie es im Antrage lautet, iſt ungenügend und entſpricht den 
Zwecken, denen ein ſolcher Situationsplan dienen ſoll, abſolut 
nicht. Ich glaube, daſs es zweckmäßig und nothwendig iſt, dass 
dieſer Situationsplan dem Gemeinderathe mitgetheilt und dass er 
insbeſondere veröffentlicht wird. Gerade mit Rückſicht darauf, 
dafs dieſe Veröffentlichung offenbar zweckmäßig fein wird, weil die 
eventuellen Käufer ſich raſcher, beſſer und vielſeitiger orientieren 
und ſich zu einem Ankaufe entſchließen können, beantrage ich die 
Veröffentlichung dieſes Situationsplanes in verkleinertem Formate 
und unter einem auch die Mittheilung desſelben an den Gemeinde— 
rath. — Ich bitte um die Annahme dieſes Antrages. 

Dice-Bürgermeifter Dr. Lueger: Darf ich mir vielleicht 
zur Aufklärung erlauben, zu bemerken, dass der Satz, daßs der— 
ſelbe dem Stadtrathe zu übermitteln ſei, folgendermaßen zu ver— 
ſtehen iſt: Der betreffende Plan der eigens gezeichnet werden muls, 
iſt im Saale des Stadtrathes demſelben zur Verfügung zu ſtellen. 
Er ſteht ſelbſtverſtändlich auch dem Gemeinderathe zur Verfügung, 
wenn ihn der Gemeinderath benöthigt; ſonſt müſsten wir zwei 
Pläne machen laſſen, einen für den Stadtrath und einen für den 
Gemeinderath. Das iſt nicht nothwendig, weil ſie nicht zu— 
gleich tagen. 

Ich glaube, auf dieſe Aufklärung hin wird Herr College 
Tagleicht ſeinen Antrag zurückziehen. Es iſt am beſten, ich 
bringe den Antrag getrennt zur Abſtimmung. — Der Satz, worin 
vorkommt: „derſelbe iſt dem Stadtrathe zu übermitteln“, iſt nicht 
nothwendig. Ich werde verfügen, dafs der betreffende Plan immer 
zur Verwendung gelange, wo er gerade nothwendig iſt. (Gem. 
Rath Tagleicht meldet ſich zum Worte.) Herr Gem. -Rath 
Tagleicht! 

Gem.-Nath FTagleicht: Wenn ich auch zugeben mufs, daj3 
die Anſicht des Herrn Vice-Bürgermeiſters betreffs des Gemeinde— 
rathes etwas für ſich hat, da dem Gemeinderathe der Stadt— 
rathsſaal zur Verfügung ſteht, natürlich ausnahmsweiſe nur für 
dieſen Fall, fo glaube ich doch, darauf zurückkommen zu müſſen, 
daſs die Veröffentlichung dieſes Planes von außerordentlicher 
Wichtigkeit iſt, und ich glaube, dass die Veröffentlichung partieweiſe 
im Amtsblatte ganz gut vorgenommen werden kann und dadurch 
der Bevölkerung ein Dienſt erwieſen wird. Ich beharre daher 
bei dem Theile des Antrages, welcher ſich auf die Veröffentlichung 
des Situationsplanes bezieht. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Cueger: Dann verlangen Sie 
auch die Vervielfältigung dieſes Planes, und zwar in einer ſo 
großen Anzahl, dass auch allen Gemeinderäthen ein Exemplar 
zugeſtellt werden kann? (Gem.-Rath Tag leicht: Ja!) Das 
koſtet aber viel Geld, Herr College! 

Wünſcht noch einer der Herren das Wort? (Niemand meldet 
ſich.) Nachdem dies nicht der Fall iſt, ſo iſt die Debatte ge— 
ſchloſſen. 

Herr Referent zum Schlujsworte. 

Referent: Im Stadtrathe haben wir gefunden, dass uns. 
dieſer Plan als Behelf zu unſeren Arbeiten nothwendig iſt. Darum 
haben wir den Antrag geſtellt, es möge ein ſolcher Plan behufs 
beſſerer Überſicht über unſeren Beſitz, bei dem ein ziemlich ſtarker 
Wechſel platzgreift, hergeſtellt werden. Wenn wir einen ſolchen 
fertig haben, werden dann alle Gründe, welche wir nachträglich 
erwerben, eingezeichnet werden, diejenigen, welche wir verkauft 
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haben, werden wieder ausgelöſcht werden. Dieſer Plan hatte alfo 
für die Gemeinderäthe gar keinen Wert, weil ſich das ja tagtäglich 
ändert. Seien Sie alſo, meine Herren, zufrieden mit der An— 
Schaffung des einen Planes, man braucht nicht mehr. Sollte der 
Gemeinderath den Plan brauchen, ſo wird er einfach herüber— 
getragen, er ſteht immer zur Verfügung. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Cueger: Wir ſchreiten zur Ab⸗ 
ſtimmung. Ich bringe zuerſt den Antrag des Stadtrathes zur Ab— 
ſtimmung, mit Ausnahme des letzten Satzes, welcher lautet: „der— 
ſelbe iſt dem Stadtrathe zu übermitteln“. 

Ich erſuche jene Herren, welche für den Antrag 12 mit Aus— 
nahme des letzten Satzes ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Der Antrag iſt angenommen. 

Ich glaube nun, aufrichtig gefagt, der Sat „derſelbe iſt dem 
Stadtrathe zu übermitteln“, iſt gar nicht nothwendig; aber er 
ſteht einmal da und ich bringe ihn halt zur Abſtimmung. Die— 
jenigen Herren, welche dafür find, dafs der Satz angenommen 
werde, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Derſelbe iſt 
abgelehnt. 

Nun bringe ich den Antrag des Herrn Collegen Tag leicht 
zur Abſtimmung, welcher dahin geht, daſßs dieſer Situationsplan 
ſo oft zu vervielfältigen iſt, daſs jedes Mitglied des Gemeinde— 
rathes .. . (Widerſpruch und Ruf rechts: Im verkleinerten Maß— 
ſtabe!) Ich bitte, meine Herren, ich habe ja den Herrn Collegen 
Tagleicht eigens gefragt, wie er es meint, und er hat mir er— 
klärt, er wünſche, daſs jeder Gemeinderath einen ſolchen Plan be— 
komme. (Zwiſchenrufe rechts.) Ich bedauere ſehr, jetzt gibt es keine 
Debatte mehr. — Herr College Tag leicht hat dies ausdrücklich 
geſagt; ich habe ihn eigens auf die Koſten aufmerkſam gemacht und 
muss dieſen Antrag jo zur Abſtimmung bringen. 

Zur Abſtimmung Herr Gem.⸗Rath Schlechter! 

Gem.-Nath Schlechter (zur Abſtimmung): Mit Rückſicht 
darauf, dass eine Verbeſſerung platzgreifen kann, beantrage ich 
die Wiederaufnahme der Debatte. (Gelächter links.) 

Vice-Nürgermeiſter Dr. CTueger: Es iſt das nach der 
Geſchäftsordnung zuläſſig. Diejenigen Herren, welche für die Wieder- 
aufnahme der Debatte ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. (Ge— 
ſchieht.) Abgelehnt. Diejenigen Herren, welche für den Antrag 
Tagleicht ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Abgelehnt. (Unruhe rechts.) Ich bitte, meine Herren, wenn 
Sie ſchon untereinander ſprechen, bitte ich, es leiſe zu machen, 
damit der Ton, der hier herrſcht, doch nicht ſo allgemein bekannt 
wird. Das iſt doch nicht nothwendig! Herr Dr. Vogler gehört 
doch den gebildeten Ständen an. (Heiterkeit links.) 

Gem.⸗Rath Dr. Vogler: Ich bitte um das Wort zur 
Geſchäftsordnung. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Cueger: Schon wieder! Ich 
bitte alſo Herrn Dr. Vogler zur Geſchäftsordnung. 

Gem.⸗Rath Dr. Vogler (zur Geſchäftsordnung): Der Herr 
Vorſitzende hat mich jetzt perſönlich apoſtrophiert und eine Be— 
merkung gemacht, die mir geradezu unverſtändlich iſt. Ich habe 
überhaupt gar nichts geſprochen, was zu einer ſolchen Bemerkung 
Anlass geben könnte, ich verwahre mich gegen ein ſolches Vorgehen! 

Bice-Bürgermeifter Dr. Tueger: Meine Herren! Es iſt 
wirklich geradezu unbegreiflich, ja, unbegreiflich, meine Herren, 
und das mufs angenagelt werden, damit man vielleicht doch auch 
in ſpäteren Zeiten weiß, wie Sie, meine Herren, gegenüber dem 
Vorſitzenden, der es ſo gut mit Ihnen meint (Gelächter rechts), 
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vorgehen. Wiſſen Sie, was Herr Dr. Vogler dem Herrn Gem. 
Rathe Schuh geſagt hat? Er hat ihm gejagt, er ſoll nicht fo 
dumm ſein. (Gem.⸗Rath Dr. Vogler: Das iſt nicht wahr!) 
Zu dumm! hat er geſagt. (Gem.⸗Rath Dr. Vogler: Nicht 
wahr!) So habe ich es gehört, ich habe ein ſehr feines Gehör, 
Herr Dr. Vogler! 

Gem.-Nath Dr. Vogler: Ich bitte um das Wort zur 
Geſchäftsordnung. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Tueger: Alſo noch einmal zur 
Geſchäftsordnung! 

Gem.-Nath Dr. Vogler (zur Geſchäftsordnung): Ich erkläre 
hier, meine Herren, unter meinem Ehrenworte, daſs ich das nicht 
geſagt habe, und alle umſitzenden Collegen können das beeiden. 
Ich laſſe mir das nicht imputieren. Ich habe dem Herrn Schrift— 
führer geſagt, er ſolle nicht lachen; er hat laut aufgelacht bei 


Ablehnung des Antrages, was nicht geziemend iſt von dem Schrift— 


führer, da habe ich geſagt: Was lacht der Schriftführer? 
Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Sie haben geſagt: Zu 
dumm! (Widerſpruch rechts.) 
Gem.⸗Nath Dr. Vogler: Ich habe es nicht geſagt! 
Vice-Bürgermeiſter Dr. Cueger: Herr Dr. Vogler, ich 
conſtatiere, dafs ich das Wort bis hieher gehört habe. (Gem. 


Rath Dr. Vogler: Aber nicht von mir!) Mit meinem Gehör 


iſt es gut beſtellt, Herr Dr. Vog ler. Ich höre das, was ich 
hören will, nicht das, was Sie wollen. 

Gem.-»Rath Dr. Grübl: Ich bitte um das Wort zur 
Geſchäftsordnung. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Lueger: Herr Gem.⸗Rath Dr. 
Grübl zur Geſchäftsordnung. 

Gem.-Nath Dr. Grühl (zur Geſchäftsordnung): Ich erkläre 
bei meinem Ehrenworte, daſs der Ausdruck, von dem die Rede 
iſt, nicht von Dr. Vogler gebraucht worden iſt, und bin bereit, 
jederzeit zu beſchwören, daſs das nicht jo iſt. Herr Dr. Vogler 
hat lediglich die Worte geſprochen, die er früher wiederholt hat. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Ich conſtatiere einfach 
dem gegenüber, dass ich das Wort „dumm“ gehört habe. (Rufe 
links: Aber nicht von Dr. Vogler!) Dann ſoll ſich der melden, 
der es geſagt hat. (Gelächter links.) 

Gem.-Nath Dr. Grübl: Das hätten Sie früher ſagen 
ſollen. Ich bitte um das Wort zur Geſchäftsordnung. (Wider— 
ſpruch links.) 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Tueger: Wir müſſen das dulden, 
die Herren haben das Recht. Herr Dr. Grübl zur Geſchäfts— 
ordnung. 

Gem.-Nath Dr. Grübl (zur Geſchäftsordnung): Derlei 
Debatten ſind ſehr leicht zu vermeiden und wir wollen durchaus 
ſolche Debatten nicht herbeiführen, aber wir werden uns auch 
Eigenmächtigkeiten und Gewaltthätigkeiten von Seite des Präſidiums 
nie und nimmer gefallen laſſen. (Widerſpruch links.) Ich con— 
ſtatiere ... 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger (unterbrechend): Ich rufe 
Sie (Zwiſchenrufe rechts) — jetzt werde ich reden — wegen der 
Worte „Eigenmächtigkeiten und Gewaltthätigkeiten“ zur Ordnung 
und erkläre Ihnen, dafs, wenn ich nicht das Wort gegeben hätte, 
von dem Ausſchließungsparagraphen keinen Gebrauch zu machen, 
ich Sie jetzt auf drei Sitzungen ausſchließen ſollte wegen der 
unerhörten Beleidigung des Präſidiums. (Stürmiſcher Widerſpruch 


und Lärm rechts. — Lebhafter Beifall links. — Gem.⸗Rath Dr. 
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Geßmann: Wir werden Euch ſchon zeigen! — Erneuerter, 
langanhaltender Lärm im ganzen Saale; die Gemeinderäthe 
ſpringen erregt von den Sitzen auf, die in den Saal gerufenen 
Bemerkungen der Gem.⸗Räthe Dr. Geßmann, Stehlil, Dr. 
Mittler, Weißwaſſer bleiben infolge des Lärmes am 
Stenographentiſche unverſtändlich. — Vice⸗Bürgermeiſter Dr. 
Lueger gibt wiederholt das Glockenzeichen.) 

Meine Herren! Sehen Sie denn nicht, was die Herren 
wollen? (Andauernder Lärm. — Vice-Bürgermeiſter Dr. Lueg er 
wiederholt das Glockenzeichen gebend:) Herr Dr. Grübl, Sie 
haben das Wort zur Geſchäftsordnung, ich bitte zu ſprechen, ſonſt 
verlieren Sie es. (Fortdauernder Lärm und Zwiſchenrufe.) Aber, 
meine Herren, ſehen Sie denn nicht, was beabſichtigt iſt, das iſt 
ein planmäßiger Vorgang, und ich erſuche die Majorität, laſſen 
Sie ſich nicht reizen, bleiben Sie ſo ruhig, wie ich als Vor— 
ſitzender ruhig bin. Sie ſollen machen, was ſie wollen, die Geſchichte 
wird über dieſe Leute richten. (Stürmiſcher Beifall rechts.) 

Herr Dr. Grübl hat das Wort zur Geſchäftsordnung. 

Gem.-Rath Dr. Grübl: Ich berufe mich auf die letzte 
Bemerkung des Herrn Vorſitzenden . . . (Vice-Bürgermeiſter Dr. 
Lueger: Das iſt mir ganz gleich, thun Sie, was Sie wollen!) 
und erhebe die Frage, ob der Herr Vorſitzende glaubt, daſs bei 
einer ſolchen Führung des Vorſitzes, bei einer ſolchen Ausübung 
der Präſidialgewalt ein ruhiges Verhandeln möglich iſt? 

Herr Dr. Vogler hat ſich hier zum Worte gemeldet und 
bei ſeinem Ehrenworte erklärt, er habe den Ausdruck, denn der 
Herr Vorſitzende zum Gegenſtande einer Bemerkung gemacht hat, 
nicht gebraucht. Ich habe das gleichfalls bekräftigt. Der Herr 
Vorſitzende iſt gleichwohl bei ſeiner Behauptung geblieben und erſt, 
nachdem er doch Zweifel bekommen hat, ob das ſo iſt, hat er geſagt, 
es möge ſich derjenige melden, der den Ausdruck gebraucht hat. 

Der Vorſitzende hätte das gleich vom Anfang an thun können. 
Ich glaube, wenn ein College, wie Herr Dr. Vogler, bei ſeinem 
Ehrenworte erklärt, er hätte einen ſolchen Ausdruck nicht gebraucht, 
ſo kann es unmöglich Sache des Vorſitzenden ſein, der ſoweit vom 
Herrn Dr. Vogler entfernt ſitzt, dabei zu bleiben und zu be— 
haupten, er habe doch den Ausdruck gebraucht. Erwägen Sie das 
gefälligſt mit Ruhe, und fragen Sie ſich, ob wir uns das gefallen 
laſſen können. Wir haben nur die eine Alternative: entweder wir 
müſſen dagegen proteſtieren, wir müſſen uns verwahren gegen eine 
ſolche Behandlung, oder wir müſſen einfach ausbleiben. (Rufe 
links: Thun Sie das!) Das löbliche Präſidium möge ſich das 
gefälligſt in Ruhe überlegen und dann ſich fragen, ob es denn 
wirklich recht und billig iſt, ob es mit dem Gewiſſen vereinbar 
iſt, wenn wieder von der Stelle des Präſidiums aus behauptet 
wird, daſs unſer Vorgehen planmäßig iſt (Vice-Bürgermeiſter 
Dr. Lueger ruft: Jawohl!), und wenn man uns imputiert, dass 
wir die Abſicht hätten, die Verhandlung zu ſtören. (Vice⸗Bürger⸗ 
meiſter Dr. Lueger: Gewiſs!) Eine ſolche Abſicht haben wir 
nicht. (Ruf links: Wir könnten lange weiter ſein!) Wir haben 
unſere Pflicht erfüllt, gewiſs könnten wir längſt weiter ſein, wenn 
in entſprechend ruhiger Weiſe die Verhandlung geleitet würde. 
Verſuchen Sie es einmal, Sie werden ſehen, die Verhandlung wird 
in Ruhe gehen. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Tueger: Ich habe auch das 
wieder ruhig angehört; es iſt eine jener Predigten, die man immer 
hier mir gegenüber zu halten beliebt. Ich erkläre hier nochmals, 
bleiben Sie mit Ihrer Weisheit gefälligſt zuhauſe, ich brauche ſie 


2051 


ANANAS NN 


nicht. Was meine Ohren gehört haben, laſſe ich mir von nie— 
mandem abſtreiten. Ich erkläre das ebenfalls mit voller Beſtimmt— 
heit; und daſs das ganze Vorgehen planmäßig iſt (Beifall links), 
das muſßs ja dem Blindeſten einleuchten. (Rufe rechts: Was haben 
wir für Pläne?) Wenn Sie (Rufe rechts: Sagen Sie es!). 
Entweder thun Sie es, dann leugnen Sie es nicht ab; wenn 
Sie es aber nicht thun wollen, dann dürfen Sie ſich nicht ſo 
benehmen, wie Sie es thun. (Gem.⸗Rath Dr. Nechansky macht 
einen Zwiſchenruf.) Aber, Herr Dr. Nechansky, ſeien Sie doch 
wenigſtens etwas beruhigt! 

Alſo, meine Herren, wir kommen jetzt zu dem Punkte 13 
(liest): 

„Die im Ausweiſe 22 als unerledigt angeführten Angelegen— 
heiten ſind bei dem betreffenden Magiſtratsreferenten zu urgieren.“ 

Wünſcht einer der Herren das Wort? (Niemand meldet ſich.) 
Wenn nicht, ſo bitte ich jene Herren, welche mit dem Punkte 13 
einverftanden find, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Ange: 
nommen. 

Punkt 14 (liest): 

„Der Herr Bürgermeiſter wird erſucht, diejenigen Schritte 
einzuleiten, welche eine Convertierung der älteren Communal— 
Anlehen, ſowie die Unificierung der mit den Vororten über— 
nommenen Schulden, beziehungsweiſe Convertierung der Privat— 
Paſſivcapitalien ermöglichen.“ | 

(Gem.⸗Rath Dr. Stern meldet ſich.) 

Herr College Dr. Stern! 

Gem.-Nalh Dr. Stern: Ich werde mir zu dieſem Antrage 
nur einige Worte erlauben. Der Antrag, dass auf eine Con— 
vertierung der älteren Communalanleihe Rückſicht genommen 
werde, iſt ſchon im früheren Gemeinderathe wiederholt geſtellt 
worden. Wenn er bisher nicht ausgeführt wurde und jetzt vielleicht 
eine größere Möglichkeit zur Ausführung gegeben iſt, ſo beruht 
die Möglichkeit darauf, dass die Rückzahlungen jetzt bedeutendere. 
find, dafs jetzt jährlich eine halbe Million Gulden dieſer älteren 
Communalſchuld zurückgezahlt wird. 

Ich glaube aber, daßs es bei dieſem Antrage allein nicht 
bleiben ſollte, ſondern, dafs bei den heutigen Zeit- und Geld— 
verhältniſſen auf die Convertierung des noch nicht begebenen 
Theiles des 35⸗Millionen⸗Kronen⸗Anlehens Rückſicht genommen 
werden müſste. Ich ſtelle daher den Zuſatz⸗Antrag, den ich ſeiner⸗ 
zeit bereits in Form eines ſelbſtändigen Antrages geſtellt habe: 

„Der Herr Bürgermeiſter werde erſucht, diejenigen Schritte 
einzuleiten, welche für eine Zinsfußermäßigung auf 3½ Percent 
des noch nicht begebenen Theiles des 35-Millionen⸗Kronen⸗An⸗ 
lehens erforderlich ſind. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Lueger: Wünſcht noch jemand 
das Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall, die 
Debatte iſt geſchlo ſſen. 

Wünſcht der Herr Referent zu ſprechen? (Derſelbe verzichtet.) 
Der Herr Referent hat nichts zu bemerken. Wir werden ab- 
ſt immen. | . 

Ich erſuche jene Herren, welche dem Referenten-Antrage zu— 
ſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der Referenten⸗Antrag 
ft angenommen. 

Ich erſuche die Herren, welche den Zufag-Antrag des Gem. 
Rathes Dr. Stern annehmen wollen, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Abgelehnt. 
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Beſchluſs: 1. Die erforderlichen Ergänzungscredite per 426.752 fl. 
48 ½ kr. find zu bewilligen. 

2. Der Hauptrechnungsabſchluſs der k. k. Reichs- 
haupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien für das Verwaltungs- 
jahr 1895 iſt zu genehmigen. 

3. Die Rechnungsabſchlüſſe für das Jahr 1895 
des Bürgerſpitalfondes, Bürgerladfondes, Wiener all⸗ 
gemeinen Verſorgungsfondes einſchließlich des Ebers— 
dorfer Fondsgutes ſind zu genehmigen. 

4. Aus dem verbleibenden bedeutenden Caſſareſte 
des Wiener Bürgerladfondes per 14.756 fl. 92 kr. 
ſind um den Betrag von 10.000 fl. 4percentige Obliga— 
tionen des 35⸗Millionen⸗Kronen-Anlehens der Stadt 
Wien vom Jahre 1894 anzukaufen. 

5. Zum Rechnungsabſchluſſe 1 Bürgerſpital⸗ 
fondes ſind die auf Seite 594 u. ſ. f. des Haupt⸗ 
rechnungsabſchluſſes bei den ger ohnen Ausgaben 
ausgewieſenen Überſchreitungen beziehungsweiſe Er— 
gänzungscredite von zuſammen 16.165 fl. 10 kr., und 
beim Wiener en die bei den gewöhn- 
lichen Ausgaben, Seite 734 u. |. f. des Hauptrechnungs- 
abſchluſſes ausgewieſenen En. beziehungs- 
weiſe die erforderlichen Ergänzungscredite von zuſammen 
9196 fl. 98 kr. zu genehmigen. 

6. Der Rechnungsabſchluſs des Großarmenhaus— 
fondes pro 1895 iſt zu genehmigen. 

7. Die bei der 1. Kretſch'ſchen, 2. Manns⸗ 
per g'ſchen, 3. Roſſy'ſchen, 4. v. Trenkſchen, 
5. v. Ventur a'ſchen und 6. Val ſegg'ſchen Stiftung 
ſich mit Ende December 1895 ergebenden Caſſareſte 
find zum Ankaufe von 6 Stück Apercentigen Obliga— 
tionen à 200 K des 35-Millionen⸗Kronen⸗Anlehens 
zu verwenden. 

8. Die aus der Fructification von dieſen 6 Stück 
Kronen » Anlehen dem Großarmenhaus zufließenden 
Intereſſen von 24 fl. find bei den in Punkt 7 ver: 
zeichneten Stiftungen (1., 2., 3., 5. und 6.) zur theil- 
weiſen Erhöhung der bei denſelben bereits beſtehenden 
Stiftungsbezüge, bei der v. Trenk'ſchen Stiftung zur 
weiteren Fructificierung mit dem aus dem Vorjahre 
herrührenden Intereſſenüberſchuſſe, und zwar inſolange, 
bis bei dieſer Fondsſtiftung ein neuer Stiftplatz mit 
monatlich 6 fl. creiert werden kann, zu verwenden. 
Die erhö,ten Stiftungsbeträge werden den bezugs— 
berechtigten Stiftlingen vom Anfallstage des erſten 
Intereſſencoupons der neu erworbenen Wertpapiere in 
Anweiſung gebracht. 

9. Der Rechnungsabſchluſs des Johannesſpital⸗ 
Stiftungenfondes pro 1895 iſt zu genehmigen. 

10. Die bei der Demuth'ſchen, Glas ner— 
ſchen, Lehrer'ſchen, Mannsegg'ſchen, Meyer: 
ſchen und Tin ti'ſchen Stiftung ſich mit Ende De: 
cember 1895 ergebenden Caſſareſte ſind zum Ankaufe 
von 6 Stück Obligationen à 200 K des 35 Millionen 
Kronen⸗Anlehens, der aus der Störgel'ſchen Stiftung 
verfügbare Caſſareſt zum Ankaufe einer Kronenrente 
von 100 K Nominale und aus dem Caſſareſte per 
255 fl. 85 kr. des „freien Vermögen“ 35⸗Millionen⸗ 
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Kronen⸗Anlehens⸗Obligationen à 200 K anzuſchaffen; 
dieſer letztere Intereſſenzuwachs von 8 fl. iſt inſolange 
zu fructificieren, bis er zur Errichtung eines neuen 
Stiftungsplatzes von monatlich 4 fl. zureichend iſt. 

11. Die ſonach erhöhten Stiftungspreiſe ſind den 
bezugsberechtigten Stiftungen mit dem Anfallstage des 
erſten Zinſencoupons der neu erworbenen Wertpapiere 
anzuweiſen. 

12. Der Rechnungsabſchluſs des Lehrerpenſions⸗ 
fondes pro 1895 wird genehmigt. 

13. Die Verfaſſung eines General-Situations⸗ 
planes (im Maßſtabe von 1: 5000), in welchem die 
verkäuflichen communalen Gründe deutlich erſichtlich 
gemacht und gekennzeichnet ſind, iſt zu genehmigen. 

14. Die im Ausweiſe 22 als unerledigt ange: 
führten Angelegenheiten ſind bei dem betreffenden 
Magiſtratsreferenten zu urgieren. 

15. Der Herr Bürgermeiſter wird erſucht, die— 
jenigen Schritte einzuleiten, welche eine Convertierung 
der älteren Communal-Anlehen ſowie die Unificierung 
der mit den Vororten übernommenen Schulden, be— 
ziehungsweiſe Convertierung der Privat-Paſſivcapitalien 
ermöglichen. 


Der Stadtrath wird aufgefordert, bezüglich der 
bereits begonnenen Reform des Armenweſens die 
weiteren Vorſchläge an den Gemeinderath zu erſtatten. 

Der Stadtrath wird aufgefordert, in Bezug auf 
das Verhältnis des Wiener Lehrerpenſionsfondes zum 
ſogenannten Allgemeinen Landes-Lehrerpenſionsfonde 
Vorſchläge an den Gemeinderath zu erſtatten. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Die Angelegenheit iſt 
erledigt und die öffentliche Sitzung geſchloſſen; es folgt 
eine vertrauliche Sitzung. 

(Schluſs der öffentlichen Sitzung um 7 Uhr abends.) 


Beſchluſs-Protokoll 


der vertraulichen Sitzung des Gemeinderathes der 
k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien 


vom 11. December 1896, 
Vorſitz: Vice-Nürgermeiſter Dr. Tueger. 

1. (9516.) Vice-Vürgermeiſter Dr. Neumayer beantragt, 
dem Magiſtrats⸗Conceptspraktikanten Karl Pany (früher Acceſſiſt 
in der ſtädtiſchen Hauptcaſſa) in Berückſichtigung der perſönlichen 
Verhältniſſe vom 1. September 1895 an bis zur Ernennung zum 
Concipiſten eine jährliche Perſonalzulage von 480 fl. zu gewähren. 

(Angenommen.) 

2. (9726.) Derſelbe beantragt die ausnahmsweiſe Bewilli⸗ 
gung einer einmaligen Gratification von 500 fl. als Abfertigung 
für die geweſene Leiterin des communalen Kindergartens im 
XIX. Bezirke, Obkirchergaſſe 8, Hermine Maſtahler. 

(An genommen.) 

3. (9735.) Derfelbe beantragt den Fortbezug der Gnaden⸗ 
gabe von jährlich 200 fl. vom 21. November 1896 an auf drei 
Jahre für die Conſcriptionsamts-Adjunctenswitwe Adelheid Eitl— 
jörg. (Angenommen.) 
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4. (10003.) Derſelbe beantragt die Verleihung des Bürger: 
rechtes der Stadt Wien mit Nachſicht der Taxen an den pen— 
ſionierten Obercontrolor der ſtädtiſchen Hauptcaſſa Rudolf Dättel. 

(Angenommen. ) 


5. (9999.) Derſelbe beantragt die Gewährung einer Gnaden- 
gabe von jährlich 200 fl. vom 1. October 1896 an auf ein Jahr 
für die Heizersgattin Katharina Ganſer. (Angenommen.) 

6. (10002.) Derſelbe beantragt die Gewährung einer Gnaden 
gabe von jährlich 36 fl. vom 7. Auguſt 1896 an bis zum voll— 
endeten 14. Lebensjahre für Otto Peidel, Waſſerleitungs— 
Aufſeherswaiſe. (Angenommen.) 

7. (7428.) Gem.-Rath Dr. Ma yreder referiert über die 
Gewährung von Ehrenhonoraren, Anerkennungen ꝛc. anlässlich 
des Projectes für den Umbau der Franzensbrücke. 

Beſchloſſen wird: 

Den Mitgliedern der von der Gemeinde Wien zur Begut— 
achtung der Projecte eingeſetzten Jury iſt unter neuerlicher Aner— 
kennung ihrer hervorragenden Verdienſte der Dank der Gemeinde 
Wien zum Ausdrucke zu bringen und iſt dem Obmanne der Jury, 
Herrn Johann Brik, k. k. o. ö. Profeſſor an der techniſchen 
Hochſchule in Wien, ein Ehrenhonorar im Betrage von 3000 K 
in Gold, und den Mitgliedern der Jury, Herrn Joſef Melan, 
k. k. o. 6. Profeſſor an der technischen Hochſchule in Brünn, und 
Herrn A. v. Wielemanns, k. k. Baurath in Wien, ein Ehren— 
hono rar im Betrage von je 1500 K in Gold zuzuerkennen. 

Dem Ingenieur Max Böck und dem Ingenieurs-Adjuncten 
Johann Hermanek ſei die volle Anerkennung des Gemeinde— 
rathes auszuſprechen, und zwar dem erſteren für ſeine ausdauernde 
Mitwirkung bei den Verhandlungen über die Ausgeſtaltung des 
Profectes, ſowie für feine Anregung bezüglich der Dreitheilung der 
Brücke, dem letzteren für die Ausarbeitung der beiden Projecte 
über die Reconſtruction und den Umbau der Brücke; überdies wird 
dem Ingenieur Böck und dem Ingenieurs-Adjuncten Hermanek 
ein Ehrenhonorar von je 500 K zuerkannt. 


(Schluſs der Sitzung.) 


Allgemeine Nachrichten. 


(Mayerhofer's Handbuch für den politiſchen Verwaltungs⸗ 
dienſt.) Das ſoeben im Verlage der Manz'ſchen k. und k. Hof— 
Verlags⸗ und Univerſitäts⸗Buchhandlung in Wien, I. Bezirk, 
Kohlmarkt 20, erſchienene 31. Heft dieſes Handbuches bildet den 
Schluſs des II. Bandes. Dieſer Band enthält die Ver- 
faſſungsgeſetzkunde (Reichs-, Landes⸗ und Gemeinde— 
verfaſſung) und von der Verwaltungsgeſetzkunde das 
I. Hauptſtück: Das Bevölkerungsweſen. 


* * 
* 


Eintragung der Firma „Gemeinde Wien — Städtiſche Gaswerke“. 


Das k. k. Handelsgericht Wien hat mit Beſcheid vom 
11. December 1896, Z. 247677, dem Bürgermeiſter Strobach 
Nachſtehendes zur Kenntnis gebracht: | 

Die Eintragung der Firma „Gemeinde Wien — Städtiſche 
Gaswerke“ in Wien, welche von der Gemeinde Wien für den 
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Betrieb einer Anſtalt zur Erzeugung und zum Verkaufe von Gas 
für Beleuchtungs-, Nutz⸗ und induſtrielle Zwecke geführt und von 
dem dermaligen Bürgermeiſter Joſef Strobach oder von einem 
der dermaligen Vice⸗Bürgermeiſter, Herren Dr. Karl Lueg er oder 
Dr. Joſef Neumayer, und zwar von jedem einzeln gezeichnet 
wird, in das Handelsregiſter für Einzelfirmen wird bewilligt und 
die Vornahme dem Regiſterführer aufgetragen. 

Dies Geſuch ſammt Beilagen 1, 3 und 4 iſt aufzubehalten; 
die Eintragung iſt vorſchriftsmäßig kundzumachen und der Ein— 
ſchreiterin ein Amtsrathſchlag unter Rückſchluſs der Geſuchsbeilage 2 
zu Handen des Herrn Bürgermeiſters Joſef Strobach zuzuſtellen. 

Vom k. k. Handelsgerichte 
Wien, am 11. December 1896. 
Decret m. p. 


* * 
* 


Hundeſteuer pro 1897. 


Der Wiener Magiſtrat hat unterm 12. November 1896, 
M.⸗Z. 195257½%öIII, Nachſtehendes kundgemacht: 

Zur Einzahlung der Hundeſteuer für das Jahr 1897 wird 
der Termin vom 15. December 1896 bis 15. Jänner 1897 feft- 
geſetzt. 

Demgemäß werden die Beſitzer von Hunden eingeladen, den 
Steuerbetrag, welcher jährlich mit vier Gulden für jeden Hund 
geſetzlich beſtimmt iſt, innerhalb des Termines einzuzahlen. 

Dieſe Einzahlung kann täglich, mit Ausnahme der Sonn— 
und Feiertage, und zwar im J., VIII. und IX. Bezirke in der 
ſtädtiſchen Hauptcaſſa im Rathhauſe, in den übrigen Bezirken aber 
in der ſtädtiſchen Hauptcaſſa-Abtheilung des Bezirksamtes in den 
Amtsſtunden von 8 Uhr früh bis 2 Uhr nachmittags geleiſtet 
werden, worüber die Quittung mit der Marke ſogleich ausgefolgt 
werden wird. Nach Ablauf des bezeichneten Termines iſt der 
Waſenmeiſter beauftragt, jeden auf den Straßen und Plätzen ohne 
eine für das Jahr 1897 giltige Marke vorfindigen Hund ein— 
zufangen. 

Um ein genaues Verzeichnis der in Wien befindlichen Hunde 
für das Jahr 1897 zu erlangen, werden wie im Vorjahre an die 
Herren Hauseigenthümer oder deren Stellvertreter Conſcriptions— 
bögen mit dem Erſuchen zugeſtellt werden, für die entſprechende 
Ausfüllung der darin bezeichneten Rubriken zu ſorgen und die 
ausgefüllten Bögen binnen acht Tagen zur Abholung durch die 
ſtädtiſchen Diener bereit zu halten. | 

Damit ſich niemand mit der Unkenntnis der Beſtimmungen 
für die Einhebung der Hundeſteuer entſchuldigen könne, werden 
dieſelben im nachſtehenden wiederholt zur allgemeinen Kenntnis 
gebracht. 


Auszug aus den Beſtimmungen für die 
der Hundeſteuer in Wien. 


Einhebung 


Wer in Wien einen oder mehrere Hunde hält, hat dafür eine 
Steuer an die ſtädtiſche Caſſa zu entrichten. Dieſe Steuer beträgt 
jährlich vier Gulden für jeden Hund und iſt für jedes 
Solarjahr im vorhinein, und zwar im I., VIII. und IX. Bezirke 
bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa im Rathhauſe, in den übrigen Bezirken 
bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa⸗Abtheilung des Bezirksamtes zu 
bezahlen. . 


6 


2054 


N —ʒ— . —— a DV ae 


Wer erſt im Laufe des Jahres in den Beſitz eines Hundes 
gelangt, hat für denſelben den ganzjährigen Steuerbetrag des 
laufenden Jahres zu entrichten. 

Bei jungen Hunden tritt die Steuerſchuldigkeit mit dem Tage 
ein, von welchem an die Hunde nicht mehr geſäugt werden. 

Über die bezahlte Steuer wird eine ämtliche Quittung aus- 
gefertigt und eine Marke hinausgegeben, worauf die Nummer des 
Steuer⸗Regiſters und die Jahreszahl eingeſchlagen iſt. 

Die Marke iſt an dem Halsbande des Hundes zu befeſtigen. 

Im Falle der übertragung des Beſitzes eines Hundes an 
eine andere Perſon kann die Steuerquittung ſammt Marke mit 
übertragen werden. 

Wer einen Hund bei der Conſcription, ſpäter aber binnen 
drei Tagen, vom Tage an gerechnet, an welchem er in den Beſitz 
eines der Beſteuerung nicht bereits unterzogenen Hundes gelangt, 
oder von welchem an die Steuerſchuldigkeit bei jungen Hunden 
eintritt, nicht anmeldet, hat die dreifache Gebür zu entrichten. 

Der Waſenmeiſter iſt angewieſen, die auf den Straßen und 
Plätzen ohne Steuermarke umherirrenden Hunde einzufangen 
und zu vertilgen. 

Zur Erlangung eines genauen Verzeichniſſes der Hunde iſt 
jeder Hauseigenthümer oder deſſen Stellvertreter verpflichtet, das 
ihnen zu dieſem Behufe von Seite des Magiſtrates zugeſtellte 
Formular genau auszufüllen, von ſämmtlichen Parteien des Hauſes 
unterfertigen zu laſſen und binnen acht Tagen, vom Tage der 
Zuſtellung gerechnet, mit der eigenen Fertigung verſehen zur Ab— 
holung durch die ſtädtiſchen Diener bereit zu halten. 

Fremde, welche Hunde beſitzen, unterliegen dieſer Vorſchrift 
wie die Einheimiſchen. 

Übrigens iſt es den Beſitzern von Einkehrgaſthöfen geftattet, 
eine Anzahl von Marken zu löſen und Fremden gegen Entgelt 
zur Verfügung zu ſtellen. 

Durch die ſtädtiſchen Sanitätsaufſeher werden 
periodiſche Reviſionen vorgenommen, wobei ſich die 
Parteien mit den Quittungen über die bezahlte Hunde— 
ſteuer auszuweiſen haben. 

Zufolge Kundmachung der k. k. Polizeidirection Wien vom 
25. April 1889 wurde auf Grund des § 35, Alinea 8 des Thierſeuchen— 
geſetzes vom 29. Februar 1880, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 35, für den ganzen 
Umfang des Wiener Polizeirayons Nachſtehendes angeordnet: 

1. Alle Hunde müſſen, ſobald ſie den Verſchluſs der Wohnung 
verlaſſen, bei Vermeidung der im § 45 des Geſetzes vom 24. Mai 
1882, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 51, angedrohten Strafen, mit einem zweck— 
entſprechenden ficheren Maulkorbe verſehen fein oder an der 
Leine geführt werden. 

2. Der Waſenmeiſter iſt angewieſen, alle auf der Straße ge— 
troffenen Hunde, wenn ſie nicht entweder mit dem ſicheren Maul⸗ 
korbe verſehen ſind oder an der Leine geführt werden, auch wenn 
fie die ortsübliche Hundemarke tragen, einzufangen und ausnahms⸗ 
los zu vertilgen. Hunde, welche den Maulkorb zwar am Halſe 
angehängt, aber vom Kopfe herabgeſtreift tragen, werden wie die 
maulkorbloſen behandelt. 

3. Das beſtehende Verbot des Mitnehmens der Hunde in 
öffentliche Locale, namentlich in Gaſt- und Kaffeehäuſer, in öffent- 
liche Gärten und Beluſtigungsorte, ferner in Stellwägen und 
Tramwaywaggons, wird mit dem Beifügen in Erinnerung gebracht, 
daſs Hundebeſitzer, welche die vorſtehende Anordnung übertreten, 
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ſowie Beſitzer öffentlicher Locale und Conducteure öffentlicher Fuhr— 
werke, welche die Mitnahme von Hunden in ihre Locale beziehungs— 
weiſe Fuhrwerke dulden, der Beſtrafung nach § 45 des Geſetzes 
vom 24. Mai 1882, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 51, unterliegen. 

4. Im Grunde des S 35, Alinea 1 des Thierſeuchengeſetzes, 
iſt jedermann verpflichtet, ein ihm gehöriges oder anvertrautes 
Thier, an welchem Kennzeichen der ausgebrochenen Wuth oder 
auch nur ſolche wahrzunehmen ſind, welche den Wuthausbruch 
beſorgen laſſen, ſofort durch Tödtung oder Abſonderung ungefährlich 
zu machen und gleichzeitig ſowohl einem approbierten Thierarzte 
als auch dem betreffenden k. k. Polizei-Commiſſariate die Anzeige 
zu erſtatten. 


Commiſſton für Verkehrsanlagen. 
12. December 1896. 


In der abgelaufenen Woche wurden bei der Ausführung 
der Wiener Verkehrsanlagen 6547 Arbeiter verwendet; hievon 
waren 2826 beim Bau der Gürtel-, Vororte- und Wienthallinie 
der Wiener Stadtbahn, 875 beim Bau des Schleuſencanales nächſt 
Nuſsdorf, 2477 bei der Wienfluſsregulierung, 369 am Hauptſammel⸗ 
canale rechts des Donaucanales beſchäftigt; außerdem ſtanden in 
Verwendung: bei den Bahnbauten 241 Fuhrwerke und 12 Dampf⸗ 
maſchinen, beim Schleuſencanalbau I Fuhrwerk und 6 Dampf— 
maſchinen, bei der Wienfluſsregulierung 31 Fuhrwerke, 33 Dampf— 
und 6 Dynamomaſchinen, am Hauptſammelcanale rechts des Donau— 
canales 37 Fuhrwerke und 1 Dampfmaſchine. 


Landtagswahl im V. Bezirke. 
Reclamationen gegen die Wählerliſten. 


Bürgermeiſter Strobach hat unterm 10. December 1896 
Nachſtehendes kundgemacht: | 

Nachdem mit der Kundmachung der hohen k. k. n.-ö. Statt- 
halterei vom 7. December 1896 die Ergänzungswahl eines 
Landtags⸗Abgeordneten für den V. Wahlbezirk der Stadt Wien 
ausgeſchrieben und der 11. Jänner 1897 als Wahltag feſtgeſetzt 
worden iſt, ſo wird in Gemäßheit des § 23 der Landtagswahl— 
ordnung Folgendes zur öffentlichen Kenntnis gebracht: 

1. Die nach den Beſtimmungen der §s 12 und 15 der Land— 
tagswahlordnung verfassten Wählerliſten werden durch acht Tage, 
d. i. vom 16. bis einſchließlich 23. December 1896, 
täglich von 9 Uhr früh bis 2 Uhr nachmittags, in der Ge 
meindebezirkskanzlei des V. Bezirkes, Hunds⸗ 
thurmerſtraße Nr. 58, zu jedermanns Einſicht aufgelegt. 

2. Daſelbſt können während obiger Friſt von den Wahl— 
berechtigten Reclamationen gegen die Wählerliſten wegen 
Aufnahme von Nichtwahlberechtigten oder Weglaſſung von Wahl— 
berechtigten eingebracht werden. 

Die rechtzeitig eingebrachten Reclamationen werden innerhalb 
drei Tagen der hohen k. k. n.⸗ö. Statthalterei vorgelegt, deren 
Entſcheidung in jedem Falle endgiltig iſt. Reclamationen, die nach 
dem 23. December d. J. einlangen, werden als verſpätet zurück- 
gewieſen. 
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3. Die Beſtimmungen über den Ort, die Zeit und die Durch⸗ 
führung der Wahl werden feinerzeit zur öffentlichen Kenntnis 
gebracht. 

Auszug aus der Landtagswahlordnung. 


§ 12. Die Abgeordneten der im § 2 aufgeführten Städte 
(Märkte, Induſtrialorte, Orte) ſind durch directe Wahl aller jener 
Gemeindemitglieder zu wählen, welche 

1. in Wien zur Wahl der Gemeindevertretung berechtigt ſind 
oder ſeit wenigſtens einem Jahre mindeſtens fünf Gulden an 
landesfürſtlichen directen Steuern entrichten und den ſonſtigen 
Bedingungen des Wahlrechtes zur Gemeindevertretung entſprechen. 


§ 13. Jeder Wähler kann fein Wahlrecht nur in einem 
Wahlbezirke und nur perſönlich ausüben. 


Wer in der Wählerclaſſe des großen Grundbeſitzes wahl: 
berechtigt iſt, darf in keinem Wahlbezirke der beiden anderen 
Wählerclaſſen, und wer in einem Wahlbezirke der im 8 2 ge— 
nannten Städte (Märkte, Induſtrialorte, Orte) wahlberechtigt iſt, 
in keiner Landgemeinde wählen. 

Iſt ein Wahlberechtigter der Wählerclaſſen der im 8 2 ge 
nannten Städte (Märkte, Induſtrialorte, Orte) und der Land— 
gemeinden Mitglied mehrerer Gemeinden, ſo übt er das Wahl— 
recht bloß in der Gemeinde ſeines ordentlichen Wohnſitzes aus. 

§ 15. Von dem Wahlrechte find diejenigen Perſonen aus— 
geſchloſſen, welche wegen eines Verbrechens oder wegen der Über— 
tretung des Diebſtahles, der Veruntreuung, der Theilnahme hieran, 
oder des Betruges (SS 460, 461, 463, 464 Strafgeſetz) zu einer 
Strafe verurtheilt worden ſind. 

Dieſe Folge der Verurtheilung hat bei den in § 6 unter 
38. 1 bis 10 des Geſetzes vom 15. November 1867, R.⸗G.-Bl. 
Nr. 131, aufgezählten Verbrechen mit dem Ende der Strafe, 
bei anderen Verbrechen mit dem Ablaufe von zehn Jahren, 
wenn der Schuldige zu einer wenigſtens fünfjährigen Strafe ver— 
urtheilt wurde, und außerdem mit dem Ablaufe von fünf Jahren, 
bei den oben angeführten Übertretungen aber mit dem Ablaufe 
von drei Jahren nach dem Ende der Strafe aufzuhören. 


Schul- Angelegenheiten. 


Gewerbeſchul-Commiſſion in Wien. 


(Sitzung vom 3. December 1896.) 


Die Mittheilung des Wiener Volksbildungsvereines über 
den mit 29. November 1896 erfolgten Beginn der von ihm ins 
Werk geſetzten Lehrlingsvorträge im VI. Bezirke, 
gaſſe 3, und im großen Saale der Wiener Handels-Akademie 
wird zur Kenntnis genommen. 

Der Vorſitzende conſtatiert aus dem vorliegenden Thätigkeits⸗ 
berichte der Commiſſion für das Jahr 1896 eine ſichtliche Steigerung 
der Geſchäftsagenden und die Vermehrung der ihr unterſtehenden 
Schulen auf die Zahl von 147, und zwar 74 Vorbereitungs- 
curſe, 34 Fortbildungsſchulen für Lehrlinge, 7 Fortbildungsſchulen 
für Mädchen, 31 fachliche Fortbildungsſchulen (darunter eine für 
Mädchen). 

Wegen Beiſtellung von Unterrichtslocalitäten für die fachliche 
Fortbildungsſchule der Genoſſenſchaft der Friſeure wird das Er— 
ſuchen an den Wiener Stadtrath beſchloſſen. 
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Das Organiſationsſtatut der fachlichen Fortbildungsſchule für 
Poſamentierer, Weber- und Wirker wird genehmigt, ebenſo das 
Präliminare dieſer Schulen für das Jahr 1897. 

Schließlich gedenkt der Vorſitzende des betrübenden Hinſcheidens 
Seiner k. und k. Hoheit des durchlauchtigſten Herrn Erzherzogs 
Karl Ludwig, des bisherigen Protectors auf dem Gebiete des ge— 
werblichen Unterrichtes, der durch ſeltene Hingabe für deſſen In⸗ 
tereffen und feine große Leutſeligkeit im Umgang mit den Schülern 
deren Ambitionen ſo weſentlich geſteigert habe, und deſſen Angedenken 
in der Geſchichte des Gewerbeweſens Oſterreichs ein unvergeſsliches 


bleiben werde. 


Approviſtonierungs- Angelegenheiten. 
Der tägliche Fleiſchmarkt. 


In der Großmarkthalle eingelangte Fleiſch 
waren vom 6. bis 14. December 1896. 


1. Fleiſchſendungen: 


Für den täglichen Fleiſchmarkt. 


262.347 kg (Davon aus Wien — 179.176, aus dem 
ſonſtigen Niederöſterreich — 14.954; aus 
Oberöſterreich — 2.769; aus Mähren 
— 7.198; aus Galizien — 41.089; aus 
Ungarn — 13.457; aus der Bukowina 
— 3.684; aus Steiermark — 20; aus 
Croatien — — kg) 


(Davon aus Wien — 1.256, aus dem 
ſonſtigen Niederöſterreich — 268; aus 
Oberöſterreich — 57; aus Mähren — 
77; aus Ungarn — 8; aus Galizien 
— 9.279; aus Steiermark — 15 kg) 


(Davon aus Wien — 1.580, aus dem 
ſonſtigen Niederöſterreich — 40, aus Ober- 
öſterreich — 30; aus Galizien — 18.736; 
aus Ungarn — 2.733; aus Mähren — 43; 
aus der Bukowina — 8.560 kg) 

(Davon aus Wien — 24.413, aus dem 
ſonſtigen Niederöſterreich — 1.888; aus 
Oberöſterreich — 14; aus Böhmen — 423; 
aus Mähren — 1.420.; aus Galizien — 
78.214; aus Ungarn — 642; aus Croatien 
— —; aus Bosnien — —; aus der 
Bukowina — — ; aus Steiermark — 10 kg) 


1.883 Stück (Davon aus Wien — 338, aus dem ſonſtigen 
Niederöſterreich — 17; aus Oberöſterreich 
— 63; aus Mähren — 97; aus Galizien 
— 1.296; aus Ungarn — 45; aus 
Steiermark — —; aus Salzburg — 5; 
aus der Bukowina — 22 Stück.) 


(Davon aus Wien — 185, aus dem 
ſonſtigen Niederöſterreich — 1; aus Ober⸗ 
öſterreich — —; aus Mähren — 8; aus 
Galizien — 58; aus Ungarn — 121; aus 
der Bukowina — 83 Stück.) 

(Davon aus Wien — 199, aus dem ſonſtigen 
Niederöſterreich — —; aus Mähren — 40; 
aus Galizien — 1.464; aus Ungarn — 3; 
aus Bosnien — —; aus Croatien — 317 
aus Steiermark — — Stück.) 


Rindfleiſch 


Kalbfleiſch 10.960 „ 


Schaffleiſch .. 


31.722 „ 


Schweinfleiſch . 107.108 , 


Kälber 


Schafe 456 „ 


Schweine 1743 
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Lämmer 
Niederöſterreich — —; aus Galizien — 13; 


aus Mähren — —; aus Ungarn — —; 


aus Oberöſterreich — — Stück.) 
Die Zufuhren für den Appro viſionierungs verein 
ſind bereits in den obigen Summen enthalten. 


2. Preisbewegung: 


N Siedfleiſch von 26 bis 70 kr. per Kg. 
Rindfteiſc Roſtbraten u. Rieden „ 60 „ 95 „ „ „ 
Kalb fleiſrcohn tete „ 40 „ 66 „ „ „ 
SchaffleiſkcleMe „ a AE 9 
Schweinflih.. ee u AN. a 
Raälbe rere „„ 98 > 30-702. 2.0.0 
Schafe Ara % De | 
Schweine „ e © | 
ire „ 2 „ 33 fl. per Stück. 


Die Zufuhr an Fleiſchwaren war ſtärker als in der Vor— 
woche und geſtaltete ſich der Geſchäftsverkehr lebhaft. Kälber, 
Schweine und Kalbfleiſch wurden um 4 kr. und Schaffleiſch um 
5 kr. per Kilogramm billiger abgegeben. Die übrigen Fleischwaren 
notierten vorwöchentliche Preiſe. 


* * 
* 


Pferdemarkt vom 11. December 1896. 
Zum Verkaufe wurden gebracht: 611 Pferde. 


Preis: für Gebrauchs pferde 100-380 fl. per Stück 
„ Schlachtpferde F 
Der Markt war ſehr lebhaft. 
* * 


*. 


Schlachtviehmarkt vom 14. December 1896 
(einſchließlich des Contumazmarktes vom 12. December 1896). 
1. Geſammtauftrieb: 5275 Stück, und zwar: 
Maſtvieh 3521, Weidevieh 391, Beinlvieh 1363. 
(Darunter unverkaufter Reſt von dem vorwöchentlichen Donnerstag⸗ 
markte 15 Stück.) 

Dieſer Geſammtauftrieb zerfällt in: 

Ochſen 3893, Stiere 527, Kühe 855. 

(Davon waren Büffel 42 Stück.) 


Provenienz des Geſammtauftriebes: 


aus Ländern der ungariſchen Krone .. 2857 Stück 
„ Galizien und der Bukowina .. . 1060 „ 
„ dem ſonſtigen Oſterreic h... 1358 „ 
„ dem Auslandeeeeeeeeeeeeee 1 
„ Bosnien — „ 


2. Preisbewegung. 
a) Preis per 100 kg Lebendgewicht: 


Ochſen I. Qualität von 32 bis 39 fl. (extrem von — bis 415fl.) 
T II. " " 27 50 31 1 ( D 1 — 33 1 
a III. 1 n 23 " 27 57 ( " E 7 13 10 
: Stiere. „ 22 „ 30 „ („ „ — „ 33 „) 

Kühe — 1 22 D 27 " 0 U 1 — " 29 „) 
Büffel. „ 20 „ 24, („ „ — „ — „!) 


Beinlvieh ), 


15 208 
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b) Preis per Stück: 
Beinlvieh . von 16 bis 90 fl. 
Nach dem Modus auf Schlachtgewicht wurde nicht gehandelt. 


3. Verkauf. 


Angekauft wurden für Wien 4310 Stück 
1 f „ auswärts 912 „ 
Unverkauft bliebeu nnn 53 „ 


Gegen den letzten Montagsmarkt wurden um 755 Stück 
mehr aufgetrieben. Jufolge des bedeutend vermehrten Angebotes 
ſind die Preiſe trotz ziemlich lebhafter Kaufluſt für Prima und 
gute Mittelware um 1. bis 1 ½ fl. per 100 Kilogramm zurück— 
gegangen, während mindere Sorten, ſehr ſchwer anbringlich, auch 
größere Preiseinbußen erlitten. 

* ’ * 
Preisbewegung an der Borſe für landwirtſchaftliche 

Produete in Wien vom 12. December 1896. 

a) Getreide. 
Weizen (Qualitätsgewicht per 1 hl 74—81 kg) von 8 fl. — kr. bis 9 fl. — kr. 


Roggen 1 „ 1 „% 69 7 „ „ 5% 25 „ „ 7 „ 35, 
Gerſte . [Tr „% „ „ re „„ „ n 4 7. 35 „ 7. 9 "m 
Mais u Ye LT %% Tr „ „„ 77 4 nn 7. 6 7 50 n 
rr re 6 20, „ 7 „ 30, 
b) Mahlproducte. 
AMCC ĩ˙·˙»AAw?ẽ‚ von 14 fl. — kr. bis 15 fl. 50 kr. 
8 neue Type. „ ‚ DO 
e eee, „ 8, „ 15 „ 50 
Roggenme hn. „ N 13 „ — „ 
Weizenkl eie 3 15 „ „ 90 
Roggentle e ee 4 , 25 4 „ 35, 
% * 
* 


Theilweiſe Behebung der beſtehenden Beſchränkungen des Ver⸗ 
kehres mit Klauenthieren aus Steiermark uach Niederöſterreich. 


Die k. k. Statthalterei hat unterm 26. November 1896, 
Z. 110032 (M.⸗Z. 207252/XV), Nachſtehendes kundgemacht: 

Mit Rückſicht auf den derzeitigen Stand der Maul- und 
Klauenſeuche in Steiermark, findet die Statthalterei unter Ab— 
änderung ihrer Kundmachungen vom 30. und 31. October 1896, 
Z. 100254 und ad Z. 100254, die Einfuhr von Klauenthieren 
aus den Gerichtsbezirken Kindberg und Mürzzuſchlag des poli— 
tiſchen Bezirkes Bruck a. d. Mur wieder zu geſtatten. 

Dagegen bleibt das mit den citierten Kundmachungen aus— 
geſprochene Verbot der Einfuhr von Klauenthieren aus den poli— 
tiſchen Bezirken Deutſch-Landsberg, Feldbach, Stadtbezirk Graz, 
Graz Umgebung, Hartberg, Judenburg, Leibnitz, Leoben, Stadt— 
gebiet Marburg, Marburg Umgebung, Stadtbezirk Pettau, Pettau 
Umgebung, Radkersburg, Voitsberg und Windiſchgrätz, und rück— 
ſichtlich des politiſchen Bezirkes Bruck a. d. Mur aus den Ge— 
richtsbezirken Aflenz, Bruck a. d. Mur und Mariazell aufrecht 
und iſt demnach die Einfuhr von zur Schlachtung beſtimmten 
Rindern aus den angeführten Gebieten nach Wien (St. Marx) 
nur unter nachſtehenden Bedingungen zuläſſig: 

1. Auf den betreffenden Viehpäſſen mufs die Seuchenfreiheit 
des Provenienzortes und der unbedenkliche Geſundheitszuſtand der 
Thiere von einem behördlichen Thierarzte beſtätigt ſein. 
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2. Müſſen die Viehwaggons, in welchen derartige Rinder 
verladen worden find, in der gleichen Weiſe mit der Auffſchrift 
„Seuchen verdächtige Thiere“ bezettelt werden, wie die 
Waggons, welche lungenſeuchenverdächtiges Vieh zur Einfuhr nach 
dem Wiener Central⸗Viehmarkte (Contumazplatz) bringen. 

3. Darf derartiges Vieh zur Vermarktung nur am 
Freitag jeder Woche zugeführt werden. 

4. Die Ausladung dieſer Thiere hat am unteren Theile der 
Viehrampe zu geſchehen, und ſind dieſelben nach vorausgegangener 
thierärztlicher Unterſuchung, wenn ſie geſund befunden werden, 
nach den Stallungen des St. Marxer Schlachthauſes auf dem 
kürzeſten Wege über den Contumazplatz und durch das von dort 
nach dieſem Schlachthauſe führende Thor abzutreiben; nach Be— 
endigung des Triebes iſt die betreffende Wegſtrecke zu reinigen 
und zu desinficieren. 

5. Bei der Ausladung und dem Triebe dieſer Rinder iſt ſich 
eines beſonderen Perſonales zu bedienen, welches in den übrigen 
Marktabtheilungen abſolut keine Verwendung findet und nach be— 
endigter Ausladung ſolcher Thiere unter thierärztlicher Anleitung 
und Überwachung der gründlichſten Reinigung und Desinfection 
zu unterziehen iſt. 

Zu dieſem Zwecke iſt das betreffende Perſonal in der gleichen 
Weiſe, wie das bei der Desinfection der Viehwaggons zu ver— 
wendende Arbeiterperſonale gemäß § 9 der Durchführungsverord— 
nung zum Geſetze vom 19. Juli 1879 (R.⸗G.⸗Bl. Nr. 108 
und 109) mit einem beſonderen Überkleid (Zwilch) zu verſehen. 

6. Die einlangenden Thiere ſind am Samstag in der Zeit 
von 9 bis 2 Uhr auf dem Contumazmarkte zu vermarkten und 
dann in die Schlachthäuſer Gumpendorf, Meidling und Hernals 
mittels Pferdegeſpanne abzuführen und dort in den ausſchließlich 
hiefür beſtimmten Stallabtheilungen (Contumazſtall) unterzu⸗ 
bringen. 

Die zur Überführung benützten Wägen müſſen unter allen 
Umſtänden noch vor dem Verlaſſen des betreffenden Schlacht— 
hauſes unter thierärztlicher Überwachung der vorſchriftsmäßigen 
Reinigung und Desinfection unterworfen werden. 

Der Vollzug dieſer Desinfection iſt in der im oben bezogenen 
Geſetze vorgeſchriebenen Weiſe zu beſcheinigen. 

7. Die an demſelben Tage nicht abgeführten Rinder ſind 
unbedingt in das St. Marxer Schlachthaus abzutreiben und dort— 
ſelbſt der Schlachtung zuzuführen. 

8. Sämmtliche Rinder find überhaupt innerhalb der Bezugs- 
woche zu ſchlachten. 

9. Auch der directe Bezug von Schlachtrindern aus den 
wegen Maul- und Klauenſeuche geſperrten Bezirken Steiermarks 
ſeitens der Fleiſchhauer nach Wien (St. Marx) iſt unter Ein⸗ 
haltung der beſtehenden Vorſchriften zuläſſig. 

Das mit der h. ä. Kundmachung vom 18. Juni 1896, 
Z. 59084, wegen des Herrſchens der Schweinepeſt in Steier— 
mark erlaſſene Verbot der Einfuhr von Handels-(Futter—) 


Schweinen aus dieſem Kronlande nach Niederöſterreich bleibt noch 
fernerhin aufrecht. 

Die Einfuhr von zur Schlachtung beſtimmten Schweinen 
aus den mit Maul- und Klauenſeuche nicht verſeuchten 
Gemeinden der eingangs dieſer Kundmachung benannten Be— 
zirke nach Wien (St. Marx) iſt unter analoger Anwendung der 
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Beſtimmungen des Punktes IV, al. b und c der h. ä. Kund⸗ 
machung vom 14. November 1895, Z. 109167, gleichfalls bis 
auf weiteres geſtattet. 

Übertretungen der vorſtehenden Anordnungen unterliegen der 
Beſtrafung nach dem Geſetze vom 24. Mai 1882, R.⸗G.⸗Bl. 
Nr. 51. 

Dieſe Kundmachung tritt mit dem Tage ihrer Publicierung 
in der „Wiener Zeitung“ in Kraft. 


Städtiſches Lagerhaus. 
Vom 3. December bis 10. December 1896. 
Waren eingelagerr 71.019 Meter-Eenrner 
„ ausgelagert „2.2 2 20. 12.336 A 
Die durchſchnittliche Tagesbewegung bezifferte ſich auf 
28.671 Meter⸗Centner. 
Lagerſtand vom 10. December 1896: 462.694 Meter⸗Centner, und zwar: 
159.251 Meter⸗Centner Weizen, 38.882 Meter⸗Centner Roggen, 


92.526 1 Gerſte, 47.921 5 Hafer, 

50.486 Mais, 17.157 ’ Olſaaten, 
9.091 ; Mehl u. Kleie, 2.052 N Wein, 

3.655 A Zucker, 1.193 Hektoliter à 100% Spiritus. 


Der Aſſecuranzwert dieſer Waren ſtellt fi auf 3,948. 450 fl. öſt. Währ. 


Sanitäts-Angelegenheiten. 
Beſuch der ſtädt. Volksbäder im November 1896. 


männliche weibliche 
Perſonen 


II. Bez., Treuſtraße 60 — 2900, davon 2613 287 
(Eröffnet Auguſt 1892.) 

III. Bez., Apoſtelgaſſe 18 — 4723, „ 4313 410 
(Eröffnet Auguſt 1891.) 

IV. Bez., Klagbaumgaſſe 4 — 3592, „ 20970 622 
(Eröffnet Juni 1893.) 

V. Bez., Einſiedlerplatz — 5478, „ 4872 606 
(Eröffnet Auguſt 1890.) 

VI. Bez., Eßterhaͤzyg aſſe 2 — 4891, „ 4174 717 
(Eröffnet Auguſt 1892.) 

VII. Bez., Mondſcheingaſſe9 — 4035, „ 3464 571 
(Eröffnet December 1887.) 

VIII. Bez., Florianigaſſe 30 — 5051, „ 4209 842 
(Eröffnet Auguſt 1892.) 

IX. Bez., Wieſengaſſe 17 — 3089, „ 2627 462 
(Eröffnet Auguſt 1892.) 

X. Bez., Erlachplatz — 5372, „ 4772 600 
(Eröffnet Auguſt 1890.) 

XIV. Bez., Heinickegaſſe 3 — 3727, „ 3390 337 


(Eröffnet December 1894.) 
Zuſammen . 42858, davon 37404 5454 


Gewerbe Angelegenheiten. 


Ausweis über das Lehrlingsſtellen⸗Nachweiſeamt 
des Wiener Magiſtrates. 


Vom 1. bis 30. November 1896: 


Meiſteran meldungen 12 
Lehrlingsan meldungen 19 
Vermittlungen 2 
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Seit dem Beſtande des Lehrlingsſtellen-Nachweiſeamtes 
(d. i. ſeit 8. Mai 1888): 
Meiſteran meldungen. . . 5505 
Lehrlingsanmeldungen . . . 5827 
Vermittlungen 2538 


Buubewegung. 


(Die in Klammern eingeſtellten Zahlen ſind die Geſchäftsnummern der 
Acteuſtücke im Baudepartement des Magiſtrates für den I. bis IX. Bezirk. — 
Für den X. bis XIX. Bezirk bedeuten die eingeklammerten Zahlen die Geſchäfts⸗ 
nummern der betreffenden magiſtratiſchen Bezirksämter.) 


Geſuche um Naubewilligungen wurden überreicht: 
vom 10. December bis 14. December 1896: 


Für Neubauten: 
I. Bezirk: Haus, Neuer Markt 7, von Friedrich Schachner, Schwind— 
gaſſe 14, für Ad. Jos. Fürſt Schwarzenberg, Bau— 
führer St. Hanuſch (9269). 
II. Bezirk: Haus, Wallenſteinſtraße, Einl.⸗Z. 2353, von Heinr. Weiner, 
Wintergaſſe 29, Bauführer L. Ritter (9289). 
VII. Bezirk: Haus, Kaiſerſtraße 79, von Paul & Joſef Weiß, Lange— 
gaſſe 24, Bauführer? (9285). 


Für Zubauten: 
XII, Bezirk: Zwei Hoftracte, Hetzendorferſtraße 88, Einl.-Z. 187, von 
Anton und Magdalena Kern, ebenda, Bauführer Joſef 

Hartl, Baumeiſter (39061). 


Für Adaptierungen: 
II. Bezirk: Raimundgaſſe 1, Malzgaſſe 8, von Theodor & Georg 
Meichl, Bauführer J. Kielmayer (9270). 
0 „ Krummbaumgaſſe 2, von Ludwig Chiger, Bauführer A. 
Sallatmeyer (9287). 
10 > Wallenſteinſtraße 47, von Joſef Kollowrat, Bauführer? 
| (9312). 
IV. Bezirk: Favoritenſtraße 22, von Eduard Bayer, Bauführer J. 
Zieſer (9306). 
VII. Bezirk: Zieglergaſſe 69, von Bernhard Löwy, Bauführer J. Kiel— 
mayer (9265). 
A 1 Mariahilferſtraße 82, von H. F. Lederer & A. Schwein— 
burg, Baumeiſter (9326). a 
IX. Bezirk: Liechtenſteinſtraße 12, von Alfons Feldmann, Liechtenſtein— 
ſtraße 3, Bauführer Allgem. öſterr. Baugeſellſchaft (9270). 
7 ai Liechtenſteinſtraße 38, von Anton Schmid, Bauführer 
Anton Klein (9321). 
XVII. Bezirk: Hernals, Geblergaſſe 19, von Löwit & Comp., Bauführer 
Joſef Grünbeck (43321). 
XVIII. Bezirk: Währing, Semperſtraße 15, von Thereſia Neßler, ebenda, 
Bauführer Leopold Scherer (40261). 


1 5 Gerſthof, Salierigaſſe 27, von Franz Kainer, ebenda, 
Bauführer Joſef Schmatera (40417). 
Pr 5 Pötzleinsdorferſtraße 5, von M. Weiniger, ebenda, Bau— 


führer Adalbert Prokſch (40508). 


Für diverſe (geringere) Banen: 
VI. Bezirk: Hütte, Wallgaſſe 36/38, von Rohrer & Büchl, XIII, 
Felbigergaſſe 26, Bauführer Ferd. Frühſchütz (9277). 
XII. Bezirk: Schupfen, Hetzendorferſtraße 56, von Marie Flügel, 
ebenda, Bauführer? (39107). 


Für Stockwerks⸗Aufſetzungen: 


III. Bezirk: Keinergaſſe 8, von Adolf & Karl Stigler, Baumeiſter 
(9290). 
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Hefude um Nekanntgahe der Naulinie wurden überreig t: 
V. Bezirk: Obere Bräuhausgaſſe 4, von Frauz Oſer (9280). 
XII. Bezirk: Ober⸗Meidling, Zenogaſſe, Einl.⸗Z. 23, Cat.⸗Parc. 39/1, 39/2, 
Bauſt. 31/3, 31/4, von Anton Blaſchke, V., Griesgaſſe 25, 
(39289, 39290). | 
1 „ Unter⸗Meidling, Einl.⸗Z. 1118, Cat.⸗Parc. 225/7, von Franz 
Preßler, Breitenfurterſtraße 1 (39432). 


Demolierungsanzeigen wurden überreicht: 


I. Bezirk: Schwertgaſſe 4, von Joh. Seit! & Alb. Klee, Baumeiſter 
(9263). 


Gewerbeanmeldungen vom 9. December 1896. 


(Fortſetzung.) 


Guldenbrein Antonie — Geflügelhandel — XII., Schönbrunnerſtr. 154. 
Knopf Martin — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — X., Simmeringerſtr. 180. 
1855 n Marie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — I., Teinfalt- 
raße 10. 
Meiſchl Franz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIII., Einwanggaſſe 39. 
Ortner Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — I., Judenplatz 7. 
fraß e Amalia — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIV., Goldſchlag— 
traße 62. 
Bubnik Johanna — Marktvictualien-Verſchleiß — X., Eugenmarkt. 
Heuer Eduard — Marktvictualienhandel — VI., Markthalle Zelle 29. 
Haindl Auguſtine — Verkauf von Obſt im Umherziehen — III., Ge— 
ſtettengaſſe 36 a. 
Dietrich Marie — Plaidlergewerbe — I., Bauernmarkt 2. 
Hell Stanislaus — Ring⸗ und Kettenſchmied — III., Geuſaugaſſe 46. 
Kothbauer Anton — Sandverſchleiß — III., Hohlweggaſſe 22. 
Kriehava Marie — Schuhmachergewerbe — X., Senefeldergaſſe 20. 
Eſtrle Karl Leopold — Tiſchlergewerbe — XIII., Hütteldorferſtr. 331. 
Keſtenberg Samuel — Uhrenverſchleiß — VI., Engelgaſſe 10. 
Harrer Johann — Erweiterung der Coneeſſion zur Verabreichung von 
Kaffee, anderen warmen Getränken und Erfriſchungen, auf die Berechtigung 
zur Verabreichung von warmem Thee unter Zuſatz von Rum — X., Him— 
bergerſtraße 77. 
Guhna Eliſe — Victualien-Verſchleiß — III., Mohsgaſſe 7. 
Stöſſel Julius — Verſchleiß von Würſteln und Gebäck — III., Hintere 
Zollamtsſtraße 3. 
f Gepp Leopold — Zuckerbäckerwaren-Verſchleis — XIV., Prinz Karl— 
gaſſe 1. 
Mrkwa Adalbert — Zuckerbäckerwaren-Verſchleiß — III., Hauptſtr. 64. 


* * 
* 


Gewerbeaumeldungen vom 10. December 1896. 


Braunſteiner Othmar — Cantinenbetrieb mit den Berechtigungen des 
§ 16, lit. b, o, d — Gut Cobenzl. | 
Böhm Johann — Chriſtbaumhandel — X., Columbusplatz. 
Sterneck Juliana, geb. Schirmböck — Handel mit Eingeweiden von 
Schweinen — XVI., Arltgaſſe 46. 
5 N Guſtav v. — Flaſchenbierhandel — XVIII., Währing-Weinhaufer- 
ſtraße 61. 
8 As Alexander — Fleiſch-Verſchleiß — XVIII., Währing-Weinhauſer⸗ 
ſtraße 61. 
Kaltenböck Magdalena — Galvaniſeurgewerbe — VII., Mariahilferſtr. 44. 
Beyer Richard — Gaſtwirtsgewerbe — XVI., Friedrich Kaiſergaſſe 17. 
Hauſenblas Thereſia — Verſchleiß von Gebäck und Butterbrod — VIII., 
Piariſtengaſſe 45 (Piariſten⸗Gymnaſium). 
Kapp Aloiſia — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVIII., Schopenhauerſtr. 73. 
Ottinger Aurelia — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VIII., Joſefſtädterſtr. 32. 
Prinz Marcus — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XIV., Goldſchlagſtraße 57. 
Teichmann Franz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVII., Bergſteigg. 44. 
Zimmer Juliana — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XVII., Dornbacher⸗ 
ſtraße 123. | 
Leutner Franz — Kleidermachergewerbe — XVIII., Hildebrandgaſſe 10. 
Eßmayer Johann — Kleinfuhrwerksgewerbe mit der Lic.-Nr. 1381 — 
IV., Weyringergaſſe 36. | 
Richter Leopold — Kleinhandel mit Breunmaterialien — XVIII., Karl 
Ludwigſtraße 9. 
Brand Chaje Biene — Mechaniſche Stickerei — VIII., Piariſtengaſſe 2. 
Wagner Klotilde — Naturblumenhandel — IX., Währingerſtraße 33/35. 
Lebiedzki Laura — Privatlehrauſtalt für Maßnehmen, Schnittzeichnen 
und Kleidermachen — IX., Alſerſtraße 30. 
Grub Johann — Schuhmacher — VIII., Tigergaſſe 18. 
Granzer Franz — Selchwaren-Verſchleiß — II., Schreygaſſe 6. 
Angerer Therefia — Übernahme von Stoffen und Kleidern zum chemiſchen 


Putzen und Färben — VIII., Langegaſſe 3. 
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Bilik Wenzel — Verabreichung von Speiſen — II., Kaiſerplatz 16. 

Poſpiſchil Joſef — Verabreichung von Speiſen, Ausſchank von Bier, 
Wein und Obſtwein und Haltung erlaubter Spiele mit Ausnahme des Billard— 
ſpieles — II., Schüttelſtraße 53. 

Würfl Thereſia — Victualien- und Canditen-Verſchleiß — XVIII., 
Haizingergaſſe 10. 

Haag Katharina — Verſchleiß von Zuckerwaren, Ausſchauk von Soda— 
waſſer mit und ohne Fruchtſäften — VIII., Langegaſſe 14. 

Izdny Karoline — Verſchleiß von Zuckerbäckerwaren und Canditen — 
IX., Nufsdorferſtraße 12. 


* * 
* 


Gewerbeaumeldungen vom 11. December 1896. 


Samek Jakob — Bettfedernreinigung — II., Glockengaſſe 4. 

Rouſek Barbara — Verſchleiß von Chriſtbäumen und Kränzen — XI., 
Eukplatz. a ee nn 

Zieſer Marie — Chriſtbäumeverkäuferin — II., Im Werd. 

Fried Regina — Commiſſionsweiſer Verkauf von Cognac in handels— 
üblich geſchloſſenen Gefäßen mit Ausſchluſs des Ausſchaukes und Klein-Ver— 
ſchleißes — J., Wipplingerſtraße 27. 

Mayer Anna — Dienſtvermittlung — XIII., Altgaſſe 1. 

Brigittenauer Kindergarten-Verein (Obmann Frauz Kaſchl, II., Rafael— 
gaſſe 18) — Errichtung und Führung von Kindergärten — II., Wintergaſſe 15 
Othmargaſſe 27. 

Borowiéka Marie — Fiſchhandel — XVII., Markt auf dem Dornerplatze. 

Dubs Eſther, geb. Lipina — Fleiſch-Verſchleiß — XVI., Neulerchenfelder— 
ürtel 2. 

g Fick Antonie — Gaſt- und Schankgewerbe — XIII., Linzerſtraße 59. 

Bubich Johaun — Geflügelhandel im Umherziehen — XII., Rothe Mühl— 
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gaſſe 4. 
Horak Giſela — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Am Tabor 28. 
Trauner Franz — Handelsagent — III., Faſangaſſe 23. 
Brichta Johann — Herrenkleidermacher — X., Simmeringerſtraße 121. 
Jinda Karl — Hufſchmied — II., Handelsquai 420. 
Kanrinsky Eliſabeth — Kammachergewerbe — XIV., Braunhirſcheng. 17. 
Leb Ludwig — Kleinhandel mit Brenumaterialien — IX., Sobieski— 
gaſſe 28. 

Miſchkof Adolf — Kleinhandel mit Brennmaterialien — III., Haupt— 
ſtraße 144. 

Ulm Marie — Marktvictualienhandel — IV., Naſchmarkt. 

Herr Marie — Maſſeuſe — III., Marokkanergaſſe 8. 

Gauguſch Thereſia — Milch-, Gebäck- und Canditen-Verſchleiß — IV., 
Weyringergaſſe 23. 

Rotter Anton — Verſchleiß von Nadelbaumzapfen im Umherziehen — 
X., Quellengaſſe 106. 

Rittner Reinhold — Verſchleiß von Obſt und Grünzeugwaren — XVI., 
Thaliaſtraße 117. 

Drexler Joſef — Verſchleiß von Papier und Kurzwaren mit Einſchluſßs 
von Schreib- und Zeichen-Requiſiten — XIII., Linzerſtraße 271. 
Hollowatſch Thereſe — Pfaidlerei — XVI., Neulerchenfelder Haupt— 
ſtraße 38. ö 

Ruth Joſefa — Pfaidlerei — XV., Märzſtraße 7. 

Hackl Franz — Reinigung von Schaufenſtern, Glasdächeru, Fußböden, 
Thüren, Facaden ꝛc. — IV., Margarethenſtraße 30. 

Buchta Anna — Schuhwaren-Verſchleiß — II., Taborſtraße 43. 


Hornung Heinrich — Verkauf von Schul- und Gebetbüchern ꝛc. — III., 


Löwengaſſe 33. 

Barth Joſef — Selchwaren-Verſchleiß — X., Eckertgaſſe 10. 

Janata Marie — Verſchleiß von Selch-, Wurſt- und Fleiſchwaren — 
XV., Schönbrunnerſtraße 15. 

Kreuzer Margarethe, verehel. Kummer — Selchwaren-Verſchleiß — IV., 
Hauptſtraße 39. 

Paulick Friedrich Leopold — Tiſchler — III., Schwalbengaſſe 5. 

Bogner Friedrich — Verabreichung von Speiſen, Ausſchank von Bier, 
Wein und Obſtwein und Haltung erlaubter Spiele mit Ausnahme des Billard— 
ſpieles — II., Circusgaſſe 30. 

Poppowits Peter — Verabreichung von Kaffee, Thee, Chocolate, anderen 
warmen Getränken und Erfriſchungen, ſowie Liqueuren aller Art und von 
Flaſchenbier, dann Verabreichung von kalten Speiſen und Wein in Flaſchen 
und Haltung eines Billards — II., Kleine Schiffgaſſe 10. 

Zjalits Marie, geb. Kotzian — Victualien-Verſchleiß — X., Eugeumarkt. 


7 * 
* 


Gewerbeaumeldungen vom 12. December 1896. 


Holperſon Adolf, Dr. — Advocat — J., Werderthorgaſſe 4. 

Heller Anna — Chriſtbaumhandel — IX., bei der Markthalle. 

Kieſewetter Anton — Chriſtbaumh andel — IX., Platz bei der Ser— 
vitenkirche. 

Porcal Sophie — Verſchleiß von Chriſtbäumen — VII., Kaiſer— 
ſtraße 5/7. 

Zagler Eduard — 


Chriſtbaumhandel — IX., Schubertgaſſe, bei der 
Anno ncenſäule. 
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Goldner Iſrael — Handel mit Damenkleidern — I., Salzthorgaſſe 11. 
Vambera Joſef — Drechsler — XII., Aichhorngaſſe 11. 
5 Löwy Leopold — Herausgeber des „Converſationsblattes“ — IX. Türken⸗ 

ſtraße 25. 

Graf Franz Colloredo-Mausfeld als Präſes des n.⸗ö. Jagdſchutzvereines 
— Herausgabe der periodiſchen Druckſchrift „Mittheilungen des n.⸗ö. Jagd⸗ 
ſchutzvereines“ — J., Zedlitzgaſſe 2. 

Löwy Leopold — Herausgeber des „Neuen Wiener Blattes“ — IX., 
Türkenſtraße 25. 

Vielguth Joſef — Fiſchverkauf — XVI., Markt in der Gaullachergaſſe. 

Zvonarits Karl — Fleiſch-Verſchleiß — VII., Markthalle. 

Hanſer Eduard — Schankgewerbe (Nichtbetrieb) — XIX., 
ſtädterſtraße 139. 

Neumayr Jakob & Franz — Verkäufliches Gaſtwirtsgewerbe — J., 
Tiefer Graben 3. 

Drill Ignaz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Kaiſer Joſefſtraße 29. 

Grzeſiak Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — J., Regierungsgaſſe 3. 

Hein Leopoldine — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — IV., Hauptſtraße 66. 

Rohrbeck Franz Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVIII., Währinger⸗ 
gürtel 121. | 

Schrammel Johauna — Fortbetrieb des Gürtlergewerbes — VII., 
Bandgaſſe 8. 

Klein Leopold — Handelsagentie — VII., Kaiſerſtraße 11. 

Aigner Philipp — Verſchleiß von Haus- und Küchengeräthſchaften — 
J., Tuchlauben 25. 

Manaszil Alois — Kaffeeſiedergewerbe — XVI, Ottakringerſtraße 63. 

Wölfl Adolf — Koſtgeber — I., Krugerſtraße 6. | 

Groszmann Anna — Mechaniſche Strickerei — II., Schmelzgaſſe 15a. 

The Singer Manufacturing Cie. — Handel und Erzeugung von Näh- 
maſchinen — J., Nibelungengaſſe 8. 

Adocker Anna — Naturblumen-Verſchleiß — VII., Markthalle, Zelle 
Nr. 59. ö nr | 
Borowiec Leopoldine — Pfaidlerin — XVIII., Martinſtraße 78. 

Günzig Hedwig — Pfaidlergewerbe — J., Tuchlauben 18. 

Naſtaſchin Francisca — Pfaidlergewerbe — XIV., Schönbrunner— 
ſtraße 50. | 

Beyer Joſef — Schloſſergewerbe — VII., Kaiſerſtraße 81. 

Friſch Johanna — Verſchleiß von Spirituoſen in handelsüblich ver— 
ſchloſſenen Gefäßen — III., Prager Reichsſtraße 6. 

Böjty Joſef — Tapezierer gewerbe — J., Kantgaſſe 3. 

Stupal Stefan — Taſchner — VII., Neuſtiftgaſſe 17. 

Drimala Karoline — Victualien- und Canditen-Verſchleiß — XVIII., 
Anton Frankgaſſe 8. 

Breitenſtein Lucas — Vogelhandel — II., Hotel du Nord. 

Blümel Eliſabeth — Zeitungs-Verſchleiß — J., Seilergaſſe 2. 

Kunz Thereſia — Zeitungs Verſchleiß — I., Rauhenſteingaſſe 8. 

Zalivani Johann Maria — Zuckerbäckergewerbe — II., Rafaelgaſſe 28. 


Heiligen⸗ 


* * 


Gewerbeaumeldungen vom 14. December 1896. 


Böhm Karl, Dr. — Ausübung der Advocatie — XIX., Gatterburg— 
aſſe 10. 
g Köninger Peregrin — Verſchleiß von friſchen und getrockneten Blumen 
und Kränzen ſowie Chriſtbäumen auf Märkten und deu dazu beſtimmten 
Plätzen im XV. Bezirke — XV., Goldſchlagſtraße 5. 

Dutter Martin — Verſchleiß von Brennholz, Kohlen und Coaks — 
VIII., Piariſtengaſſe 10. 

Singer Bernhard — Kleinhandel mit Brennmaterialien — V., Oppel⸗ 
aſſe 1. 5 
Weigl Joſef — Verkauf von Chriſtbäumen — XVII., Veronikagaſſe 25. 
Zajicek Marie — Verſchleiß von Chriſtbäumen und Chriſtbaumſchmuck — 
am Kolonitzplatz. 
Feish Julius — Drechslergewerbe — V., Wienſtraße 67. 
Jurſa Martin — Drechsler — XIV., Geibelgaſſe 1. 
Exel Lorenz — Faſsbindergewerbe — XI., Simmeringerlände 88. 
Schreiber Wilhelm — Fiaker-Licenz-Nr. 799 — V., Zentagaſſe 32. 
Bürzelmayer Johann — Gaſtwirtsgewerbe — V., Matzleinsdorfer— 
linie 1. 

Mar eſch Ignaz — Pachtbetrieb des Gaſt- und Schankgewerbes — XIX., 
Heiligenſtädterſtraße 37. d 

Sandbauer Johann — Gaſtwirtsgewerbe — V., Wolfganggaſſe 34. 

Horn Hermann — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — X., Simmeringer- 
ſtraße 163. | 

Stiegler Franz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Spengergaſſe 15. 

Ziſchkofsky Johann — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Traubengaſſe 6. 

Bauer Ignaz — Dauernde Geſchäftsbeſorgung gegen Proviſion für die 
„North British“ — VIII., Schlöſſelgaſſe 19. 

un Karl — Kehlleiſten⸗- und Rahmen-Erzeugung — XII., Pouthon⸗ 
gaſſe 9. 
f Kocheles Charlotte — Kleinverſchleiß von gebrannten geiſtigen Ge— 
tränken — XVII., Leopold Ernſtgaſſe 21. 

Ficene Joſef — Korbflechtergewerbe — V., Krongaſſe 14. 

Tomek Marie — Marktvictualienhandel — II., Phorushalle. 


III., 


2060 Nr. 100. — 15. December 1896. — Allgemeine Nachrichten ꝛc. 


P I , HN INT NIENENNI IINIINANIISINANNNNNNNANAND.NDNDNDNNTNENDNINNNNNAIAN 


. N 7 2 5 
— NIN NQ CNN N N N N w c c x cx T = = = 


Nett Marie — Naturblumenhandel — III., Rennweg 33. Seite 
ri ilh * | Pr 2 . = 
0 | Photographie ohne Anwendung von Preſſen — V., Stenographiſcher Bericht über die öffentliche Sigung des Ge⸗ 
Zahrgeczkowski Hermine — Schloſſergewerbe — XVII., Mayßen— meinderathes vom 11. December 1896. 
gaſſe 19. Inhalt: 


Stehlik Johann — Schuhmacher — III., Strohgaſſe 3. ; ; 
i 1 9 Friederike — Wein- Verſchleiß in Faſchen — VIII., Laudon⸗ 1 1 Pall | 8 
aſſe 18. 5 em.⸗Rathe allmann wegen Fern— 
; Sommariva Jakob — Zuckerbäckergewerbe — V., Anzengrubergaſſe 8. bleiben: 3 3 2036 
2. Beantwortung der Interpellation des Gem.⸗Rathes Kreiſel, 
betreffeud die Eröffnung eines Gehweges in der Rechten Bahn— 
gaſſe im III. Bezirke auf die Dauer der Wintermonate . . . 2036 
3. Desgleichen jener des Gem.⸗Rathes Dr. Reiſch, betreffend die 
Trottoirherſtellung auf der Hohen Warte 2036 


Inhalt: Seite Interpellation: 
5 a 4. Gem.⸗Rath Sauerborn, betreffend die Erledigung feines 
8 5 .. über die öffentliche Sitzung des Antrages in Angelegenheit der Eröffnung der Erlachgaſſe im 
emeinderathes vom 10. December 1896. J)) y ee a a 2036 
Inhalt: Auträge: 
Mittheilungen des Vorſitzenden: 5. Gem.⸗Rath Steiner, le die Beſpannung der Kranfen- 
8 b trausport- und der Desinfectionswägen mit Pferden. .. 2036 
1. Entſchuldigung der Gem.-Räthe Schedifka, Polzhofer, 5 5 5 i a 16 8 
Dr. v. Billing und Hallmann wegen Fernbleibens .. . 2013 N ;!!! nk Vorlage des 20 
2. Spende Ihrer Majeſtäten des Kaiſers und der Kaiſerin zur 7. G Nat R. 9275 fend die Ei 77 i a 
Auſchaffung von Brennmaterialien für die Armen... 2013 ö ei 15 111 15 ai a 0 ee i 
3. Spenden der Oſterr. Gasbeleuchtungs-Actiengeſellſchaft für die e sales e e e NEED 2037 
Armen des XII. XIV. und XV. Bezirks 2013 8. Gem.⸗Rath Mer e Einführung des Unterrichtes . 
4. Spendeu eines Ungenanntſeinwollenden für wohlthätige Zwecke FE er Gabelsberger' St ; 0 “ot äd 
zu Gunſten des XIV. Bezirkeeeee s.. e Sam BEDHIO EU EB: 7 
5. Spende des Herrn Rudolf Wittmann für die ftädtifchen El 22 Er I Zn a 2 0 
Sammlungen 2013 Referat: 
ö 9. Gem.⸗Rath Hraba, betreffend den Hauptrechnungsabſchluſs der 
Einlauf: Stadt Wien und die Rechnungsabſchlüſſe der der Gemeinde Wien 
6. Reſolution des Centralverbandes der Hausbeſitzervereine von unterſtehenden Fonde pro 18vꝛ—- .. 2037 
Wien und Umgebung, betreffend deſſen Beiſtimmung zu dem . 
1 des Gemeinderathes in Angelegenheit der Erbauung Aeſchluſs- Protokoll der vertraulichen Sitzung des Gemeinderathe⸗ 
ſtädtiſcher Gaswerzkt een 2013 vom 11. December 1896. 
7. Petition desſelben Verbandes, betreffend Stellungnahme gegen Inhalt: 8 
die Steuerbefreiung der auf militär⸗ärariſchen Gründen auszu— N e N 
führenden Neubauten 2014 1. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Neumayer, betreffend Perſonalzulage 
un. ff. wre 2052 
Interpellationen: 2. 999 1 e, betreffend einmalige Gratification für Hermine 7055 
i g ICH USERN LEI Se ee ð ee ae a Be er 2 5 
8. wre „ betreffend die Trottoirherſtellung auf 9015 3. betreffend den Fortbezug der Guadengabe für Adel— 
. - HERE EE BES EEE e A ee ee Fe a a 2052 
9. C ale im Ill. . 4. Derſelbe, betreffend Verleihung des Bürgerrechtes an R. 
. 9 Bez 2015 ee 5 5 FFV 2053 
Giſẽẽcß „%% . . . 1 1 . 2 f 
10. Gem,-Räthe Bärtt, Obriſt und Tifhler, betreffend die Un. 6. Herſelbe, beitefeud Grsdengabe für O. Peibel . 2083 
pflaſterung des zwiſchen der Wiedener Hauptſtraße und der 15 Gem. - Rath Dr. Mayreder, betreffend Ehvenhonorare, An— 
Margarethenſtraße gelegenen Theiles der Schleifmühlgaſſe .. 2015 erkennungen ꝛc. anläſslich des Projectes für den Umbau der 
Wahlen: SUONZENSDENGEs u 8 1a a Na Br ae 8 2053 
11. Bekanntgabe des Ergebniſſes der in der Sitzung vom 4. De⸗ Allgemeine Nachrichten: 
cember d. J. vorgenommenen Wahlen in das Curatorium der Mayerhofer's Handbuch für deu politiſchen Verwaltungsdienſt .. . 2053 
Kaiſer Franz Joſefs⸗Stiftung und in die zur Prüfung der auf die Eintragung der Firma „Gemeinde Wien — Städtiſche Gaswerke“ . 2053 
Erweiterung der Hochquellenwaſſerleitung bezüglichen Rechnungen Hündeſtener peo s? Dee Rs 2053 
9 
einzuſetzenden Commiſſinsnnnnnnsv? F 2015 Commiſſion für Verkehrsanlageennuniunin?ss 2054 
Landtagswahl im V. Bezirke: 
Referate: Reclamationen gegen die Wählerliſtendmn d 2054 
12. „Rath Dr. Mayreder, betreffend das Project für den Schul⸗Angelegenheiten: ng 
199 5 Franzensbrcke 3 1 Re 1 N 5 | . . . 2016 0 ene no I N 3 2055 
13. Derſelbe, betreffend das Project für die Herſtellung eines roviſtomerungs⸗Angeleget 5 BE: j 
Theiles der linksſeitigen Widerlagsmauer der Wienflufsregu- Täglicher Fleiſchmarkt vom 6. bis 14. December 1899. 2055 
lierung entlang dem Gumpendorfer Schlachthauſe (Vertagt) .. 2021 Pferdemarkt vom 11. December 18966 .. 2056 
14. Derſelbe, betreffend das Project der Actiengeſellſchaft der Schlachtviehmarkt vom 14. December 1895 RÄ . 2056 
Wiener Localbahn für den Ausbau der Localbahn Wien—Neu⸗ Preisbewegung an der Börſe für landwirtſchaftliche Producte in Wien 5 
dorf Guntramsdorf nach St. Marx und in die Innere Stadt . 2021 vom 12. December 18909 . . 205⁵6 
15. Gem.⸗Rath Seichert, betreffend Umgangnahme von der Er- Theilweiſe Behebung der beſtehenden Beſchränkungen des Verkehres 
richtung einer Pumpſtation bei Moosbrunnn 2023 mit Klauenthieren aus Steiermark nach Niederöſterreich .. . . 2056 
16. Gem.⸗Rath Rauer, betreffend die Subventionierung des St. 1 neh BB J 2057 
rentius⸗Kir verei den Kirchen⸗ und Pfarrhofb anitats⸗ Angelegenheiten n 
75 . . 1 5 \ N Ken Pl chof . 2023 Beſuch der ſtädtiſchen Volksbäder im November 18999. 2057 
17. Gem.⸗Rath Tomola, betreffend Zuſchuſscredit zu den Bezirks⸗ Gewerbe⸗ Ungelegenheiten . i 
I 8 Aalaik „Aushilfen“ und „Beſoldungsvorſchlſſe⸗ . 2027 Ausweis über das Lehrlingsſtellen⸗Nachweiſeamt des Wiener BE 
18. Derſelbe, betreffend die Subventionierung des Salmannsdorfer Magiſtrates vom 1. bis 30. November 18999. 2057 
Verſchönerungs⸗Comit asu 2027 | Baubewegung: 8 
19. Gem.⸗Rath Hraba, betreffend den Hauptrechnungsabſchluſss der Geſuche um Baubewilligungen vom 10. bis 14. December 1896 . . 2058 
Stadt Wien und die Rechnungsabſchlüſſe der der Gemeinde Gewerbeanmeldungꝭd«nn 0000000 2058 


Wien unterſtehenden Fonde pro 1895 (General-Debatte) .. . 2028 Kundmachungen. 
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